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Abfallwirtschaftsplan für das Land Brandenburg 
Fortschreibung 2023 

Teilplan „Siedlungsabfälle“

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz 

Vom 21. Mai 2024

Vorwort

Alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens sind mit dem 
Entstehen von Abfällen verbunden. Abfallentsorgung ist des-
halb eine wesentliche Leistung der öffentlichen Hand und der 
privaten Wirtschaft. Zudem kommt dem Umgang mit Ab-
fällen im Sinne einer echten Kreislaufwirtschaft unter den 
Gesichtspunkten des Gesundheits- und Umweltschutzes, der 
Ressourcenschonung und der Nachhaltigkeit, damit auch des 
Klimaschutzes, nicht nur in der Gegenwart, sondern auch für 
zukünftige Generationen eine besondere Bedeutung zu. Die mit 
der Bewirtschaftung der Abfälle befassten Akteure haben bei 
ihren operativen Tätigkeiten die sich aus dem Abfallrecht er-
gebenden Vorgaben und Ziele zu beachten.

Für das Land Brandenburg sind dementsprechend die Ziele und 
Anforderungen an eine funktionierende Abfallwirtschaft und 
die dafür erforderlichen abfallwirtschaftlichen Maßnahmen zu 
formulieren und umzusetzen. Die landesrechtliche Planungs-
verantwortung für die Abfallbewirtschaftung ist Aufgabe der 
zuständigen obersten Landesbehörde. Planungsinstrument ist 
der nach den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und 
des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes auf-
zustellende Abfallwirtschaftsplan.

Im Jahr 2020 fielen im Land circa 1,21 Millionen Tonnen (Mio. t)  
Siedlungsabfälle und circa 1 Mio.  t gefährliche Abfälle an. 
Auf öffentlich zugänglichen Deponien wurden etwa 1,3 Mio. t 
Abfälle deponiert. Wesentliche Aufgabe des Abfallwirtschafts-
plans ist es, für diese und die zukünftig anfallenden Abfälle, die 
Entsorgungssicherheit zu gewährleisten.

Durch die Abfallwirtschaftsplanung werden im Interesse der 
im Land gegenwärtig und zukünftig lebenden Menschen hoch-
rangige Ziele des Umweltschutzes, der Ressourcenschonung, 
der Nachhaltigkeit und Minimierung von negativen Umwelt-
auswirkungen definiert und Maßnahmen zu deren Umsetzung 
getroffen. Dies betrifft vor allem die Bereiche der getrennten 
Erfassung und der Abfallvermeidung.

Die im Land Brandenburg anfallenden Abfälle unterscheiden 
sich nach Art, Herkunft und Verbleib. Daraus ergeben sich 
unterschiedliche abfallwirtschaftliche Anforderungen an die 
mit der Abfallbewirtschaftung befassten Akteure. Deshalb 
erfolgt die vorliegende vierte Fortschreibung des Abfallwirt-
schaftsplans in Form der drei Teilpläne „Siedlungsabfälle“, 
„Gefährliche Abfälle“ sowie „Mineralische Abfälle“.

Der Teilplan „Siedlungsabfälle“ verfolgt neben der Gewähr-
leistung der Entsorgungssicherheit insbesondere die Stärkung 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

der Vermeidung, der Vorbereitung zur Wiederverwendung, der 
getrennten Sammlung zur Erzielung gut recycelbarer Abfall-
fraktionen und damit verbunden der Reduzierung der Menge an 
gemischten Siedlungsabfällen.

Im Vordergrund des Teilplans „Gefährliche Abfälle“ steht die 
ununterbrochene Gewährleistung der Entsorgungssicherheit 
dieser Abfälle. Alle Phasen der Entsorgung gefährlicher Ab-
fälle unterliegen besonders hohen Anforderungen. Der Teilplan 
„Gefährliche Abfälle“ stellt die erforderlichen Maßnahmen der 
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung dar, um diesen An-
forderungen gerecht zu werden.

Der Teilplan „Mineralische Abfälle“ schafft die Grundlagen zur 
langfristigen Deckung des Bedarfs an erforderlichem Deponie-
raum.

Die Teilpläne geben die Ziele der Abfallwirtschaft für die kom-
menden Jahre vor. Sie werden nach sechs Jahren überprüft und 
bei Bedarf fortgeschrieben und dienen den an der Abfallwirt-
schaft Beteiligten zur Orientierung und als Entscheidungshilfen 
für die erfolgreiche Bewältigung der anstehenden Aufgaben.
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0	 Einleitung/Rückblick

Seit nunmehr 32 Jahren erfolgt im Land Brandenburg eine 
kontinuierliche Abfallwirtschaftsplanung. Zu Beginn stand in 
den Jahren nach 1990 der Aufbau neuer und modernerer ab-
fallwirtschaftlicher Strukturen auf der Basis des mit dem 
Einigungsvertrag in Kraft getretenen bundesdeutschen Ab-
fallrechts im Mittelpunkt. Bedeutende Schwerpunkte der seit-
dem aufgestellten Abfallwirtschaftspläne für den Bereich der 
Siedlungsabfälle waren:

-	 die Neuorganisation der Abfallwirtschaft auf der Ebene der 
Landkreise und kreisfreien Städte einschließlich der Bil-
dung von Abfallzweckverbänden,

-	 die Schaffung von Entsorgungssicherheit für die privaten 
Haushaltungen sowie die ansässige und ansiedlungswillige 
Industrie,

-	 die Stilllegung aller abfallwirtschaftlich nicht mehr be-
nötigten und technisch nicht geeigneten Altdeponien 
und Einleitung der erforderlichen Sicherungs- und Re-
kultivierungsmaßnahmen sowie die schrittweise Heran-
führung der weiterbetriebenen Deponien an den Stand der 
Technik,

-	 der flächendeckende Aufbau kombinierter Hol- und Bring-
systeme zur getrennten Sammlung und Erfassung von 
Wertstoffen aus privaten Haushaltungen und Gewerbe,

-	 der Ausstieg aus der Ablagerung unbehandelter nativ-orga- 
nikhaltiger Abfälle, der erheblich zur Reduzierung der Emis-
sion klimaschädlicher Gase, insbesondere von Methan, bei-
trug.

Für die letzte Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplans im Jahr 
2012 waren die folgenden Zielstellungen besonders bedeutsam:

-	 die weitere Intensivierung der getrennten Erfassung von 
Wertstoffen, insbesondere der getrennten Bioabfallerfassung,

-	 die Optimierung und Flexibilisierung der Restabfall-
behandlung insbesondere im Hinblick auf eine weiter-
gehende Ausschleusung stofflich und energetisch verwert-
barer (Abfall-)Bestandteile und

-	 die Nutzung der verfügbaren Steuerungsmöglichkeiten 
für Abfälle in hochwertige und effiziente Entsorgungs-
verfahren, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der 
Ressourcenschonung.

Nach dem nunmehr vorgelegten Abfallwirtschaftsplan Teilplan 
„Siedlungsabfälle“ sollen insbesondere gemischte Siedlungs-
abfälle vermieden und der Anteil der Siedlungsabfälle erhöht 
werden, die zur Wiederverwendung vorbereitet oder recycelt 
werden.

Dazu konzentriert sich das Land Brandenburg auf die Um-
setzung der Maßnahmen des vom Bund unter Beteiligung der 

Länder erarbeiteten Abfallvermeidungsprogramms [45] und 
den Ausbau der Sammelsysteme der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger. Die Sammelsysteme der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger sollen so ausgebaut werden, dass 
bei deutlicher Erhöhung der Erfassungsquoten möglichst die 
Wiederverwendbarkeit und Recyclingfähigkeit der getrennt 
gesammelten Abfälle erhalten bleibt und diese Abfälle den op-
timalen Verwertungswegen zugeführt werden. Die Verwertung 
der getrennt gesammelten Abfälle ist sicherzustellen.

1	 Aufgaben und Ziele der Abfallwirtschaftsplanung

Die Länder sind nach § 30 Absatz  1 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG)  [21] verpflichtet, Abfallwirtschaftspläne für 
ihre Gebiete aufzustellen. Sie werten diese Pläne mindestens 
alle sechs Jahre aus und schreiben sie bei Bedarf fort. Die Fort-
schreibung des Abfallwirtschaftsplans (AWP) aus dem Jahr 2012 
wird insbesondere aus den folgenden Gründen erforderlich:

-	 die Berücksichtigung der sich aus der Umsetzung des 
Legislativpakets der Europäischen Union zur Kreislauf-
wirtschaft in nationales Recht ergebenden Maßgaben auf 
Landesebene und die sich daraus ergebende Notwendigkeit 
der Weiterentwicklung des Bereiches der Siedlungsabfälle,

-	 die Weiterentwicklung des Bereiches gefährliche Abfälle,
-	 die aktuellen Anforderungen an die Gewährleistung der Ent-

sorgungssicherheit von mineralischen Abfällen insbesondere 
an die Deckung des Bedarfs an Deponiekapazitäten.

Zuständig für die Abfallwirtschaftsplanung des Landes Bran- 
denburg ist gemäß § 17 Absatz 1 des Brandenburgischen Ab-
fall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG) [42] das Minis-
terium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) 
als oberste Landesbehörde.

Nach § 17 Absatz 1 BbgAbfBodG [42] kann der AWP in Form 
sachlicher oder regionaler Teilpläne aufgestellt werden. Der 
AWP wird in Form von drei sachlich getrennten Teilplänen auf-
gestellt:

-	 Teilplan „Siedlungsabfälle“,
-	 Teilplan „Gefährliche Abfälle“,
-	 Teilplan „Mineralische Abfälle“.

Die Aufstellung erfolgt nach überörtlichen Gesichtspunkten, da 
es sich um eine Planung auf Landesebene handelt.

Die Inhalte des Abfallwirtschaftsplans Teilplan „Siedlungs-
abfälle“ beruhen auf den Anforderungen nach § 30 KrWG [21]. 
Nach § 17 Absatz 2 BbgAbfBodG [42] werden geeignete Fest-
legungen zur Umsetzung der gesetzlichen Ziele der Kreislauf-
wirtschaft, insbesondere der entstehungsortsnahen Abfallbe-
seitigung im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 3 BbgAbfBodG 
[42] sowie zur abfallwirtschaftlichen Kooperation zwischen 
Entsorgungsträgern in den AWP aufgenommen.

Ziele des AWP sind die Gewährleistung der Entsorgungs-
sicherheit für den Zeitraum von zehn Jahren, die Förderung 
der Abfallvermeidung und der hochwertigen Verwertung sowie 
die Verringerung der Menge und Schädlichkeit der zu be-
seitigenden Abfälle.



597Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 7. August 2024

Besonders erwähnenswerte Ziele in diesem Zusammenhang sind:

-	 die Förderung der Abfallvermeidung,
-	 der weitere Ausbau und die Gestaltung der getrennten 

Sammlung von Abfällen zur Förderung der Vorbereitung 
zur Wiederverwendung und des Recyclings sowie die 
haushaltsnahe Sammlung von Bioabfällen zur Ressourcen-
schonung und zum Schließen von Stoffkreisläufen,

-	 die Bekämpfung illegaler Entsorgungspraktiken einschließ-
lich ihrer Vorbeugung.

Für den AWP ergeben sich auf Grundlage einer fundierten Be-
standsaufnahme der gegenwärtigen Situation der Abfallwirt-
schaft im Land Brandenburg insbesondere folgende Aufgaben:

-	 die Gewährleistung der Entsorgungssicherheit,
-	 den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern (örE) bei der 

Erstellung der Abfallwirtschaftskonzepte (AWK) als Rah-
men und Orientierung zu dienen,

-	 den Abfallerzeugern und der Entsorgungswirtschaft eine 
wichtige Informationsgrundlage zur zukünftigen Entwick- 
lung der abfallwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, ins-
besondere bei der Entsorgung von Siedlungsabfällen, zu 
verschaffen,

-	 den zuständigen Zulassungs- und Überwachungsbehörden 
eine Orientierungsgrundlage und Richtlinie für ihr Ver-
waltungshandeln zu geben,

-	 die bisher auf Landesebene verfolgten Strategien, Grund-
sätze und Ziele der Abfallwirtschaft sowie die Eignung der 
dazu getroffenen Maßnahmen zu überprüfen und erforder-
lichenfalls anzupassen.

2	 Rechtliche Grundlagen

Die Abfallwirtschaft wird durch vielfältige Rechtsnormen, ins-
besondere auf der Ebene der Europäischen Union, der bundes-
deutschen Ebene sowie der Ebene der Länder geprägt und im 
Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge bis auf die kommu-
nale Ebene ausgestaltet. Das europäische, bundesdeutsche und 
brandenburgische Abfallrecht bildet daher den Rahmen für die 
Abfallwirtschaftsplanung des Landes Brandenburg.

2.1	 Recht der Europäischen Union (EU-Recht)

Zentrale abfallrechtliche Norm auf EU-Ebene ist die Richtlinie 
2008/98/EG über Abfälle - Abfallrahmenrichtlinie (AbfRRL) [1].

Die AbfRRL setzt die Rahmenbedingungen für das europäische 
Abfallrecht. In ihr sind die wesentlichen abfallrechtlichen Be-
griffe definiert. Sie begründet die fünfstufige Abfallhierarchie 
als Modell der Kreislaufwirtschaft - vorrangig Abfälle zu ver-
meiden oder stofflich zu verwerten - und die Regeln und Ver-
antwortlichkeiten für die Abfallbewirtschaftung.

Daneben existieren spezielle EU-Richtlinien für Abfalldeponien 
(Richtlinie 1999/31/EG) [11] oder zu speziellen Abfallarten wie 
Altautos (Richtlinie 2000/53/EG) [4], zur Beschränkung der  
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und 
Elektronikgeräten (Richtlinie 2011/65/EU) [5], über Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte (Richtlinie 2012/19/EU) [6], über Batterien 
und Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren 
(Richtlinie  2006/66/EG) [7], über Verpackungen und Ver- 

packungsabfälle (Richtlinie  94/62/EG) [8] und über die Ver-
ringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf 
die Umwelt (Richtlinie (EU) 2019/904 - Einwegkunststoffricht- 
linie) [9]; Bedeutung für die Abfallentsorgung hat schließlich 
auch die Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen [10].

Unmittelbar gilt die Verordnung (EU) 2019/1021 [15], die 
unter anderem eine verringerte Verwendung und sachgerechte 
Ausschleusung persistenter organischer Schadstoffe fordert  
(„POP-Verordnung“) und die Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 
über die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen 
[16]. Direkt wirkendes EU-Recht stellt auch die Entscheidung 
2000/532/EG [17] über ein Abfallverzeichnis dar - mit einer 
EU-weit harmonisierten Nomenklatur zur Einordnung von Ab-
fallarten entsprechend deren Herkunft.

Anforderungen an die Erstellung und an die Inhalte eines AWP 
finden sich vor allem in den Artikeln 28 sowie 30 ff. AbfRRL [1]. 
Gefordert ist danach unter anderem ein angemessenes Netz 
von Anlagen für die Entsorgung von Siedlungsabfällen. Die 
AbfRRL [1] ist - wie alle EU-Richtlinien - hinsichtlich des zu 
erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den Mitglieds-
staaten die Wahl der Form und der Mittel und bedarf daher der 
Umsetzung in nationales Recht.

2.2	 Bundesrecht

In Deutschland wurden die Bestimmungen der AbfRRL [1] ins-
besondere durch das KrWG [21] in nationales Recht umgesetzt.

Wichtiger Bestandteil zur Umsetzung des Konzepts der Kreis-
laufwirtschaft ist die fünfstufige Abfallhierarchie in § 6 Absatz 1 
KrWG [21]. Damit wird die Rangfolge der abfallwirtschaft-
lichen Maßnahmen Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederver-
wendung, Recycling, sonstige Verwertung und Beseitigung 
festgelegt. Darauf aufsetzend regelt § 8 in Verbindung mit § 7 
KrWG [21] die Rangfolge und Hochwertigkeit der in § 6 Ab-
satz 1 KrWG [21] aufgeführten Verwertungsmaßnahmen.

Mit der Novelle des KrWG [21], die ab dem 29. Oktober 2020 
in Kraft getreten ist, wurden die Ressourcenschonung und das 
Recycling durch weitere Anforderungen untersetzt. So sehen 
die Abfallvermeidungsprogramme nach §  33 KrWG [21] als 
Mindestanforderung nun 14 Abfallvermeidungsmaßnahmen 
vor. Die Abfallvermeidung soll auch Eingang in kommunale 
AWK finden. Zudem wurden explizite Vorgaben zur getrennten 
Sammlung bestimmter Abfallarten durch die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger in § 20 Absatz 2 KrWG [21] formuliert 
und der gesonderte Einschluss der Verfüllung in die sonstige 
stoffliche Verwertung für nicht gefährliche Bau- und Abbruch-
abfälle in § 14 KrWG [21] gestrichen. Die Zeiträume für das 
Erreichen der Recyclingquote von Siedlungsabfällen in Höhe 
von 65 Gewichtsprozent wurden zwar verlängert. Allerdings 
wurden die Berechnungsmodalitäten für die Recyclingquoten 
verändert (Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1004 [18]). 
Danach wird die recycelte Menge erst dort erfasst, wo sie tat-
sächlich dem Recycling zugeführt wird, was verschärfte An-
strengungen für das Erreichen der Recyclingziele bedeutet.

Die Abfallwirtschaftsplanung soll nunmehr auch geeignete In-
dikatoren und Zielvorgaben, unter anderem in Bezug auf die 
Menge des anfallenden Abfalls und die Siedlungsabfälle, die 
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energetisch verwertet werden, enthalten (§ 30 Absatz 6 Num-
mer 9 KrWG [21]). Auch die Bekämpfung und Verhinderung 
jeglicher Form von Vermüllung sowie zur Reinigung der Um-
welt von Abfällen jeder Art ist nunmehr Gegenstand der Abfall-
wirtschaftsplanung (§ 30 Absatz 6 Nummer 8 KrWG [21]). Die 
Neufassung der Regelungen zur Produktverantwortung bedarf zu 
ihrer Anwendbarkeit allerdings weiterer Konkretisierung durch 
entsprechende Rechtsverordnungen (§§ 23 ff. KrWG [21]). Auf 
Grundlage des KrWG [21] wurden eine Reihe von ergänzenden 
Rechtsverordnungen erlassen. Die wichtigsten Rechtsverordnun- 
gen sind:

-	 die Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) [14],
-	 die Altfahrzeugverordnung (AltfahrzeugV) [40],
-	 die Altholzverordnung (AltholzV) [34],
-	 die Altölverordnung (AltölV) [37],
-	 die Bioabfallverordnung (BioAbfV) [32],
-	 die Deponieverordnung (DepV) [35],
-	 die Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) [31],
-	 die Klärschlammverordnung (AbfKlärV) [33],
-	 die Versatzverordnung (VersatzV) [36],
-	 die Einwegkunststoffverbotsverordnung (EWKVerbotsV) 

[38] und
-	 die Einwegkunststoffkennzeichnungsverordnung  

(EWKKennzV) [39].

Neben dem KrWG [21] wurden in weiteren Gesetzen, dem Ab-
fallverbringungsgesetz (AbfVerbrG) [28], dem Batteriegesetz 
(BattG) [27], dem Elektro- und Elektronikgerätegesetz (Elek-
troG) [25] sowie dem Verpackungsgesetz (VerpackG) [22] Re-
gelungen für bestimmte abfallwirtschaftliche Bereiche getroffen.

Die die Abfallwirtschaftspläne der Länder betreffenden Regelun-
gen befinden sich insbesondere in den §§ 30 und 31 KrWG [21].

2.3	 Landesrecht

Zentrales Gesetz der landesrechtlichen Ausgestaltung der Ab-
fallwirtschaft ist das BbgAbfBodG [42]. Zweck dieses Geset-
zes ist die Förderung einer abfallarmen Kreislaufwirtschaft, 
einer möglichst hochwertigen Verwertung und die Sicherung 
der umweltverträglichen Abfallbeseitigung sowie - hinsichtlich 
des Bodenschutzes - die Förderung einer nachhaltigen Siche-
rung oder Wiederherstellung der Funktionen des Bodens.

Das BbgAbfBodG [42] formuliert die Ziele der Abfallwirtschaft 
auf Landesebene und konkretisiert den rechtlichen Rahmen des 
KrWG [21]. Es trifft dazu Regelungen zur Organisation der 
kommunalen Abfallentsorgung und der Entsorgung von ge-
fährlichen Abfällen, zur Abfallwirtschaftsplanung, zu Abfallbe-
seitigungsanlagen, zur abfallrechtlichen Überwachung, zu den 
Pflichten der öffentlichen Hand in der Abfallwirtschaft, zur Ver-
öffentlichung von Informationen, zu Behörden und Zuständig-
keiten sowie zu Ordnungswidrigkeiten und gestaltet insoweit 
die Abfallwirtschaft im Land Brandenburg.

Folgende Ziele der Kreislauf- und Abfallwirtschaft sind im 
BbgAbfBodG [42] formuliert:

-	 zuvorderst die Vermeidung von Abfällen sowie die Ver-
meidung und Verringerung von Schadstoffen in Abfällen,

-	 daran anschließend die schadlose und nach Art und Be-
schaffenheit der Abfälle möglichst hochwertige Verwertung 
nicht vermeidbarer Abfälle unter den Vorbehalten, dass 
diese technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist,

-	 die Beseitigung nicht verwertbarer Abfälle möglichst in der 
Nähe ihres Entstehungsortes,

-	 die Behandlung zur Verringerung der Menge und Schäd-
lichkeit sowie die umweltverträgliche Ablagerung an Be-
seitigungsabfällen und

-	 die Ressourcenschonung und Förderung der Produktver-
antwortung im Sinne des §  23 KrWG [21] bei der Ent-
wicklung, Herstellung, Be- und Verarbeitung sowie dem 
Vertrieb von Erzeugnissen.

Der Schutz der Atmosphäre und die Vorsorge für die Folgen der 
globalen Klimaerwärmung sind bei der Verfolgung der Ziele 
besonders zu berücksichtigen.

Die Anforderungen an die Erstellung und an die Inhalte eines 
AWP befinden sich insbesondere in §  17 und §  18 Absatz  5 
BbgAbfBodG [42].

Entsprechend § 17 Absatz 1 Satz 2 BbgAbfBodG [42] wurde 
von der Möglichkeit der getrennten Aufstellung verschiedener 
Teile des AWP, vorliegend eines Teilplans „Siedlungsabfälle“, 
Gebrauch gemacht.

Die Unterteilung in verschiedene Teilpläne erfolgte vor allem 
wegen der typischerweise unterschiedlichen Abfallarten, -her-
kunft und -beschaffenheit sowie der unterschiedlichen Organi-
sation der Abfallwirtschaft bei der Entsorgung von Siedlungs-
abfällen im Vergleich zur Entsorgung von gefährlichen und 
sonstigen Industrieabfällen.

3	 Planungsgrundlagen und Vorgehensweise

3.1	 Geltungsbereiche des Teilplans „Siedlungsabfälle“

3.1.1	 Sachlicher Geltungsbereich

Der sachliche Geltungsbereich umfasst die im Geltungsbereich 
des Teilplans „Siedlungsabfälle“ erzeugten Abfälle, die nach 
§  17 Absatz  1 KrWG [21] den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern zu überlassen und von diesen nach den Vor-
gaben aus § 20 KrWG [21] zu entsorgen sind, sowie die dafür er-
forderlichen Verwertungs- und Beseitigungsanlagen. Aufgrund 
ihrer besonderen Bedeutung für die Siedlungsabfallentsorgung 
werden die beim privaten Endverbraucher anfallenden Abfälle, 
die der Rücknahme im Rahmen der sogenannten erweiterten 
Herstellerverantwortung unterliegen, in den Geltungsbereich 
des Teilplans „Siedlungsabfälle“ einbezogen.

Betrachtet werden nur die abfallwirtschaftlich bedeutsamen 
Abfallströme.

Im Einzelnen sind das:

-	 die den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zur Be-
seitigung zu überlassenden Abfälle aus privaten Haus-
haltungen und sonstigen Herkunftsbereichen,
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-	 die den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zur 
Verwertung zu überlassenden Abfälle aus privaten Haus-
haltungen.

Die Beurteilung der konkreten abfallwirtschaftlichen Situation 
erfordert eine vertiefte Betrachtung:

-	 der in den Restabfallbehandlungsanlagen erzeugten Sekun- 
därabfälle und deren weiterer Entsorgung durch energeti-
sche Verwertung oder Deponierung,

-	 der Abfälle aus privaten Haushaltungen und sonstigen Her-
kunftsbereichen zur energetischen Verwertung sowie

-	 der Abfälle aus privaten Haushaltungen zur biologischen 
Behandlung.

Im Teilplan „Siedlungsabfälle“ werden Abfälle berücksichtigt, 
die den Regeln der Produktverantwortung unterliegen und die 
zum Teil mithilfe der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
entsorgt werden. Das betrifft:

-	 Abfälle aus restentleerten systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen nach dem VerpackG [22],

-	 Elektro- und Elektronik-Altgeräte nach dem ElektroG [25] 
und

-	 Geräte-Altbatterien nach dem BattG [27], die vor der Rück-
gabe an Sammelstellen aus Elektro- und Elektronik-Alt-
geräten entfernt wurden.

Nur indirekt einbezogen in diesen Plan werden:

-	 Abfälle, die den Anforderungen an Rücknahme- und Rück-
gabepflichten durch Rechtsverordnungen nach §  25 Ab-
satz 1 KrWG [21] unterliegen (zum Beispiel Altöl, Altfahr-
zeuge) und

-	 Abfälle zur Verwertung aus sonstigen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen. Sie unterliegen der privaten 
Entsorgungsverantwortung.

Für den Planungszeitraum werden Abschätzungen des Ab-
fallaufkommens, des daraus resultierenden Bedarfs an Ent-
sorgungskapazitäten sowie der nach aktuellem Kenntnisstand 
zukünftig voraussichtlich verfügbaren Kapazitäten an Abfall-
entsorgungsanlagen vorgenommen. Die Abschätzung des künf-
tigen Bedarfs an Deponiekapazitäten erfolgt im Teilplan „Mi-
neralische Abfälle“.

3.1.2	 Zeitlicher Geltungsbereich

Der Teilplan „Siedlungsabfälle“ gilt vom Zeitpunkt seiner Ver-
öffentlichung bis zur Veröffentlichung seiner erneuten Fort-
schreibung.

Er umfasst einen Betrachtungszeitraum bis zum Jahr 2029. Er 
wird gemäß § 31 Absatz 5 KrWG [21] spätestens nach sechs 
Jahren ausgewertet und bei Bedarf fortgeschrieben.

3.1.3	 Räumlicher Geltungsbereich

Der vorliegende Teilplan „Siedlungsabfälle“ gilt für das Land 
Brandenburg.

3.2	 Abfallkategorien

Zur Strukturierung der abfallbezogenen Daten wurden die in 
der Europäischen Abfallstatistikverordnung  [13] festgelegten 
Abfallkategorien herangezogen (Tabelle 3-1). Im Gegensatz 
zur Abfallverzeichnisverordnung [14], in der Abfallarten nach 
Herkunftsbereichen gruppiert werden, sind in der EU-Ab-
fallstatistikverordnung  [13] die mehr als 800 Abfallarten des 
Europäischen Abfallverzeichnisses den dort genannten 51 Ab-
fallkategorien „substanzbezogen“ zugewiesen. Die Zuordnung 
wird mit der Äquivalenztabelle des Anhangs III der EU-Abfall-
statistikverordnung [13] geliefert.

Für alle im Teilplan „Siedlungsabfälle“ berücksichtigten Ab-
fallarten erfolgte eine entsprechende Zuordnung. Zur inhalt-
lichen Klarstellung bei der Zuordnung der Abfallarten zu den 
Abfallkategorien wurden im vorliegenden Plan aufgrund ihrer 
Strukturierung die Abfallkategorien 40 und 46 der EU-Ab-
fallstatistikverordnung  [13] unter dem Begriff „Minerali-
sche Abfälle“ zusammengefasst. Den mineralischen Abfällen 
(Hochbau) wurden die Abfallkategorien 41 und 43 und den 
mineralischen Abfällen (Tiefbau) die Abfallkategorien 47 und 
49 zugeordnet.

Zur Vereinfachung wurden für die Abfallkategorien Kurz-
bezeichnungen verwendet.

Die aktuelle Darstellung der Abfallmengen in den Kategorien 
gemäß der Europäischen Abfallstatistikverordnung steht in der 
Kontinuität der Abfallwirtschaftspläne des Landes Brandenburg 
der vergangenen Jahre. Damit bietet sich auch die Möglichkeit 
vergleichender Betrachtungen.

Tabelle 3-1:	 Abfallkategorien gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle

Nummer  
des Postens Bezeichnung nach Abfallstatistikverordnung Kurzbezeichnung im AWP gefährlich

1 Verbrauchte Lösemittel Lösemittel X
2 Säuren, Laugen oder Salze Anorganische Abfälle
3 Säuren, Laugen oder Salze Anorganische Abfälle X
4 Gebrauchte Öle Altöle X
5 Chemische Abfälle Chemische Abfälle
6 Chemische Abfälle Chemische Abfälle X
7 Schlämme von Industrieabwässern Schlämme von Industrieabwässern
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Nummer  
des Postens Bezeichnung nach Abfallstatistikverordnung Kurzbezeichnung im AWP gefährlich

8 Schlämme von Industrieabwässern Schlämme von Industrieabwässern X
9 Schlämme und Flüssigabfälle aus der Abfallbehandlung Schlämme aus der Abfallbehandlung
10 Schlämme und Flüssigabfälle aus der Abfallbehandlung Schlämme aus der Abfallbehandlung X
11 Medizinische und biologische Abfälle Medizinische Abfälle
12 Medizinische und biologische Abfälle Medizinische Abfälle X
13 Metallische Abfälle, eisenhaltig FE-Metalle
14 Metallische Abfälle, nicht eisenhaltig NE-Metalle
15 Metallische Abfälle, eisenhaltig und nicht eisenhaltig gemischt Gemischte Metalle
16 Glasabfälle Altglas
17 Glasabfälle Altglas X
18 Papier- und Pappenabfälle Papier- und Pappenabfälle
19 Gummiabfälle Gummiabfälle
20 Kunststoffabfälle Kunststoffabfälle
21 Holzabfälle Holzabfälle
22 Holzabfälle Altholz X
23 Textilabfälle Textilabfälle
24 PCB-haltige Abfälle PCB-haltige Abfälle X

25 Ausrangierte Geräte (außer ausrangierte Kraftfahrzeuge, Batterien 
und Akkumulatoren) Elektro-Altgeräte

26 Ausrangierte Geräte (außer ausrangierte Kraftfahrzeuge, Batterien 
und Akkumulatoren) Elektro-Altgeräte X

27 Ausrangierte Kraftfahrzeuge Altfahrzeuge
28 Ausrangierte Kraftfahrzeuge Altfahrzeuge X
29 Batterien und Akkumulatoren Batterien
30 Batterien und Akkumulatoren Batterien X
31 Tierische und gemischte Nahrungsmittelabfälle Tierische Abfälle
32 Pflanzliche Abfälle Pflanzliche Abfälle
33 Tierische Ausscheidungen, Gülle/Jauche und Stallmist Tierische Ausscheidungen
34 Hausmüll und ähnliche Abfälle Hausmüll und ähnliche Abfälle
35 Gemischte und undifferenzierte Materialien Gemischte Abfälle
36 Gemischte und undifferenzierte Materialien Gemischte Abfälle X
37 Sortierrückstände Sortierrückstände
38 Sortierrückstände Sortierrückstände X
39 Gewöhnliche Schlämme Gewöhnliche Schlämme

40 und 46 Mineralische Bau- und Abbruchabfälle und Böden Mineralische Abfälle

41 und 43 Mineralische Bau- und Abbruchabfälle und andere mineralische 
Abfälle Mineralische Bauabfälle (Hochbau) X

42 Andere mineralische Abfälle Andere mineralische Abfälle
44 Verbrennungsrückstände Verbrennungsrückstände
45 Verbrennungsrückstände Verbrennungsrückstände X

47 und 49 Böden und Baggergut Mineralische Bauabfälle (Tiefbau) X
48 Baggergut Baggergut

50 Mineralische Abfälle aus der Abfallbehandlung und stabilisierte 
Abfälle Abfälle aus der Abfallbehandlung

51 Mineralische Abfälle aus der Abfallbehandlung und stabilisierte 
Abfälle

Mineralische Abfälle aus der  
Abfallbehandlung X
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3.3	 Beteiligung und Unterrichtung der Öffentlichkeit

Bei der Aufstellung des AWP ist die Öffentlichkeit zu beteiligen. 
Auf der Grundlage des § 32 Absatz 1 KrWG [21] sowie des 
§ 17 Absatz 3 BbgAbfBodG [42] wurde die erforderliche Be-
teiligung durchgeführt. Dazu wurden die öffentliche Auslegung 
innerhalb eines Monats beziehungsweise Interneteinstellung 
des Planentwurfs

im Amtsblatt für Brandenburg 
Nummer 36 vom 14. September 2022

bekannt gemacht. Dadurch wurde allen, die sich in ihren In-
teressen berührt sehen und allen sonstigen Interessierten die 
Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben. Zusätzlich wur-
den die von den Planinhalten am stärksten Betroffenen (zum 
Beispiel öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger) direkt um 
Stellungnahme gebeten.

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden ausgewertet, dis-
kutiert und planungsrelevante Inhalte bei der Überarbeitung des 
Entwurfs berücksichtigt. Das betraf insbesondere:

-	 Korrekturen an den verwendeten Begriffsdefinitionen,
-	 die Bekämpfung von illegalen Müllablagerungen,
-	 die Entsorgungskapazitäten für Biogut,
-	 die Vorgaben an die Inanspruchnahme von Ausnahme-

regelungen zur getrennten Abfallsammlung,
-	 Vorgaben an die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 

zur Ausschreibung von Entsorgungsleistungen.

Die Annahme des AWP wird entsprechend §  32 Absatz  3 
KrWG [21] in Verbindung mit § 17 Absatz 3 BbgAbfBodG [42] 
öffentlich bekannt gemacht. Dabei wird in zusammengefasster 
Form über den Ablauf des Beteiligungsverfahrens und über 
die Gründe und Erwägungen, auf denen die getroffene Ent-
scheidung beruht, unterrichtet. Der angenommene Plan wird 
zur Einsicht der Öffentlichkeit ausgelegt.

Mit dem vorliegenden Teilplan „Siedlungsabfälle“ wird die 
Öffentlichkeit gemäß dem § 32 Absatz 5 KrWG [21] über den 
erreichten Stand der Vermeidung und Verwertung von Ab-
fällen sowie die Sicherung der Abfallbeseitigung informiert 
und damit gleichzeitig ein Beitrag zur aktiven Verbreitung 
von Umweltinformationen im Sinne des Artikels 7 der Richt-
linie 2003/4/EG  [31] über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Umweltinformationen geleistet.

3.4	 Strategische Umweltprüfung

Bei der Erstellung von Abfallwirtschaftsplänen ist zu beachten, 
dass gegebenenfalls eine Strategische Umweltprüfung (SUP) 
durchzuführen ist.

Die Strategische Umweltprüfung ist unselbstständiger Teil 
behördlicher Verfahren zur Aufstellung oder Änderung von 
Plänen und Programmen (§ 33 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung [UVPG] [23]).

Ziel der SUP ist es, im Hinblick auf die Förderung einer nach-
haltigen Entwicklung ein hohes Umweltschutzniveau sicher-
zustellen und dazu beizutragen, dass Umwelterwägungen bei 

der Ausarbeitung und Annahme von Plänen und Programmen 
einbezogen werden, indem dafür gesorgt wird, dass bestimmte 
Pläne und Programme, die voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen haben, einer Umweltprüfung unterzogen wer-
den (Artikel  1 der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung 
der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme 
[SUP-Richtlinie] [12]).

Im Vergleich zu den weiteren Regelungen zur Umweltfolgen-
abschätzung, insbesondere der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP), bezieht die SUP wichtige Umweltaspekte nicht erst bei 
der abschließenden Zulassung ein. Diese werden bereits früh-
zeitig bei vorgelagerten Planungen berücksichtigt.

§ 4 Absatz 2 des Brandenburgischen Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (BbgUVPG) [24] sieht vor, dass für 
das Verfahren bei der SUP, insbesondere die Feststellung der 
Notwendigkeit einer SUP, ihre Voraussetzungen und Schutz-
güter, Durchführung, Berücksichtigung des Ergebnisses sowie 
Bekanntgabe und Überwachung die Vorschriften des UVPG 
[23] entsprechend anzuwenden sind.

Nach § 34 Absatz 1 UVPG [23] in Verbindung mit § 4 Absatz 2 
BbgUVPG [24] war festzustellen, ob sich nach den §§ 35 bis 37  
UVPG [23] eine Verpflichtung zur Durchführung einer Strate-
gischen Umweltprüfung (SUP-Pflicht) ergibt.

Für Abfallwirtschaftspläne sind nach §  4 Absatz  1 Satz  1,  
2. Fall in Verbindung mit Anlage  2 Nummer  2.1 BbgUVPG 
[24] Strategische Umweltprüfungen durchzuführen, wenn sie 
den Rahmen für UVP-pflichtige Projekte setzen (§ 35 Absatz 1 
Nummer  2 in Verbindung mit Anlage  5 Nummer  2.5 UVPG 
[23], „Strategische Umweltprüfung bei Rahmensetzung“).

Nach §  35 Absatz  1 Nummer  2 in Verbindung mit Anlage  5 
Nummer 2.5 UVPG [23] ist ein Abfallwirtschaftsplan nach § 30 
KrWG [21] SUP-pflichtig, wenn dieser für Entscheidungen 
über die Zulässigkeit von in der Anlage  1 UVPG [23] auf-
geführten Vorhaben oder von Vorhaben, die nach Landesrecht 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder Vorprüfung des Ein- 
zelfalls bedürfen, einen Rahmen setzt. Darüber hinaus ist gemäß 
§ 35 Absatz 2 Satz 1 UVPG [23] beziehungsweise § 4 Absatz 1 
Satz 2 BbgUVPG [24] auch dann eine SUP durchzuführen, wenn 
der Plan den Rahmen für ein sonstiges (nicht UVP-relevantes) 
Vorhaben setzt und im Ergebnis einer Vorprüfung des Einzelfalls 
erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Die SUP-Pflicht hängt bei den in Anlage 5 Nummer 2 UVPG 
[23] genannten Plänen und Programmen somit zunächst 
vom Vorliegen der Voraussetzung der Rahmensetzung für 
UVP-pflichtige Vorhaben ab. Rahmen setzend sind Pläne und 
Programme, wenn sie Festlegungen mit Bedeutung für spätere  
Entscheidungen der Zulassungsbehörde über die Zulassung 
eines UVP-pflichtigen Vorhabens enthalten, die bei dieser zu 
berücksichtigen sind, insbesondere zum Bedarf, zur Größe, 
zum Standort, zur Beschaffenheit, zu Betriebsbedingungen von 
Vorhaben oder zur Inanspruchnahme von Ressourcen (§ 35 Ab-
satz 3 UVPG [23]).

Somit wurde im ersten Schritt geprüft, ob der vorliegende Teil-
plan Rahmen setzende Inhalte für UVP-pflichtige Vorhaben ge-
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mäß § 6 ff. in Verbindung mit Anlage 1 UVPG [23] oder § 3 
in Verbindung mit Anlage 1 BbgUVPG [24] enthält. Rahmen 
setzend kann insbesondere die Ausweisung von (möglichen) 
Flächen für bestimmte Entsorgungsanlagen nach § 30 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 KrWG [21] sein. Für eine mögliche fakulta-
tive SUP-Pflicht und ihre Rahmen setzende Wirkung fehlt es 
im Übrigen ebenfalls an sonstigen (nicht UVP-pflichtigen) Vor-
haben im Teilplan „Siedlungsabfälle“, da keine neuen Anlagen 
oder Erweiterungen beziehungsweise in die Natur eingreifende 
Maßnahmen Gegenstand der Abfallwirtschaftsplanung sind, 
auch Betriebsstilllegungen stellen keine solchen Vorhaben dar 
(§ 2 Absatz 4, § 35 Absatz 2 UVPG).

Im Ergebnis wurde für den Teilplan „Siedlungsabfälle“ fest-
gestellt, dass eine SUP-Pflicht nicht besteht, da er keinen Rah-
men für die Entscheidung über die Zulässigkeit von UVP-rele-
vanten oder anderen Vorhaben setzt.

Von Bedeutung ist hierbei, dass sich aus den Abfallmengen-
prognosen für Siedlungsabfälle des Teilplans „Siedlungsabfälle“ 
für den Prognosezeitraum von zehn Jahren keine Notwendig-
keit für weitere oder erweiterte Abfallentsorgungsanlagen oder 
eine Flächenausweisung gemäß § 30 Absatz 1 KrWG [21] er-
gibt. Auch andere Rahmen setzende Vorgaben sind im Teilplan 
„Siedlungsabfälle“ nicht ersichtlich.

Vorgeschrieben ist gemäß §  30 Absatz  1 Satz  3 Nummer  2 
KrWG [21] die Ausweisung von Flächen, die für Deponien, 
für sonstige Abfallbeseitigungsanlagen sowie für die Abfall-
entsorgungsanlagen, die zur Sicherung der Beseitigung von 
Abfällen sowie der Verwertung von gemischten Abfällen aus 
privaten Haushaltungen einschließlich solcher, die dabei auch 
in anderen Herkunftsbereichen gesammelt werden, im Inland 
erforderlich sind.

Den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern stehen für die 
Entsorgung der vorbezeichneten Abfälle ausreichende Kapazi-
täten in Abfallentsorgungsanlagen im Sinne von § 30 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 KrWG [21] zur Verfügung. Insofern erfolgt 
hier keine Ausweisung von Flächen.

3.5	 Definitionen

Diesem Teilplan liegen (zum Teil ergänzend zu den abfall-
rechtlich bereits definierten Begriffsbestimmungen) folgende 
Definitionen zugrunde:

Abfallerzeuger

Erzeuger von Abfällen ist laut § 3 Absatz 8 KrWG [21] jede 
natürliche oder juristische Person,

1.	 durch deren Tätigkeit Abfälle anfallen (Ersterzeuger) oder

2.	 die Vorbehandlungen, Mischungen oder sonstige Behand- 
lungen vornimmt, die eine Veränderung der Beschaffen-
heit oder der Zusammensetzung dieser Abfälle bewirken 
(Zweiterzeuger).

Aufkommen und Entsorgung von Abfällen

Nicht alle im Land Brandenburg angefallenen Abfälle wer-
den auch im Land entsorgt. Genauso sind nicht alle im Land 
Brandenburg entsorgten Abfälle im Land selbst angefallen. Der 
Begriff „Aufkommen“ bezeichnet ausschließlich die im Land 
Brandenburg angefallenen Abfälle. Der Begriff „Entsorgung“ 
umfasst die im Land Brandenburg entsorgten Abfälle, un-
abhängig davon, ob sie im Land Brandenburg oder außerhalb 
davon angefallen sind.

Beseitigung

Entsprechend § 3 Absatz 26 KrWG [21] ist Beseitigung jedes 
Verfahren, das keine Verwertung ist, auch wenn das Verfahren 
zur Nebenfolge hat, dass Stoffe oder Energie zurückgewonnen 
werden.

Bioabfälle

sind entsprechend §  3 Absatz  7 KrWG [21] biologisch ab-
baubare pflanzliche, tierische oder aus Pilzmaterialien be-
stehende Garten- und Parkabfälle, Landschaftspflegeabfälle, 
Nahrungs- und Küchenabfälle aus privaten Haushaltungen, 
aus dem Gaststätten- und Cateringgewerbe, aus Büros und aus 
dem Groß- und Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus 
Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben sowie vergleichbare Ab-
fälle aus sonstigen Herkunftsbereichen.

Biogut

Mittels Biotonne getrennt erfasste Küchen- und Gartenabfälle 
aus privaten Haushaltungen.

Energetische Verwertung

ist die Verwertung von Abfällen mit dem Hauptzweck der 
Energieerzeugung nach dem Verfahren R 1 gemäß Anlage  2 
zum KrWG [21]. Sie umfasst:

a)	 die R 1-Kriterien-konforme Siedlungsabfallverwertung

Das ist die Verwertung von bestimmten festen Siedlungs-
abfällen in Verbrennungsanlagen, deren Zweck in der 
Behandlung fester Siedlungsabfälle besteht und die die 
Vorgaben für die Energieeffizienz nach Fußnote 1 zum Ver-
fahren R 1 in Anlage 2 KrWG [21] erfüllen.

b)	 die übrige energetische Verwertung

Das ist die Verwertung von energiereichen Abfällen, die 
für diesen Zweck geeignet sind, in anderen Verbrennungs-
anlagen.

Geschäftsmüll

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, die durch die öffentlich- 
rechtlichen Entsorgungsträger gemeinsam mit Hausmüll erfasst 
werden.
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Getrennte Sammlung

ist entsprechend §  3 Absatz  16 KrWG [21] definiert als eine 
Sammlung, bei der ein Abfallstrom nach Art und Beschaffen-
heit des Abfalls getrennt gehalten wird, um eine bestimmte Be-
handlung zu erleichtern oder zu ermöglichen.

Grünabfall

Getrennt erfasste Gartenabfälle aus privaten Haushaltungen.

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle

Gewerbliche Siedlungsabfälle, die entsprechend den Vorgaben 
nach §§ 5 und 7 GewAbfV [31] den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern zu überlassen sind.

Öffentlich zugängliche Deponien

Deponien, die innerhalb ihres Einzugsgebietes von allen zur 
Beseitigung ihrer Abfälle Verpflichteten genutzt werden kön-
nen. Im Gegensatz dazu sind reine Betriebsdeponien öffentlich 
nicht zugänglich. Sie dienen nur der Beseitigung der vom Be-
treiber selbst erzeugten Abfälle.

Primärabfälle

sind durch die Tätigkeiten von Ersterzeugern angefallene Ab-
fälle, die einer externen Entsorgung zugeführt werden.

Recycling

ist entsprechend § 3 Absatz 25 KrWG [21] jedes Verwertungs-
verfahren, durch das Abfälle zu Erzeugnissen, Materialien oder 
Stoffen entweder für den ursprünglichen Zweck oder für andere 
Zwecke aufbereitet werden; es schließt die Aufbereitung orga-
nischer Materialien ein, nicht aber die energetische Verwertung 
und die Aufbereitung zu Materialien, die für die Verwendung 
als Brennstoff oder zur Verfüllung bestimmt sind.

Restabfälle

sind die nach der Vermeidung und der getrennten Erfassung 
einzelner Abfallfraktionen verbleibenden Abfälle. Sie werden 
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern durch deren Er-
zeuger oder Besitzer zur Entsorgung überlassen, zum Beispiel 
als gemischte Siedlungsabfälle in der Hausmülltonne.

Sammlung

ist entsprechend §  3 Absatz  15 KrWG [21] das Einsammeln 
von Abfällen, einschließlich deren vorläufiger Sortierung und 
vorläufiger Lagerung zum Zweck der Beförderung zu einer Ab-
fallbehandlungsanlage.

Sekundärabfälle

fallen durch Tätigkeiten der Zweiterzeuger an. Es sind Abfälle 
aus Abfallentsorgungsanlagen, an denen in diesen Abfallent-
sorgungsanlagen Vorbehandlungen, Mischungen oder sonstige 
Behandlungen vorgenommen wurden, die eine Veränderung 

der Beschaffenheit oder der Zusammensetzung dieser Abfälle 
bewirken und die einer weiteren Entsorgung zugeführt werden.

Siedlungsabfälle

im Sinne dieses Teilplans sind Abfälle aus privaten Haus-
haltungen und anderen Herkunftsbereichen, die aufgrund ihrer 
Beschaffenheit und Zusammensetzung mit den Abfällen aus 
privaten Haushaltungen vergleichbar sind.

Sie umfassen insbesondere Hausmüll, Sperrmüll, hausmüllähn-
liche Siedlungsabfälle, Garten- und Parkabfälle, Marktabfälle, 
Straßenkehricht sowie getrennt erfasste Abfallfraktionen wie 
Verpackungen, Papier, Bioabfälle, Elektro- und Elektronik-Alt-
geräte und Textilien.

Sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, die durch die öffentlich- 
rechtlichen Entsorgungsträger im Gegensatz zum Geschäfts-
müll nicht gemeinsam mit Hausmüll erfasst werden.

Vermeidung

ist entsprechend § 3 Absatz 20 KrWG [21] jede Maßnahme, die 
ergriffen wird, bevor ein Stoff, Material oder Erzeugnis zu Ab-
fall geworden ist, und dazu dient, die Abfallmenge, die schäd-
lichen Auswirkungen des Abfalls auf Mensch und Umwelt oder 
den Gehalt an schädlichen Stoffen in Materialien und Erzeug-
nissen zu verringern.

Verwertung

ist entsprechend § 3 Absatz 23 KrWG [21] jedes Verfahren, als 
dessen Hauptergebnis die Abfälle innerhalb der Anlage oder 
in der weiteren Wirtschaft einem sinnvollen Zweck zugeführt 
werden, indem sie entweder andere Materialien ersetzen, die 
sonst zur Erfüllung einer bestimmten Funktion verwendet wor-
den wären, oder indem die Abfälle so vorbereitet werden, dass 
sie diese Funktion erfüllen.

Vorbereitung zur Wiederverwendung

ist entsprechend § 3 Absatz 24 KrWG [21] jedes Verwertungs-
verfahren der Prüfung, Reinigung oder Reparatur, bei dem Er-
zeugnisse oder Bestandteile von Erzeugnissen, die zu Abfällen 
geworden sind, so vorbereitet werden, dass sie ohne weitere 
Vorbehandlung wieder für denselben Zweck verwendet werden 
können, für den sie ursprünglich bestimmt waren.

3.6	 Raumordnungsbelange

Gesonderte Ziele der Raumordnung, die im Rahmen des Teil-
plans „Siedlungsabfälle“ zu beachten wären, sind nicht er-
kennbar. Das Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes enthält 
einen Grundsatz zur Versorgung mit Infrastrukturen im Sinne 
der Chancengerechtigkeit für alle Teilräume sowie eine Be-
rücksichtigung von umweltfreundlichen Verkehrsträgern (im 
Einzelnen § 2 Absatz 2 Nummer 3 Satz 1 und Satz 7 ROG). 
Auch das Landesentwicklungsprogramm 2007 enthält einen 
Grundsatz, nach dem eine Verkehrsverlagerung auf umwelt-
freundliche Verkehrsträger anzustreben ist (Artikel 4 Absatz 3 
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des Landesentwicklungsprogramms 2007). Ähnliche Aspekte 
enthält auch der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion 
2019 (Artikel  8 des Landesplanungsvertrages). Weitere Be-
lange, die speziell für diesen Teilplan „Siedlungsabfälle“ zu 
berücksichtigen wären, sind nicht erkennbar und wurden von 
den beteiligten für die Raumordnung und Landesentwicklungs-
planung zuständigen Stellen nicht genannt.

4	 Datengrundlagen

Die Grundlage für die Planung der Siedlungsabfallentsorgung 
bildet eine detaillierte Aufnahme des aktuellen Standes der Ab-
fallentsorgung. Zur Beschreibung des Ist-Standes des Abfall-
aufkommens wurden die Daten aus dem Jahr 2019 und der Ent-
sorgungskapazitäten die Daten aus dem Jahr 2021 verwendet.

Dem Teilplan „Siedlungsabfälle“ liegen Daten aus den folgen-
den Informationsquellen zugrunde:

a)	 Kommunale Abfallbilanzen

Von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern ist ge-
mäß §  7 BbgAbfBodG [42] jährlich die kommunale Ab-
fallbilanz zu erstellen. Die darin enthaltenen Angaben sind 
die wichtigste Informationsquelle für die Beschreibung 
des gegenwärtigen Aufkommens an Siedlungsabfällen und  
der sonstigen überlassenen Abfälle. Durch die lange Er-
hebungspraxis (seit 1992) und den intensiven Prüfungs-
prozess durch das Landesamt für Umwelt (LfU) wird die 
Datengüte als hoch eingeschätzt.

b)	 Kommunale AWK

Die kommunalen AWK nach § 6 BbgAbfBodG [42] geben 
eine Übersicht über den Stand der öffentlichen Abfallent-
sorgung und die planerischen Vorhaben der einzelnen öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger.

c)	 Mengenstromnachweis nach § 17 Absatz 1 VerpackG [22]

Die Mengenangaben der erfassten und verwerteten Abfälle 
systembeteiligungspflichtiger Verpackungen wurden den 
Mengenstromnachweisen für die im Land Brandenburg be-
stehenden haushaltsnahen Erfassungssysteme nach § 3 Ab-
satz 16 VerpackG [22] entnommen.

d)	 Informationen aus dem Entsorgungsanlagenkataster 
(BREAK) des LfU

Im LfU wird auf der Grundlage des §  16 BbgAbfBodG 
[42] das Brandenburgische Entsorgungsanlagenkataster ge-
führt. In den Abfallwirtschaftsplan gehen vor allem die dort 
erfassten Daten zu den Abfallentsorgungsanlagen sowie 
ausgewählte Daten aus den von Betreibern der Abfallent-
sorgungsanlagen beim LfU eingereichten Unterlagen ein. 
Der Anhang enthält eine Übersicht der im Land Branden-
burg betriebenen und für diesen Plan relevanten Abfallent-
sorgungsanlagen für Siedlungsabfälle.

e)	 Befragung der Behörden, der öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträger und der Wirtschaft

Im Rahmen einer Befragung der unteren Abfallwirtschafts-
behörden (UAWB), des Landesamtes für Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe (LBGR), der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger sowie ausgewählter Entsorgungsunter-
nehmen wurden Informationen zum künftig erwarteten 
Abfallaufkommen, zur voraussichtlichen Entwicklung der 
Entsorgungskapazitäten und zu Perspektiven der Getrennt-
sammlung eingeholt. Schwerpunktmäßig ist der seit mehre-
ren Jahren existierende rege Informationsaustausch mit den 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern sowie die durch 
das Umweltministerium begleitende Unterstützung dieser 
zur getrennten Bioabfallsammlung hervorzuheben.

f)	 Informationen des Landes Berlin

Die Informationen zu den im Rahmen der öffentlich-recht-
lichen Abfallentsorgung erfassten Berliner Abfällen, die im 
Land Brandenburg entsorgt werden sollen, wurden dem 
AWK für das Land Berlin [46] entnommen. Da die Länder 
Brandenburg und Berlin einen gemeinsamen Wirtschafts- 
raum bilden, erfolgt bei Planungen zu relevanten Massen-
abfällen (zum Beispiel Klärschlamm) ein regelmäßiger 
Informationsaustausch zu Entsorgungswegen und -mengen.

5	 Strukturdaten des Landes Brandenburg

Das Land Brandenburg umfasst eine Fläche von insgesamt 
29.654 Quadratkilometer (km2). Es ist in 14 Landkreise sowie 
vier kreisfreie Städte untergliedert. Die 14 Landkreise unter-
teilen sich in 74 Städte, 52 Ämter, 64 Gemeinden und eine Ver-
bandsgemeinde.
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Rund die Hälfte der Fläche des Landes wird durch die Landwirt-
schaft genutzt. Ein Drittel nehmen Wälder ein. Die restlichen 
Flächen teilen sich Siedlungen, Verkehr, Gewässer und Flä-
chen mit sonstiger Vegetation. Die Verteilung ist in Tabelle 5-1  
dargestellt.

Tabelle 5-1:	 �Katasterflächen nach Art der tatsächlichen Nut-
zung im Land Brandenburg (Stand 31. Dezember 
2019)

Nutzungstyp Fläche [ha] Anteil [%]
Siedlung 203.677 6,9 %
Verkehr 109.981 3,7 %
Landwirtschaft 1.442.613 48,6 %
Wald 1.032.003 34,8 %
Sonstige Vegetation 77.404 2,6 %
Gewässer 99.764 3,4 %
Gesamtfläche 2.965.443 100,0 %

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg [51]

Das Land Brandenburg grenzt im Westen an die Bundesländer 
Sachsen-Anhalt und Niedersachsen, im Norden an Mecklen-
burg-Vorpommern und im Süden an Sachsen. Es umschließt 
das im Zentrum des Landes gelegene Bundesland Berlin. Im 
Osten grenzt das Land Brandenburg an Polen.

Das an das Land Berlin direkt angrenzende Gebiet des Landes 
Brandenburg bildet mit dem Land Berlin einen Ballungsraum. 
In dem Teil des Landes Brandenburg, der zum Ballungsraum 
gehört, gibt es während des Planungszeitraums voraussichtlich 
einen Bevölkerungszuwachs. Im eher ländlich geprägten restli- 
chen Teil des Landes nimmt die Bevölkerung wahrscheinlich ab.

Die durchschnittliche Bevölkerungsdichte des Landes Branden-
burg beträgt 85 Einwohner pro Quadratkilometer. Innerhalb der 
kreisfreien Städte und Landkreise kann die Bevölkerungsdichte 
stark variieren. Die höchste Bevölkerungsdichte besteht in der 
Landeshauptstadt Potsdam mit 958 Einwohnern pro Quadrat-
kilometer. Im Landkreis Barnim beträgt sie 125 und im Land-
kreis Prignitz nur 36 Einwohner pro Quadratkilometer [56].

Insgesamt wird für das Land Brandenburg bis zum Jahr 2029 
von einem geringfügigen Zuwachs der Gesamtbevölkerung 

Abbildung 5-1:	Verwaltungsgliederung des Landes Brandenburg



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 7. August 2024606

ausgegangen. Gegenüber 2019 erhöht sich die Bevölkerungs-
zahl um 1  Prozent beziehungsweise 24.900 Einwohner [57]. 
Von den Änderungen sind die verschiedenen kreisfreien Städ-
te und Landkreise unterschiedlich stark betroffen. Die an das 
Land Berlin angrenzenden acht Landkreise und die kreisfreien 
Städte Potsdam und Brandenburg an der Havel wachsen. Für 
die nicht an Berlin angrenzenden Landkreise wird ein Be-
völkerungsrückgang prognostiziert.

6	 Stand der Organisation der kommunalen Abfall-
entsorgung

Die kommunale Abfallentsorgung ist im Land Brandenburg 
als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der öffentlichen Da-
seinsvorsorge auf die 14 Landkreise und vier kreisfreien Städte 
übertragen worden. Diese sind nach § 2 BbgAbfBodG [42] die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Sinne von § 17 Ab-
satz 1 KrWG [21].

Vier Landkreise haben gemäß § 3 Absatz 4 BbgAbfBodG [42] 
ihre Pflichten auf drei Abfallzweckverbände übertragen. Die Ab-
fallzweckverbände sind der Abfallentsorgungsverband Schwarze 
Elster (AEV) mit den Pflichten übertragenden Landkreisen El-
be-Elster und Oberspreewald-Lausitz, der Kommunale Abfall-
entsorgungsverband „Niederlausitz“ (KAEV) mit den Pflichten 

übertragenden Landkreisen Dahme-Spreewald (südlicher Teil) 
und Oberspreewald-Lausitz sowie der Südbrandenburgische 
Abfallzweckverband (SBAZV) mit den Pflichten übertragenden 
Landkreisen Dahme-Spreewald (nördlicher Teil) und Teltow- 
Fläming.

6.1	 Strukturdaten der öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträger

Die Größe der den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
beziehungsweise ihre den Abfallzweckverbänden zugeordneten 
Gebiete, die Einwohnerzahlen und die Bevölkerungsdichten 
unterscheiden sich teilweise erheblich. Daraus ergeben sich 
unterschiedliche Abfallaufkommen sowie unterschiedliche 
logistische und infrastrukturelle Anforderungen bei der Auf-
gabenwahrnehmung. Das Aufkommen an Siedlungsabfällen 
ist im Wesentlichen proportional zur Anzahl der Einwohner. 
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger mit größeren 
Gebieten haben in der Regel auch einen höheren Transport-
aufwand für die Erfassung zu leisten. Zudem sind von diesen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern eine größere Anzahl 
Wertstoffhöfe einzurichten und zu betreiben, um die abfallwirt-
schaftlichen Leistungen in für die Bevölkerung zumutbaren 
Entfernungen anbieten zu können.

Tabelle 6-1:	 �Anzahl der Einwohner, Fläche und Bevölkerungsdichte der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Stand: 31.12.2019)

öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger Anzahl Einwohner Fläche [km2] Bevölkerungsdichte [E/km2]
Brandenburg an der Havel 72.184 230 314
Cottbus 99.678 166 602
Frankfurt (Oder) 57.751 148 391
Potsdam 180.334 188 958
Barnim 185.244 1.480 125
Havelland 162.996 1.727 94
Märkisch-Oderland 195.751 2.159 91
Oberhavel 212.914 1.808 118
Oder-Spree 178.803 2.257 79
Ostprignitz-Ruppin 98.861 2.527 39
Potsdam-Mittelmark 216.566 2.592 84
Prignitz 76.158 2.139 36
Spree-Neiße 113.720 1.657 69
Uckermark 118.947 3.077 39
SBAZV 293.726 2.877 102
KAEV 84.849 2.141 40
AEV 173.411 2.483 70
Land Brandenburg 2.521.893 29.656 85

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg [57] und LfU
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6.2	 Abfallwirtschaftliche Pflichten und Leistungen der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger

Nach §  20 KrWG [21] haben die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger die Pflicht, die in ihren Gebieten angefallenen 
und ihnen überlassenen Abfälle aus privaten Haushaltun- 
gen und Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen entsprechend den Vorgaben des KrWG [21] zu ver-
werten oder zu beseitigen.

Im Rahmen ihrer Pflichten gewährleisten die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger die Organisation und die Durchführung 
der Sammlung und der Entsorgung der ihnen nach §  17 Ab-
satz 1 KrWG [21] zu überlassenden Abfälle. Sofern nicht vor-
rangig Andere verpflichtet sind, erfassen und entsorgen sie auch 
die herrenlosen Abfälle. Im Rahmen der Mitwirkungspflichten 
sammeln sie Abfälle nach dem ElektroG [25] und dem BattG 
[27]. Auf Grundlage von § 22 Absatz 4 VerpackG [22] werden 
die Altpapiererfassungssysteme der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger durch die Systembetreiber mitgenutzt.

6.3	 Abfälle in der Zuständigkeit der öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger

a)	 Überlassungspflichtige Abfälle

Die mengenmäßig größten Abfallströme, für die die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger zuständig sind, sind die 
überlassungspflichtigen Abfälle nach § 17 Absatz 1 KrWG [21]. 
Es handelt sich dabei um Abfälle aus privaten Haushaltungen 
sowie Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen.

Die Überlassungspflicht gilt nicht, sofern die Abfälle einer 
gesetzlichen Rücknahme- oder Rückgabepflicht nach § 17 Ab-
satz  2 KrWG [21] unterliegen, freiwillig zurückgenommen 
oder durch gewerbliche oder gemeinnützige Sammlung er-
fasst werden. Sie kann aber auch durch die Möglichkeit der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zum Ausschluss von 
der Entsorgungspflicht nach §  20 Absatz  3 KrWG [21] ein-
geschränkt werden.

Abbildung 6-1:	�Gebiete der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger und Abfallzweckverbände im Land Brandenburg und deren Einwohner-
zahlen (Stand 31.12.2019)
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Abfallströme mit hohem Mengenaufkommen, die den öffent- 
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern überlassen werden, sind:

-	 Haus- und Geschäftsmüll sowie sonstige mit Hausmüll 
vergleichbare gemischte Siedlungsabfälle aus sonstigen 
Herkunftsbereichen,

-	 Pappe, Papier und Kartonagen (PPK),
-	 Sperrmüll und
-	 Bioabfälle.

In geringeren Mengen werden den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern Bauabfälle, Altreifen sowie Textil- und Kunst-
stoffabfälle überlassen. Unter besonderer Berücksichtigung 
ihrer Gefährlichkeit entsorgen die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger auch haushaltstypische Schadstoffe aus privaten 
Haushaltungen und in begrenzten Mengen aus sonstigen Her-
kunftsbereichen.

b)	 Abfälle, die die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
aufgrund gesetzlicher Mitwirkungspflichten erfassen

Das ElektroG [25] und das BattG [27] übertragen den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern Mitwirkungspflichten für 
die Erfassung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten aus pri-
vaten Haushaltungen sowie die aus diesen Geräten entfernten 
Batterien und Akkumulatoren. Das umfasst alle Elektrogeräte, 
die üblicherweise in privaten Haushaltungen eingesetzt werden 
einschließlich der Photovoltaikmodule und Nachtspeicherhei- 
zungen. Seit 2018 zählen dazu auch Möbel und Kleidungs-
stücke mit fest eingebauten elektrischen oder elektronischen 
Funktionen/Bauteilen.

Freiwillig können sich die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger an der Rücknahme von Geräte-Altbatterien, die nicht aus 
den überlassenen Elektro- und Elektronik-Altgeräten stammen, 
sowie von Fahrzeug-Altbatterien beteiligen.

c)	 Abfälle systembeteiligungspflichtiger Verpackungen

Abfälle systembeteiligungspflichtiger Verpackungen aus PPK 
werden durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger auf 
Grundlage des § 22 Absatz 4 VerpackG [22] zusammen mit dem 
kommunalen Altpapier eingesammelt. Die Systembetreiber 
haben sich dazu angemessen an den Kosten der Sammlung zu 
beteiligen.

6.4	 Erfassung der Abfälle

Die bestehenden Sammelsysteme der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger werden im Kapitel  7 dargestellt und beurteilt. 
Zum Bedarf an neuen Sammelsystemen wird im Kapitel 7.2.12 
Stellung genommen.

6.5	 Entsorgung der durch die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger erfassten Abfälle

a)	 Überlassungspflichtige Abfälle

Bei der Entsorgung der überlassungspflichtigen Abfällen 
haben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger die Ab-
fallhierarchie nach §  6 KrWG [21] und die sich daran an-

schließenden Bestimmungen zur Kreislaufwirtschaft und Ab-
fallbeseitigung zu beachten.

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beschaffen sich 
die erforderlichen Entsorgungsleistungen auf dem freien Markt 
oder sie entsorgen die ihnen überlassenen Abfälle in eigenen 
Entsorgungsanlagen oder in solchen, an denen sie beteiligt sind. 
Den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern obliegt die Ent-
scheidung, welche Variante sie im Einzelfall nutzen.

Zu den Anlagen, die die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger häufig selbst betreiben, gehören Wertstoffhöfe für die 
stationäre Sammlung und Zwischenlagerung beziehungsweise  
Vorbereitung zum Abtransport von Abfällen sowie Umschlag-
anlagen für Massenabfälle aus Sammelfahrzeugen zu den 
Entsorgungsanlagen. Einige öffentlich-rechtliche Entsorgungs-
träger betreiben selbst oder in Kooperation mit anderen öf- 
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern mechanisch-biologi- 
sche Behandlungsanlagen (MBA), mechanisch-physikalische  
Stabilisierungsanlagen (MPS), Vergärungs- und Kompos- 
tierungsanlagen sowie Deponien.

Die mengenmäßig größte nach §  17 Absatz  1 KrWG [21] 
überlassene Abfallart sind die gemischten Siedlungsabfälle 
sowie mit solchen vergleichbare Abfälle. Diese werden direkt 
oder nach mechanischer Vorbehandlung der energetischen 
Verwertung zugeführt oder in mechanisch-biologischen Be-
handlungsanlagen oder mechanisch-physikalischen Stabilisie- 
rungsanlagen behandelt.

Die beim Betrieb der MBA- und MPS-Anlagen anfallenden 
Abfälle werden als Sekundärabfälle bezeichnet. Die mengen-
mäßig größten Fraktionen sind das Rotteprodukt beziehungs-
weise mineralische Abfälle sowie die heizwertreichen Abfälle. 
Das Rotteprodukt beziehungsweise die mineralischen Abfälle 
werden deponiert. Die heizwertreichen Abfälle werden ener-
getisch verwertet. Die bei diesen Verfahren in der Regel aus-
geschleusten Eisen- und Nichteisenmetalle werden der stoff-
lichen Verwertung zugeführt.

Getrennt gesammelte Fraktionen, wie PPK, Bioabfälle und 
Metalle, aber auch Bekleidung und sonstige Textilien, sowie 
geeignete Kunststoffe werden Behandlungsanlagen zur stoff-
lichen Verwertung zugeführt.

Sperrmüll ist ein gemischter Abfall. Üblicherweise wird das 
Altholz bei der Sperrmüllsammlung getrennt erfasst. Soweit 
dies nicht bereits bei der Sammlung erfolgt, werden in der 
Regel in Sortieranlagen einzelne Fraktionen, wie zum Beispiel 
Metalle, abgetrennt und separat entsorgt. Im Anschluss daran 
wird Sperrmüll derzeit überwiegend energetisch verwertet.

Mineralische Abfälle werden dem Recycling oder der berg-
rechtlichen Verfüllung zugeführt, deponiert oder im Deponie-
bau als Abdeck- und Wegebaumaterial deponietechnisch ver-
wertet.

Zudem gibt es eine größere Anzahl von stofflich unterschied-
lichen Abfällen, die je nach Erfordernis verschiedenen An-
lagen zugeführt werden. Die größte Fraktion ist Altholz. Dieses 
wird üblicherweise energetisch verwertet. Dazu gehören aber 
auch die Abfälle aus der kommunalen Schadstoffsammlung, 
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teerhaltige Abfälle, kleine Mengen medizinischer Abfälle, 
Altreifen etc. Die größte Fraktion der Schadstoffe aus priva-
ten Haushaltungen sind Lacke und Altfarben. Diese werden 
üblicherweise stofflich oder energetisch verwertet. Die Vielzahl 
der übrigen unterschiedlichen Stoffe wird je nach Erfordernis 
entsprechend den technisch geeigneten und zugelassenen Ver-
fahren entsorgt.

b)	 Abfälle, die die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
aufgrund gesetzlicher Mitwirkungspflichten erfassen

Die nach § 13 und § 13a BattG [27] von den öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträgern angenommenen Batterien werden 
durch zugelassene Rücknahmesysteme abgeholt und der Ent-
sorgung zugeführt.

Die nach §  13 ElektroG [25] angenommenen Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte werden den Herstellern zur Abholung 
überlassen. Die Geräte werden Erstbehandlungsanlagen zu-
geführt. Die Koordination dieser Logistikaufgaben erfolgt 
durch die Stiftung Elektro-Altgeräte Register (EAR). Die 
Möglichkeit zur Eigenvermarktung von Gruppen von Elek- 
tro- und Elektronik-Altgeräten besteht für die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger unter den Voraussetzungen des § 14 
Absatz 5 ElektroG [25].

c)	 Abfälle systembeteiligungspflichtiger Verpackungen

Die von öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern gemäß § 22 
Absatz 4 VerpackG [22] miterfassten PPK-Abfälle werden ent-
weder an die dualen Systeme herausgegeben oder im Auftrag 
der dualen Systeme gemeinsam mit den kommunalen PPK-Ab-
fällen stofflich verwertet.

7	 Sammelsysteme

Sofern die Abfallerzeuger oder -besitzer Abfälle nicht selbst 
entsorgen, werden diese einem Sammelsystem übergeben. 
Sammelsysteme werden nach ihrem logistischen Konzept in 
Hol- und Bringsysteme unterschieden.

Bei Holsystemen werden die Abfälle an der Anfallstelle oder 
hilfsweise von einem in der Nähe liegenden anfahrbaren Ort 
abgeholt. Holsysteme lassen sich in solche mit Sammelgefäßen 
(Systemabfuhr, zum Beispiel mit Müllbehältern oder Säcken) 
und solche ohne Sammelgefäße (systemlose Abfuhr, zum Bei-
spiel von Sperrmüll oder Metallen) unterscheiden.

Holsysteme werden üblicherweise dann betrieben, wenn Ab-
fälle regelmäßig in größerer Menge anfallen, diese nicht 
lagerfähig oder aber zu groß sind (zum Beispiel Sperrmüll), 
um durch die Abfallerzeuger oder -besitzer oder deren Be-
auftragten individuell zur Sammelstelle oder Entsorgungsein-
richtung transportiert zu werden.

Bei Bringsystemen werden die Abfälle vom Abfallerzeuger, 
-besitzer oder einem Beauftragten individuell zu einem Über-
gabeort gebracht. Das können zum Beispiel Sammelcontainer 
oder Wertstoffhöfe sein. Der Individualtransport des Abfall-
erzeugers, -besitzers oder des Beauftragten ist ein wesentliches 
Merkmal des Bringsystems.

Im Vergleich zu Bringsystemen ist der Betrieb von Holsyste-
men kostenintensiver. Holsysteme haben in der Regel höhere 
Erfassungsquoten, dafür aber eine geringere Sortenreinheit.

Im Bereich der Siedlungsabfälle gibt es sowohl Sammel-
systeme der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger als auch 
Sammelsysteme im Rahmen der Produktverantwortung.

7.1	 Sammelsysteme nach den Regelungen der Pro- 
duktverantwortung

Mit den Sammelsystemen nach den Regelungen der Produkt-
verantwortung werden Abfälle aus den Regelungsbereichen des 
VerpackG [22], des ElektroG [25] und des BattG [27] erfasst.

Im Land Brandenburg werden durch die Verpflichteten nach 
dem VerpackG [22] Abfälle aus Endverbraucherverpackungen 
getrennt nach den drei Stoffgruppen Glasverpackungen, Leicht-
verpackungen (LVP) und Verpackungen aus PPK (PPK-Verpa-
ckungen) flächendeckend gesammelt. Glasverpackungen wer- 
den in Sammelcontainern (Altglas-Iglus) im Bringsystem ge-
sammelt. Im Unterschied dazu werden LVP und PPK-Verpa-
ckungen im Holsystem als Behältersammlung erfasst. Die 
Sammlung von LVP erfolgt auch als Einmalverfahren mit dem 
gelben Sack. Die PPK-Verpackungen werden nach §  22 Ab-
satz 4 VerpackG [22] zusammen mit dem PPK-Sammelsystem 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger gesammelt.

Die Entsorgung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten regelt 
das ElektroG [25]. Im Bereich der Siedlungsabfälle handelt 
es sich dabei um Altgeräte aus privaten Haushaltungen sowie 
Altgeräte aus sonstigen Herkunftsbereichen, soweit die Be-
schaffenheit und Menge der dort anfallenden Altgeräte mit 
der Beschaffenheit und Menge von üblicherweise in privaten 
Haushaltungen anfallenden Altgeräten vergleichbar ist. Diese 
Abfälle werden im Land Brandenburg durch die Vertreiber 
flächendeckend erfasst.

Für Geräte-Altbatterien sind Rücknahmesysteme nach §  7 
BattG eingerichtet. Es besteht eine Verpflichtung der Vertreiber 
nach §  9 BattG Geräte-Altbatterien an oder in der Nähe der 
Verkaufsstellen zurückzunehmen und diese den Rücknahme-
systemen zu überlassen.

Die Ausgestaltung der Sammelsysteme nach den Regelungen 
der Produktverantwortung liegt nicht in der Zuständigkeit des 
Landes Brandenburg. Die im Land Brandenburg betriebenen 
Sammelsysteme entsprechen den rechtlichen Anforderungen. 
Von einer weiteren Beurteilung wird deshalb abgesehen.

7.2	 Sammelsysteme der öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträger

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger führen eine Reihe 
von getrennten Sammlungen von nach § 17 Absatz 1 KrWG 
[21] überlassungspflichtigen Abfällen in haushaltsnahen Hol-
systemen durch.

In Tabelle 7-1 sind die im Land Brandenburg durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im Holsystem bestehenden 
Sammlungen und die Schadstoffsammlung mit dem Schadstoff-
mobil (kombiniertes Hol-/Bringsystem) dargestellt.
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Die Holsysteme für Haus- und Geschäftsmüll, Biogut und PPK 
erfolgen als Systemsammlungen in Müllgroßbehältern. Bei der 
Sammlung von Textilien werden im Einmalverfahren Säcke 
verwendet.

Für die Annahme von Abfällen im Bringsystem betreiben die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger und Abfallzweckver-
bände Wertstoffhöfe, Abfallsammelplätze und teilweise an zent- 
ralen Standorten Containersammlungen.

Über die in der Tabelle 7-2 dargestellten Abfallarten hinaus 
nehmen die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger vor allem 
Bauabfälle (Kapitel 17 AVV [25]) auf ihren Wertstoffhöfen an. 
Es handelt sich dabei um relevante Mengen an mineralischen 
Abfällen einschließlich mit Asbest oder künstlichen Mine- 
ralfasern belasteten Baustoffen sowie um Altholz, Bitumen- 
und Teerpappen und um gemischte Bau- und Abbruchabfälle. 
Die Annahme von Abfällen im Bringsystem ist für einige Ab-
fallarten mit Beschränkungen nach Art, Beschaffenheit und 
Menge versehen.
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7.2.1	 Gemischte Siedlungsabfälle

a)	 Haus- und Geschäftsmüll

Für gemischte Siedlungsabfälle aus privaten Haushaltungen 
(Hausmüll) und gewerbliche Abfälle, die als Geschäftsmüll ge-
meinsam mit Hausmüll erfasst werden, sind im Land Branden-
burg flächendeckend Holsysteme eingerichtet.

Die Abfälle werden von den Abfallerzeugern bis zur Abholung 
in Müllgroßbehältern (MGB) gelagert. Auf gemeinsamen 
Sammeltouren werden sie von den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern haushalts- beziehungsweise anfallstellennah 
erfasst. Die MGB verfügen in der Regel über eine Möglich-
keit zur automatischen Identifikation des Behälters. Bei der 
Leerung werden damit das Sammelgefäß und der Leerungszeit-
punkt erfasst und im Weiteren dem Abfallerzeuger zugeordnet.

Haus- und Geschäftsmüll stellen die größte durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im Holsystem erfasste Ab-
fallmenge dar.

b)	 Sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle im Holsystem

Für sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle haben die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger flächendeckend Holsys-
teme eingerichtet. Diese Abfälle werden nach §  7 GewAbfV 
[31] von den Abfallerzeugern an den Anfallstellen in Contai-
nern oder MGB erfasst und bis zur Abholung gelagert.

c)	 Sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle im Bringsystem

14 der 17 öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nehmen sonsti-
ge hausmüllähnliche Gewerbeabfälle in Bringsystemen an Wert- 
stoffhöfen oder Umschlagstationen an (vergleiche Tabelle 7-2). 
Das Angebot ergänzt die Erfassung im Holsystem.

d)	 Beurteilung

Unter Gewährleistung der Vorgabe, dass im Einzelfall auch un-
üblich große Mengen an sonstigen hausmüllähnlichen Gewerbe-
abfällen erfasst werden können, sind die Sammelsysteme be-
darfsgerecht eingerichtet.

Ein darüber hinausgehender Änderungsbedarf ist nicht erkenn-
bar.

7.2.2	 Bioabfälle

a)	 Holsystem

Die überlassungspflichtigen Bioabfälle werden über die Sys- 
temabfuhr erfasst oder über saisonal organisierte Sammlungen 
beim Abfallerzeuger abgeholt.

Wie aus Tabelle 7-1 ersichtlich, bieten zwölf von 17 öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern die getrennte Bioabfall-
sammlung mittels Biotonne flächendeckend an. Während zwei 
weitere öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger (KAEV, Land-
kreis Oder-Spree) die flächendeckende Einführung der Biotonne 
vorbereiten, lehnen drei öffentlich-rechtliche Entsorgungs-
träger (Landkreise Prignitz und Uckermark, SBAZV) die Ein-

führung der Biotonne weiterhin ab (Stand 1. Januar 2021). Mit 
Stand 2019 waren rund 25 Prozent der Brandenburgerinnen und 
Brandenburger an die Biotonne angeschlossen. Bis auf die Städ-
te Brandenburg an der Havel, Potsdam und Frankfurt (Oder) 
erfolgte der Anschluss an die Biotonne auf freiwilliger Basis. 
Der Anschlussgrad der Bevölkerung an die Biotonne variiert 
deshalb stark von 6 Prozent im Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
bis zu 91 Prozent in der Landeshauptstadt Potsdam.

Die Abholung von Grünabfällen bieten gegenwärtig sieben öf-
fentlich-rechtliche Entsorgungsträger an (vergleiche Tabelle 7-1). 
Überwiegend sind das Laubsacksammlungen, Ast- und Strauch-
werkbündelsammlungen oder die Gestellung und Abholung von 
Bigbags. Einzelne öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger bieten 
saisonal die Sammlung von Grünabfällen in Sammelcontainern 
an, die nach Ankündigung an zentralen Punkten der Gemeinden 
aufgestellt werden. Außer vom Landkreis Prignitz werden von 
allen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern regelmäßig zu 
Jahresbeginn Weihnachtsbäume grundstücksnah abgeholt.

b)	 Bringsystem

Eine getrennte Sammlung von Nahrungs- und Küchenabfällen 
im Bringsystem wird von keinem öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger des Landes Brandenburg angeboten. 15 öffent- 
lich-rechtliche Entsorgungsträger ermöglichen an ihren An-
nahmestellen die Anlieferung von Grünabfällen (vergleiche 
Tabelle 7-2).

c)	 Beurteilung

Für die Erfassung von Grünabfall existieren landesweit flächen-
deckende Bring- und Holsysteme. Die öffentlich-rechtlichen Ent- 
sorgungsträger bieten mit Containersammlungen, Grünabfallsam- 
melstellen oder der Möglichkeit, Grünabfall an Wertstoffhöfen 
abzugeben, ein differenziert ausgestaltetes dezentrales Annahme-
system für Grünabfall an. Bei der Ausgestaltung der Sammel-
systeme für Grünabfälle gewährleisten die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger die flächendeckende Sammlung. Die 
erforderlichen Entsorgungskapazitäten werden durch eigene 
Einrichtungen beziehungsweise durch die Nutzung externer An-
lagen bereitgestellt.

Ein Änderungsbedarf ist für die Grünabfallsammlung nicht er-
kennbar.

Zur Getrennterfassung von Biogut mittels Biotonne existiert 
zurzeit im Land Brandenburg kein flächendeckendes Angebot. 
Insbesondere die überwiegend freiwillige Aufstellung der Bio-
tonne führt zu einem insgesamt geringeren Anschlussgrad.

7.2.3	 Kunststoffabfälle

a)	 Holsystem

Holsysteme für die getrennte Erfassung von Kunststoffabfällen 
als Monofraktion sind derzeit nicht eingerichtet. Bestimmte 
haushaltstypische, aufgrund ihrer Größe nicht müllgroß-
behältergängige Kunststoffabfälle werden zusammen mit an-
deren Abfällen im Holsystem für Sperrmüll erfasst. Durch die 
üblicherweise praktizierte Erfassung mit Pressmüllfahrzeugen 
ergibt sich ein Mehrkomponentengemisch als Abfall.



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 7. August 2024614

Kunststoffabfälle, die aufgrund ihrer Größe nicht unter die 
Sperrmülldefinition der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger fallen, werden zusammen mit dem Haus- und Geschäfts-
müll entsorgt.

b)	 Bringsystem

14 von 17 öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern erfassen 
Kunststoffabfälle im Bringsystem (vergleiche Tabelle 7-2). 
Diese Kunststoffabfälle stammen sowohl aus dem Bereich der 
Gewerbeabfälle als auch der Siedlungsabfälle. Spezielle Kunst-
stoffabfälle wie zum Beispiel CDs oder Tonerkartuschen wer-
den von einigen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern ge-
trennt gesammelt.

Durch einige öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger werden 
an den Annahmestellen große, nicht müllgroßbehältergängige 
Kunststoffabfälle zusammen mit anderen Abfällen als Sperr-
müll erfasst.

c)	 Beurteilung

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger setzen derzeit 
ihre Pflicht nach § 20 Absatz 2 Nummer 2 KrWG [21] zur ge-
trennten Erfassung und Verwertung von Kunststoffabfällen aus 
privaten Haushaltungen noch nicht konsequent um. Einzelne 
öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger bieten keine getrennte 
Sammlung an.

7.2.4	 Metallabfälle

a)	 Holsystem

Metallabfälle werden von allen öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträgern in Holsystemen erfasst (vergleiche Tabelle 7-1).  
Die Metallsammlung findet im Allgemeinen in Verbindung mit 
der Sperrmüllsammlung statt. Die Metallabfälle werden dabei 
vom übrigen Sperrmüll getrennt auf separaten Fahrzeugen er-
fasst. Kleinteilige Metallabfälle werden üblicherweise von 
diesen Sammelsystemen nicht erfasst. Diese werden mit dem 
Haus- und Geschäftsmüll entsorgt.

b)	 Bringsystem

Alle öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erfassen an ihren 
Annahmestellen Metallabfälle (vergleiche Tabelle 7-2).

c)	 Beurteilung

Die Sammelsysteme sind im Wesentlichen bedarfsgerecht und 
ausreichend. Ein Optimierungsbedarf besteht für die Samm-
lung kleinteiliger Metallabfälle.

7.2.5	 Papierabfälle

a)	 Holsystem

Die getrennte Erfassung von Pappe, Papier und Kartonagen im 
Holsystem ist flächendeckend eingeführt. Die Erfassung findet 
haushaltsnah in MGB statt. Üblicherweise werden auf Grundlage 
von § 22 Absatz 4 VerpackG [22] mit diesen Sammelsystemen 
die aus PPK bestehenden, restentleerten Verpackungsabfälle 
miterfasst.

b)	 Bringsystem

Alle öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bieten als Er-
gänzung zum Holsystem an den Wertstoffhöfen die Annahme 
von PPK an.

c)	 Beurteilung

Die Sammelsysteme sind bedarfsgerecht eingerichtet. Die ge-
trennte Erfassung gewährleistet das Recycling der erfassten 
Abfälle. Änderungen der bestehenden Strukturen sind nicht er-
forderlich.

7.2.6	 Glas

a)	 Holsystem

Die getrennte Erfassung von Glas in Holsystemen wird der-
zeit durch keinen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
durchgeführt (vergleiche Tabelle 7-1). Große, nicht müllgroß-
behältergängige Glasabfälle (zum Beispiel Aquarien, Regal-
böden, Tischplatten) werden zusammen mit anderen Abfällen 
im Rahmen der Sperrmüllsammlung erfasst. Durch die Art 
und Weise der Erfassung in Pressmüllfahrzeugen ergibt sich 
ein Mehrkomponentengemisch als Abfall. Kleine, müllgroß-
behältergängige Glasabfälle werden zusammen mit dem Haus- 
und Geschäftsmüll entsorgt.

b)	 Bringsystem

Nur einzelne öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger gewähr-
leisten die getrennte Erfassung von Glasabfällen im Bring-
system (vergleiche Tabelle 7-2). Zudem erfolgt keine durch-
gehende stoffliche Verwertung der getrennt gesammelten 
Glasabfälle. Die Auswertung der jährlichen Abfallbilanzen der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ergab, dass das im 
Bringsystem getrennt erfasste Glas nur zu etwa 20 Prozent ver-
wertet wird.

c)	 Beurteilung

Grundsätzlich ist zu beachten, dass die Erfassung von Ver-
packungsabfällen aus Glas nicht den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern obliegt. Dazu wurden auf der Grundlage 
des VerpackG [22] durch die dualen Systeme flächendeckend 
Erfassungseinrichtungen installiert (Altglascontainer).

Nur wenige öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger werden 
ihrer Verpflichtung aus § 20 Absatz 2 Nummer 5 KrWG [21] 
zur getrennten Sammlung und Verwertung von Glasabfällen, 
die keine Verpackungen sind, gerecht.

7.2.7	 Textilabfälle

a)	 Holsystem

Direkt bei den privaten Haushaltungen werden Textilabfälle 
derzeit nur von zwei öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
getrennt gesammelt. Die Sammlung ist an die Voraussetzung 
einer Mindestmenge gebunden beziehungsweise erfolgt als 
getrennte Erfassung im Rahmen der Sperrmüllsammlung. Die 
getrennte Sammlung mittels anfallstellennah aufgestellten 
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Sammelcontainern wird von vier öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern praktiziert (vergleiche Tabelle 7-1).

b)	 Bringsystem

Zehn öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger haben an ihren 
Annahmestellen Sammelcontainer für Alttextilien aufgestellt 
(vergleiche Tabelle 7-2).

c)	 Beurteilung

Aktuell führen insgesamt zehn öffentlich-rechtliche Ent-
sorgungsträger freiwillig eine getrennte Sammlung von Textil-
abfällen durch. Nach § 20 Absatz 2 KrWG [21] wird die ge-
trennte Erfassung ab dem 1. Januar 2025 verpflichtend.

7.2.8	 Sperrmüll

a)	 Holsystem

Alle öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erfassen Sperr-
müll flächendeckend in Holsystemen (vergleiche Tabelle 7-1). 
Metalle sowie Elektro- und Elektronik-Altgeräte werden im 
Zusammenhang mit der Sperrmüllsammlung mit gesonderten 
Fahrzeugen getrennt eingesammelt (vergleiche Kapitel 7.2.2). 
Der verbleibende Sperrmüll wird mit Pressmüllfahrzeugen 
erfasst. Durch die Sammlung mit Pressmüllfahrzeugen ergibt 
sich ein Mehrkomponentengemisch. Durch die Verdichtung im 
Fahrzeug ist es für die Vorbereitung zur Wiederverwendung 
und das Recycling nicht mehr geeignet.

b)	 Bringsystem

Die Sammlung von Sperrmüll in Bringsystemen erfolgt durch 
alle öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (vergleiche Ta-
belle 7-2). Der Sperrmüll wird gemischt in Containern erfasst. 
Es erfolgt keine Prüfung des Sperrmülls auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung oder des Recyclings.

c)	 Beurteilung

§ 20 Absatz 2 Nummer 7 KrWG [21] verpflichtet die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger Sperrmüll so zu sammeln, 
dass die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recyc-
ling der einzelnen Bestandteile möglich ist.

Diese Anforderungen erfüllen die derzeit praktizierten Sperr-
müllsammlungen weder im Bring- noch im Holsystem. Sie 
sind darauf ausgerichtet, den als Mehrkomponentengemisch 
erfassten Sperrmüll schlussendlich energetisch zu verwerten.

7.2.9	 Gefährliche Abfälle

a)	 Holsystem

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sammeln gefähr-
liche Abfälle (Kleinmengen von Schadstoffen) mittels Schad-
stoffmobil. Die nach §  20 Absatz  2 Nummer  8 KrWG [21] 
geforderte Erfassung von gefährlichen Abfällen, ohne dass sie 
mit anderen Abfällen vermischt werden, ist etablierter Stan-
dard. Gleiches gilt auch für die Sammlung von gefährlichen 

Elektro-Altgeräten nach Kapitel  7.2.10. Weitere Erfassungen 
gefährlicher Abfälle mit Holsystemen werden nicht durch-
geführt.

b)	 Bringsystem

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erfassen gefähr-
liche Abfälle (Kleinmengen von Schadstoffen) auf ihren Wert-
stoffhöfen an gesonderten Schadstoffsammelstellen. An den 
Schadstoffsammelstellen ist die nach § 20 Absatz 2 Nummer 8 
KrWG [21] geforderte getrennte Erfassung und Lagerung von 
gefährlichen Abfällen etablierter Standard. Gleiches gilt auch 
für die Sammlung von gefährlichen Elektro-Altgeräten.

Durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger werden im 
Rahmen des Bringsystems aus privaten Haushaltungen und 
häufig im Rahmen der Kleinmengenregelung auch aus anderen 
Herkunftsbereichen Bau- und Abbruchabfälle wie zum Beispiel 
Teerpappen, belastetes Altholz oder asbesthaltige Baustoffe an-
genommen. Die getrennte Erfassung und die Getrennthaltung 
von anderen Abfällen, die durch die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger angenommen werden, wird sichergestellt.

c)	 Beurteilung

Die Sammelsysteme sind bedarfsgerecht eingerichtet. Sie ge-
währleisten die ordnungsgemäße Entsorgung der erfassten 
Abfälle. Änderungen der bestehenden Strukturen sind nicht er-
forderlich.

7.2.10	 Elektro- und Elektronik-Altgeräte

a)	 Holsystem

Nach § 13 Absatz 3 ElektroG [25] können die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger Elektro- und Elektronik-Altgeräte 
freiwillig direkt bei den privaten Haushaltungen im Holsys-
tem erfassen. Von dieser Möglichkeit machen alle im Land 
Brandenburg ansässigen öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger Gebrauch. Sie wird häufig gleichzeitig mit der Sperr-
müllsammlung durchgeführt. Dabei werden die Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte mit einem separaten Fahrzeug getrennt 
erfasst.

Ausgeschlossen von der Sammlung im Holsystem sind häufig 
Elektro- und Elektronik-Altgeräte, wie Photovoltaikmodule 
und Nachtspeichergeräte, an die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe, 
Abmessungen und Gewichte besondere Anforderungen hin-
sichtlich des Handlings und des Transportes gestellt werden.

b)	 Bringsystem

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger haben nach Maß-
gabe von §  13 Absatz  1 ElektroG [25] Sammelstellen ein-
gerichtet, an denen Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus 
privaten Haushaltungen ihres Gebietes angeliefert werden 
können. Die Sammelstellen befinden sich in der Regel auf den 
Wertstoffhöfen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. 
Die Erfassung der Elektro- und Elektronik-Altgeräte erfolgt 
getrennt von anderen Abfällen. Sie werden hier den Gruppen 
nach § 14 ElektroG [25] zugeordnet.
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c)	 Beurteilung

Die Sammelsysteme der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger sind vor allem auf die Trennung vom sonstigen Sperrmüll 
und die Zuordnung zu den entsprechenden Gruppen nach § 14 
ElektroG [25] gerichtet. Sie besitzen noch Potenzial, um die 
Möglichkeiten zur Wiederverwendung zu verbessern. Das be-
trifft insbesondere die zerstörungsfreie Annahme und Lagerung 
der Elektrogeräte als Grundvoraussetzung für eine Wiederver-
wendungsprüfung.

7.2.11	 Geräte-Altbatterien

a)	 Holsystem

Im Rahmen der Sammlung gefährlicher Abfälle mittels Schad-
stoffmobil (vergleiche Kapitel  7.2.9) sammeln die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger flächendeckend Geräte-Alt-
batterien aus privaten Haushaltungen.

b)	 Bringsystem

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nehmen flächen-
deckend Geräte-Altbatterien sowohl im Rahmen ihrer Mit-
wirkungspflicht nach § 13 BattG [27] bei der Entgegennahme 
von Altbatterien aus Elektro- und Elektronik-Altgeräten als 
auch als freiwillige Rücknahmestelle nach § 13a BattG [27] an.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei den Akkus aus 
Pedelecs und E-Bikes nicht um Geräte-Altbatterien handelt, 
sondern um sonstige Batterien, die unter die Bestimmungen 
des BattG  [27] für Industriebatterien fallen. Die Rücknahme 
dieses in der Zukunft häufiger als Abfall anfallenden Batterie-
typs erfolgt bei den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
gegenwärtig nur auf freiwilliger Basis.

c)	 Beurteilung

Die Sammelsysteme sind bedarfsgerecht und ausreichend. Ein 
Änderungsbedarf ist nicht erkennbar.

7.2.12	 Notwendigkeit neuer Sammelsysteme der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger

Mit der Ergänzung von § 20 KrWG [21] durch einen neuen Ab-
satz 2 wurden spezielle Regelungen zur getrennten Sammlung 
von Abfällen aus privaten Haushaltungen getroffen. Von be-
sonderer Bedeutung für die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger sind die Verpflichtungen zur getrennten Sammlung von 
Bio-, Kunststoff-, Metall-, Papier- und Textilabfällen sowie 
von Glas. Diese Getrenntsammlungspflichten werden, wie in 
den Kapiteln 7.2.2 bis 7.2.7 dargelegt, durch eine Reihe von öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern noch nicht vollständig 
erfüllt. Die sich daraus ergebenden Mindestvorgaben für die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger des Landes Branden-
burg werden gegliedert nach Fraktionen im Kapitel 10.6 dar-
gestellt.

Diese Systeme sind nach diesen Mindestvorgaben zu etablieren 
soweit Ausnahmen auf der Grundlage von § 9 KrWG [21] für 
die jeweilige Fraktion nicht nachgewiesen werden können. In 
den kommunalen Abfallbilanzen ist durch die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger über den Stand der getrennten Samm-
lungen zu informieren (§ 21 KrWG [21]).

8	 Abfallaufkommen

Auf der Grundlage der Siedlungsabfallbilanz 2019 ist in der Ta-
belle 8-1 das Gesamtaufkommen der den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern 2019 überlassenen Abfälle entsprechend 
der EU-Abfallstatistikverordnung [13] dargestellt.

Tabelle 8-1:	 Aufkommen der den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 2019 überlassenen Abfälle

Posten Bezeichnung Aufkommen [t]
1 Verbrauchte Lösemittel* 234
3 Säuren, Laugen oder Salze* 17
4 Gebrauchte Öle* 149
5 Chemische Abfälle 513
6 Chemische Abfälle* 1.415
7 Schlämme von Industrieabwässern 216
9 Schlämme und Flüssigabfälle aus der Abfallbehandlung 14.204
11 Medizinische und biologische Abfälle 1.787
13 Metallische Abfälle, eisenhaltig 500
15 Metallische Abfälle, eisenhaltig und nicht eisenhaltig gemischt 5.163
16 Glasabfälle 213
18 Papier- und Pappeabfälle 131.153
19 Gummiabfälle 1.084
20 Kunststoffabfälle 1.362
21 Holzabfälle 14.619
22 Holzabfälle* 6.160
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Posten Bezeichnung Aufkommen [t]
23 Textilabfälle 1.914
24 PCB-haltige Abfälle* 1
25 Elektro-Altgeräte* 4
26 Ausrangierte Geräte (außer ausrangierte Kraftfahrzeuge, Batterien und Akkumulatoren)* 15.083
27 Ausrangierte Kraftfahrzeuge 3
28 Ausrangierte Kraftfahrzeuge* 72
29 Batterien und Akkumulatoren 25
30 Batterien und Akkumulatoren* 157
31 Tierische und gemischte Nahrungsmittelabfälle 1
32 Pflanzliche Abfälle 148.751
34 Hausmüll und ähnliche Abfälle 605.303
35 Gemischte und undifferenzierte Materialien 5.567
37 Sortierrückstände 5.663
39 Gewöhnliche Schlämme 850
40 Mineralische Bau- und Abbruchabfälle 100.312
41 Mineralische Bau- und Abbruchabfälle* 8.624
42 Andere mineralische Abfälle 910
43 Andere mineralische Abfälle* 13.140
44 Verbrennungsrückstände 3.342
46 Böden 22.946
47 Böden* 9.379
50 Mineralische Abfälle aus der Abfallbehandlung und stabilisierte Abfälle 24.595
51 Mineralische Abfälle aus der Abfallbehandlung und stabilisierte Abfälle* 5.996

Gesamt 1.151.425
*	� Das Aufkommen an gefährlichen Abfällen, die den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern überlassen wurden, wird mit Ausnahme der gefährlichen Elektro-Altgeräte 

im Weiteren nur im Teilplan „Gefährliche Abfälle“ berücksichtigt.

Die mengenmäßig bedeutsamsten Abfallkategorien sind in 
der Tabelle 8-2 dargestellt. Sie umfassen rund 90 Prozent der 
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern überlassenen 

Tabelle 8-2:	 �Aufkommen der den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 2019 überlassenen und mengenmäßig bedeutsamsten Abfall-
kategorien

Kategorie Kurzbezeichnung Aufkommen [t]
34 Hausmüll und ähnliche Abfälle 605.303
32 Pflanzliche Abfälle 148.751
18 Papier- und Pappeabfälle 131.153

40 und 46 Mineralische Abfälle 123.258
Gesamt 1.008.465

Abfälle. Die Abfälle der anderen Kategorien spielen bei den 
Betrachtungen innerhalb des Teilplans „Siedlungsabfälle“ nur 
eine nachgeordnete Rolle.
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Hausmüll und ähnliche Abfälle (Kategorie 34)

Diese Kategorie wird von Hausmüll, Geschäftsmüll sowie 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen (zum Beispiel Abfälle aus 
Büros, Handelseinrichtungen und Produktionsbetrieben) mit 
einem Mengenanteil von 73 Prozent dominiert.

Die Forcierung der getrennten Wertstofferfassung trägt dazu bei, 
weitere verwertbare Anteile aus dem Hausmüll zu erschließen. 
Das betrifft vor allem Bioabfälle, Metalle und Elektro-Alt-
geräte. In den letzten Jahren ging die mechanisch-biologische 
Restabfallbehandlung im Land Brandenburg vor allem auf-
grund des wachsenden Preisdrucks stetig zurück, während die 
R 1-Kriterien-konforme Siedlungsabfallverwertung an Be-
deutung gewann.

Die Mengen an Sperrmüll aus privaten Haushaltungen und Ge-
werbe haben einen Anteil von 19 Prozent an dieser Kategorie. 
Im Rahmen der Restabfallbehandlung wird Sperrmüll zu ver-
schiedenen verwertbaren Fraktionen aufbereitet (Metall, Holz 
zur stofflichen Verwertung, Ersatzbrennstoff). Darüber hinaus 
wird Sperrmüll auch direkt der energetischen Verwertung zu-
geführt.

Das mittels Biotonne gesammelte Biogut gehört zur Abfallart 
200301 „gemischte Siedlungsabfälle“. Es wird damit der Kate-
gorie 34 zugeordnet, obwohl es generell außerhalb der Rest-
abfallbehandlung verwertet wird. Aufgrund dieser Besonderheit 
werden das Aufkommen und die Entsorgungswege der von den 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern getrennt gesammelten 
und verwerteten Bioabfälle in Kapitel 9.5 gesondert erläutert.

Pflanzliche Abfälle (Kategorie 32)

Es handelt sich dabei um den von den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern getrennt gesammelten Grünabfall. Diese 
Abfälle werden vollständig einer Verwertung zugeführt. Als 
Teil der von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern ge-
trennt gesammelten Bioabfälle werden das Aufkommen und 
die Entsorgungswege gemeinsam mit dem von den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern gesammelten Biogut in 
Kapitel 9.5 gesondert erläutert.

Papier- und Pappeabfälle (Kategorie 18)

Die Kategorie umfasst ausschließlich kommunales PPK, das 
gemeinsam mit gebrauchten PPK-Verpackungen der dualen 

Systeme erfasst wird. Diese Abfälle werden vollständig einer 
Verwertung zugeführt.

Mineralische Abfälle (Kategorien 40 und 46)

Im Bereich der Siedlungsabfälle wurden aufgrund ihrer Struk-
turierung die Abfallkategorien 40 und 46 der EU-Abfall-
statistikverordnung  [13] dem Begriff „Mineralische Abfälle“ 
zugeordnet und zusammengefasst.

In den beiden Kategorien haben Abfälle aus Beton, Ziegel, Flie-
sen, Keramik beziehungsweise Gemische aus diesen Abfällen 
sowie Boden und Steine einen Anteil von 60  Prozent. Diese 
Abfälle werden fast vollständig zur Sicherung und Sanierung 
von Deponien eingesetzt oder direkt auf Deponien abgelagert.

17  Prozent der „Mineralischen Abfälle“ sind gemischte Bau-  
und Abbruchabfälle. Diese Gemische enthalten nichtminera- 
lische Bestandteile wie zum Beispiel Holz und Kunststoffe, so 
dass sie in jedem Fall erst aufbereitet werden müssen. Deshalb 
führen die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger diese Ab-
fälle geeigneten Vorbehandlungsanlagen zu.

9	 Entsorgungskapazitäten und Bewertung des Ist- 
Standes

9.1	 Aufkommen und Entsorgungswege

In diesem Abschnitt erfolgt eine Gegenüberstellung des 
Aufkommens des Jahres 2019 und der zum Zeitpunkt der 
Planerstellung verfügbaren Kapazitäten für die relevanten 
Entsorgungswege der überlassenen Restabfälle sowie eine Be-
wertung der Ist-Situation. In Tabelle 9-1 sind die den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern überlassenen nicht gefähr-
lichen Abfälle den einzelnen Entsorgungswegen zugeordnet. 
Die überwiegende Menge wurde einer Restabfallbehandlung 
unterzogen. Nach der Vorbehandlung gehen die größten 
Mengen als Ersatzbrennstoffe in die übrige energetische Ver-
wertung, inertes Material zur Deponierung sowie in die weitere 
externe Behandlung. Seit 2012 steigt der Anteil der Abfälle, 
die ohne Vorbehandlung direkt in die R 1-Kriterien-konforme 
Siedlungsabfallverwertung gegeben werden, kontinuierlich an.  
Sie erreichte 2019 mit einer Menge von 317.000 t bereits einen 
Anteil von 53  Prozent aller behandlungsbedürftigen Rest-
abfälle.

Tabelle 9-1:	 Entsorgungswege der durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 2019 entsorgten Abfälle

Entsorgungswege direkt entsorgt [t] nach Restabfall-
behandlung [t]

insgesamt genutzte  
Entsorgungskapazität [t]

mechanische/mechanisch-biologische  
Restabfallbehandlung 245.000 - 245.000

übrige energetische Verwertung 39.000 179.000 219.000
die R 1-Kriterien-konforme 
Siedlungsabfallverwertung 317.000 - 317.000

Kompostierung 199.000 - 199.000
Deponiebau 35.000 - 35.000
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Entsorgungswege direkt entsorgt [t] nach Restabfall-
behandlung [t]

insgesamt genutzte  
Entsorgungskapazität [t]

sonstige Verwertung 189.000 - 189.000
Deponierung 106.000 18.000 124.000
sonstige Beseitigung 19.000 - 19.000
Beseitigung mittels thermischer Verfahren 2.000 2.000 4.000
weitere externe Behandlung - 19.000 19.000
Zwischenlagerung 1.000 - 1.000
Gesamt* 1.151.000 218.000 1.370.000

*	 Abweichungen in den Summen durch Rundung

Die Abbildung 9-1 und Abbildung 9-2 widerspiegeln das 
Aufkommen und die Entsorgungswege der durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger entsorgten Abfälle im Land 
Brandenburg zum Zeitpunkt der Planerstellung.

Abbildung 9-1:	�Aufkommen und Entsorgungswege der 2019 durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger entsorgten Abfälle
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Abbildung 9-2:	Entsorgungswege der Restabfälle im Jahr 20191

*EBS: Ersatzbrennstoff, MHKW: Müllheizkraftwerk, HMV: Hausmüllverbrennung

1	 Die MBA MEAB Schöneiche (4) und die MBS Lübben-Ratsvorwerk (5) wurden inzwischen stillgelegt. Die MBA „Schwarze Elster“ Freienhufen (6) wird im Planungs-
zeitraum zur Vergärungsanlage für Biogut umgebaut.
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9.2	 Mechanische/mechanisch-biologische Restabfallbe- 
handlung

-	 Aufkommen:	 circa 245.000 t
-	 Entsorgungskapazitäten:	 circa 290.000 t

2019 wurden mit 245.000 t im Land Brandenburg ein wesent-
licher Teil der Restabfälle in der mechanisch-biologischen be-
ziehungsweise mechanischen Behandlung entsorgt. Für diesen 
Entsorgungsweg stehen aktuell drei für die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger relevante Anlagen (Tabelle 9-2) mit einer 
Kapazität von 290.000  t zur Verfügung. Die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger sind entweder selbst Betreiber dieser 
Anlagen oder haben Entsorgungsverträge zur Behandlung ihrer 
Abfälle abgeschlossen. Über eigene Anlagen verfügen noch 
der Landkreis Havelland (MBA Nauen-Schwanebeck) und der 
Zweckverband Abfallbehandlung Nuthe-Spree (MBS Nieder-
lehme). Weitere öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger haben 
die Firma Recon-T Recycling-Energy-Consulting-Trading 
GmbH, Schwedt/Oder mit der Entsorgung ihrer Restabfälle be-
auftragt.

Die Anlagenbetreiber sind in einem Ausfallverbund zusammen-
geschlossen, um bei planmäßigen (zum Beispiel Wartung) und 
außerplanmäßigen Abschaltungen die Entsorgungssicherheit zu 
gewährleisten.

In den vergangenen Jahren hatten die MBA und die 
mechanisch-biologische Stabilisierung (MBS) von Rest-
abfällen die Entsorgungsstrategie des Landes Brandenburg 
geprägt. Ziel war stets, werthaltige Stoffströme zu generieren 
und die Ablagerung inerter Abfälle zu minimieren. Mit Ab-
lauf der Vertragslaufzeiten zwischen den öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträgern und den MBA/MBS-Betreibern wer-
den die Restabfälle zunehmend der R 1-Kriterien-konformen 
Siedlungsabfallverwertung zugeführt (Abbildung 9-1).

Als Reaktion auf diese Entwicklung hatten mehrere Anlagen-
betreiber aus wirtschaftlichen Gründen den Anlagenbetrieb 
eingestellt. Außerdem stellt der AEV Schwarze Elster seine 
gesamte Anlage in Freienhufen und der Landkreis Havelland 
einen Teil seiner Anlage in Nauen-Schwanebeck von der Rest-
abfallbehandlung auf die Behandlung von Biogut um (siehe 
dazu Kapitel 11.3.1).

Tabelle 9-2:	 Relevante mechanische/mechanisch-biologische Restabfallbehandlungsanlagen (Stand 2021)

Nummer  
laut Anhang

Anlagenbezeichnung Behandlungs- 
verfahren

Kapazität 
[t/a]

Bemerkungen

1 MBA Nauen-Schwanebeck MBA 65.000 zusätzlich 10.000 t für Behandlung von 
Grünabfall

2 MBS Niederlehme MBS 150.000 	
9 MA Recon-T Schwedt/Oder MA 75.000

Gesamt 290.000

9.3	 Verwertung mittels energetischer Verfahren

-	 Aufkommen:	 circa 536.000 t/a
-	 Entsorgungskapazitäten:	 circa 3.129.900 t/a

Die Tabelle 9-3 gibt einen Überblick über alle Abfallmengen, 
die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern einer 
Verwertung mittels energetischer Verfahren zugeführt wurden.

Tabelle 9-3:	� Verwertung mittels energetischer Verfahren 2019

Entsorgungsweg Mengen in t
die R 1-Kriterien-konforme 
Siedlungsabfallverwertung 

317.000

übrige energetische Verwertung 219.000
Gesamt 536.000

Infolge veränderter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ent-
sorgen die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, die über 
keine eigenen MBA/MBS-Anlagen verfügen, in verstärktem 
Maße ihre gemischten Siedlungsabfälle in Anlagen zur energe-
tischen Verwertung Brandenburgs, Sachsen-Anhalts und Sach-
sens.

Für die Verwertung mittels energetischer Verfahren stehen im 
Land Brandenburg die in Tabelle 9-4 aufgeführten Anlagen mit 

einer maximalen Kapazität2 von rund 3,13 Millionen Tonnen 
pro Jahr (Mio. t/a) zur Verfügung. Davon erfüllen fünf Anlagen 
mit einer Gesamtkapazität von 1,23 Mio. t/a die Anforderungen 
an die Verwertung von Siedlungsabfällen und sind damit für die 
R 1-Kriterien-konforme Siedlungsabfallverwertung geeignet.

Die Anlagen zur energetischen Verwertung Brandenburgs 
verbrennen nicht nur Siedlungsabfälle, sondern in weitaus 
größerem Umfang gewerbliche Abfälle, wie zum Beispiel 
aufbereitete Ersatzbrennstoffe oder Klärschlämme. Im Jahr 
2019 stammten mit 1,18 Mio. t nur 46 Prozent der Abfälle aus 
Brandenburg. 19 Prozent der energetisch verwerteten Abfälle 
kamen aus Berlin, 31 Prozent aus anderen Bundesländern und 
4  Prozent aus dem Ausland. Die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger verwerteten circa 0,41 Mio.  t an Abfällen in 
Brandenburg und circa 0,13 Mio.  t in Verbrennungsanlagen 
außerhalb des Landes.

Das Land Brandenburg hat keine direkte Möglichkeit zur 
Steuerung dieser Abfälle, da es sich hierbei um Abfälle zur Ver-
wertung aus sonstigen Herkunftsbereichen handelt, die der pri-
vaten Entsorgungsverantwortung unterliegen.

2	 Die maximale Kapazität ist ein Genehmigungswert. Im realen Anlagenbetrieb 
richtet sich der tatsächliche Durchsatz nach dem Heizwert des Abfalls. Je 
höher der Heizwert, desto geringer die verbrannte Menge. Der reale Durch-
satz voll ausgelasteter Verbrennungsanlagen lag in den vergangenen Jahren 
oft deutlich unter dem genehmigten Wert.
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Tabelle 9-4:	 Anlagen für die energetische Verwertung (Stand 2021)

Nummer laut Anhang Anlagenbezeichnung maximale Kapazität [t/a] Bemerkungen

25 EBS-Heizkraftwerk 
Premnitz Linie 1 160.500 geeignet für die R 1-Kriterien-konforme  

Siedlungsabfallverwertung

26 EBS-Heizkraftwerk 
Premnitz Linie 2 160.500 geeignet für die R 1-Kriterien-konforme  

Siedlungsabfallverwertung

27 EBS-Industriekraftwerk 
Rüdersdorf 270.000 geeignet für die R 1-Kriterien-konforme  

Siedlungsabfallverwertung

28 Zementwerk Rüdersdorf 
Ofenlinie 5 272.000

29 EBS-Heizkraftwerk 
Sonne Großräschen 292.500 geeignet für die R 1-Kriterien-konforme  

Siedlungsabfallverwertung 

30 EBS-Heizkraftwerk 
Eisenhüttenstadt 526.000

31 Braunkohlekraftwerk 
Jänschwalde 450.000 abhängig vom Umfang des Braunkohleeinsatzes 

32 Braunkohlekraftwerk 
„Schwarze Pumpe“ 206.000 abhängig vom Umfang des Braunkohleeinsatzes

33 EBS-Heizkraftwerk 
Spremberg 350.400 geeignet für die R 1-Kriterien-konforme  

Siedlungsabfallverwertung

34 EBS-Heizkraftwerk 
Schwedt/Oder 442.000

Gesamt 3.129.900

9.4	 Deponierung

Insgesamt wurden im Land Brandenburg 2019 auf öffentlich 
zugänglichen Deponien 1.147 Tausend Tonnen (Tsd. t) Abfälle 
abgelagert. Das entspricht einem Deponievolumen von 767 Tau- 
send Kubikmeter (Tsd. m3). Von den öffentlich-rechtlichen Ent- 
sorgungsträgern wurden 106 Tsd. t direkt deponiert und 18 Tsd. t  
nach der Restabfallbehandlung (siehe Tabelle 9-1). Durch ver-
schiedene Deponieerweiterungen stand am Jahresende 2019 ein 
Deponievolumen von 9,8 Millionen Kubikmeter (Mio. m3) zur 
Ablagerung von Abfällen zur Verfügung. Eine Abschätzung des 
künftigen Bedarfs an Deponiekapazitäten erfolgt im Teilplan 
„Mineralische Abfälle“.

9.5	 Aufkommen und Entsorgungswege von Bio-
abfällen

Insgesamt wurden im Land Brandenburg im Jahr 2019 rund 
200.000 t Bioabfälle erfasst (siehe Abbildung 9-3). Die spezi-
fische Erfassungsmenge ist damit von 58  Kilogramm je Ein-
wohner (kg/E) im Jahr 2015 auf rund 80  kg/E im Jahr 2019 
gestiegen. Im bundesweiten Vergleich lag damit 2019 die im 
Land Brandenburg getrennt erfasste Bioabfallmenge noch er-
heblich unter dem bundesweiten Mittelwert von 122 kg/E [58].

Abbildung 9-3:	Aufkommen an getrennt erfassten Bioabfällen im Zeitraum von 2015 bis 2019
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Im Jahr 2019 wurden landesweit 21 kg/E Biogut über die Bio-
tonne erfasst. Gegenüber 2015 entspricht dies einer Steigerung 
von 18 kg/E, die maßgeblich durch die Umsetzung der landes-
weiten Bioabfallstrategie [48] erreicht wurde (siehe Abbil- 
dung 9-3). Insbesondere wurden den Bürgerinnen und Bürgern 
in einer zunehmenden Anzahl von Entsorgungsgebieten Bio-
tonnen zur getrennten Erfassung angeboten und von diesen 
auch angenommen (siehe Tabelle 7-1).

Die über die getrennte Sammlung von den öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträgern erfassten Grünabfallmengen unter-
liegen saisonalen und witterungsbedingten Schwankungen. 
Aus diesem Grund variieren die Grünabfallmengen in den 
Jahren 2015 bis 2019 zwischen 54  kg/E (2015) und 68  kg/E 
(2017). Der starke Rückgang der Sammelwerte im Jahr 2018 
ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass es durch einen 
vergleichsweise trockenen Sommer geprägt war, in welchem 
entsprechend weniger Gartenabfälle zur Entsorgung anfielen. 
Innerhalb des Landes schwanken die Mengen jedoch auch 
aufgrund der unterschiedlichen Siedlungs- und Erfassungs-
strukturen. So variierten die Grünabfallmengen im Jahr 2019 
zwischen 175  kg/E im Landkreis Uckermark und 6  kg/E im 
Landkreis Havelland (siehe Abbildung 9-4).

Die spezifischen Biogutmengen in den Entsorgungsgebieten 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, die eine Bio-
tonne anbieten, lagen im Jahr 2019 zwischen 90 kg/E im Land-
kreis Barnim und 2  kg/E im Rahmen eines Modellversuches 
im Landkreis Oberhavel. In den anderen Entsorgungsgebieten 
wurden zwischen zwölf und 44 kg/E Biogut über die Biotonne 
erfasst.

Die Zielvorgabe der Bioabfallstrategie des Landes [48], 30 kg/E*a  
bis zum Jahr 2020 an Biogut zu sammeln, wurde 2019 nur 
von vier öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern erfüllt. 
Auffallend ist, dass mit den kreisfreien Städten Branden-
burg an der Havel, Frankfurt (Oder) und Potsdam alle öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger, die eine Pflichtbiotonne 
beschlossen haben (siehe Tabelle 7-1), die Vorgabe erfüllten. 
Im Unterschied zur Biogutsammlung erreichten 2019 bereits 
zehn öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger die Vorgabe von 
70 kg/E*a für die Sammlung von Bioabfällen. Aufgrund der re-
lativ hohen Grüngutsammelmengen einzelner öffentlich-recht-
licher Entsorgungsträger, insbesondere der Landkreise Barnim 
und Uckermark, wurde diese strategische Vorgabe für das Land 
Brandenburg in der Summe bereits 2017 und 2019 erfüllt (siehe 
Abbildung 9-3).

Abbildung 9-4:	�Einwohnerspezifisches Aufkommen an getrennt erfasstem Biogut und Grünabfall in den einzelnen Gebieten der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im Jahr 2019
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Für die Entsorgung von Biogut sind im Land Brandenburg aktu-
ell drei Vergärungsanlagen mit einer Kapazität von 78.000 Ton-
nen pro Jahr (t/a) und 17  Kompostierungsanlagen mit einer 
Kapazität von 70.000 t/a zugelassen.

Gegenwärtig werden in den Vergärungsanlagen des Landes 
keine aus Brandenburger Haushaltungen stammenden Bio-
abfälle verwertet. In drei dieser Anlagen dienen die Kapazi-
täten in erster Linie der Verwertung organischer Abfälle aus der 
Landwirtschaft und dem Gewerbe. Im Zulassungsverfahren be-
findet sich die Umrüstung der Nassvergärungsanlage der MBA 
Freienhufen zur Verarbeitung von Biogut mit einer Kapazität 
von 24.000 t/a.

Derzeit stellt die offene Kompostierung noch den primären 
Verwertungsweg für getrennt erfasste Bioabfälle dar. Ent-
sprechende Kompostierungsanlagen sind flächendeckend im 
Land Brandenburg vorhanden. Nur in wenigen Fällen, wie bei-
spielsweise für die Stadt Cottbus, werden überregionale Ent-
sorgungswege genutzt. Einige der im Land Brandenburg be-
findlichen Kompostierungsanlagen dürfen derzeit noch gewisse 
Mengen Biogut aus der Biotonne annehmen, um diese ge-
meinsam mit weniger geruchsintensiven Bioabfällen (zum Bei-
spiel Garten- und Parkabfällen) zu kompostieren. Die Gesamt-
menge an mitkompostierbarem Biogut liegt aktuell noch bei 
jährlich circa 70.000 t. Diese Kapazitäten stehen im gesamten 
Planungszeitraum allerdings nur dann zur Verfügung, wenn sie 
entsprechend dem Stand der Technik (Nummer  5.4.8.5 der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft [TA Luft] [41])  
ausgerüstet sein werden (vergleiche Kapitel 11.3.1).

Bei voller Ausnutzung der für Biogut aktuell zulässigen 
Kapazität könnten die Kompostierungsanlagen neben Biogut 
insgesamt noch circa 708.000 t/a Grünabfälle verwerten.

Eine Aufstellung der sich gegenwärtig in Betrieb befindlichen 
Kompostierungsanlagen ist dem Anhang ab laufender Num-
mer  44 zu entnehmen. Für die Vergärung von Bioabfällen 
aus Haushaltungen sind die im Anhang unter laufender Num-
mer 134, 136 und 138 aufgeführten Anlagen zugelassen.

10	 Abfallwirtschaftliche Ziele und Maßnahmen zur 
Umsetzung

Um die global zur Verfügung stehenden Ressourcen zu scho-
nen und die Auswirkungen durch den Klimawandel zu be-
schränken, geben die EU-Abfallrahmenrichtlinie [2] und das 
deutsche Abfallrecht umfassende strategische Ziele zur nach-
haltigen Bewirtschaftung von Abfällen, Maßnahmen zur ge-
trennten Erfassung von werthaltigen Abfällen sowie umfang-
reiche Berichtspflichten zur Dokumentation der erreichten 
Ergebnisse vor. Die Grundsätze einer nachhaltigen Bewirt-
schaftung von Abfällen spiegeln sich in der Abfallhierarchie 
nach §  6  KrWG  [21] wider. Die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger des Landes Brandenburg tragen wesentlich 
dazu bei, diese Grundsätze in der Praxis umzusetzen sowie die 
Grundpflichten nach § 7 KrWG [21] einzuhalten.

Sie betreiben eine effiziente Abfallwirtschaft, indem sie den  
Bürgerinnen und Bürgern und Gewerbetreibenden Entsorgungs-
sicherheit für die überlassenen Abfälle zu angemessenen Ge-
bühren bieten. Dafür sorgen Unternehmen der kommunalen 

und der privaten Entsorgungswirtschaft als beauftragte Dritte 
mit ihrer Sammel- und Entsorgungslogistik.

10.1	 Produktverantwortung

Nach dem Grundsatz des Verursacherprinzips werden mit der 
in § 23 KrWG [21] verankerten Produktverantwortung Herstel-
ler auch dann noch in die Pflicht genommen, wenn aus ihren 
Produkten Abfall wird. Um die Vermeidung von Abfällen zu-
künftig weiter zu stärken, wurde die Herstellerverantwortung 
im novellierten KrWG  [21] um die Obhutspflicht erweitert 
(§ 23 Absatz 1 Satz 3 KrWG [21]). Diese verlangt zusätzlich 
die Erhaltung der Gebrauchstauglichkeit von Erzeugnissen und 
lässt deren Entsorgung nur als letzte Möglichkeit zu. Durch-
setzbare Pflichten entstehen jedoch erst, wenn die Bundes-
regierung durch Rechtsverordnung bestimmt, wer konkret die 
Verantwortung trägt, welches Erzeugnis betroffen ist und was 
konkret zu tun ist. Soweit die Ziele der Abfallvermeidung und 
-verwertung in den Verordnungen auf der Grundlage von §§ 25 
und 26 KrWG  [21] und den eigenen Gesetzen abschließend 
festgelegt sind und die vorrangige Sicherung der ordnungs-
gemäßen und schadlosen Verwertung und die nachrangige 
gemeinwohlverträgliche Abfallbeseitigung den rücknahme-
pflichtigen Herstellern oder Vertreibern übertragen wurde, ist 
die Festlegung von Zielen im Rahmen der Abfallwirtschafts-
planung des Landes Brandenburg obsolet.

10.2	 Abfallwirtschaft und Klimaschutz

Wie in der gesamten Umweltpolitik ist der Klimaschutz auch 
in der Abfallwirtschaft ein übergreifendes Thema. Er übt be-
stimmenden Einfluss auf alle abfallwirtschaftlichen Strategien 
und Maßnahmen des Landes aus. Das Klimaziel des Landes, 
spätestens im Jahr 2045 klimaneutral zu wirtschaften und zu 
leben, wird hierbei beachtet.

In der Vergangenheit leistete die Abfallwirtschaft bereits einen 
bedeutenden Beitrag zum Klimaschutz. So stellte das Umwelt-
bundesamt (UBA) [53] für 2006 fest, dass in Deutschland 
durch die Verwertung von Abfällen einschließlich von Altholz 
jährlich Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) in der 
Größenordnung circa 18 Mio. t CO2-Äquivalent eingespart wur-
den. Das sind vermiedene THG-Emissionen durch eingesparte 
Primärproduktion von Werkstoffen und den eingesparten Ein-
satz von Primärbrennstoffen zur Energieerzeugung. Im Gegen-
satz dazu setzte die Abfallwirtschaft noch im Jahr 1990 Treib-
hausgase mit 38 Mio. t CO2-Äquivalent frei.

Im vorliegenden Teilplan „Siedlungsabfälle“ finden die Inte-
ressen des Klimaschutzes insbesondere in folgenden Schwer-
punkten Berücksichtigung:

-	 verstärkte Vermeidung von Abfällen im Interesse der Ver-
ringerung des Bedarfs an Primärprodukten/Neuwaren,

-	 Verringerung der Menge der Restabfälle durch getrennte 
Sammlung und stoffliche Verwertung von Abfällen im In-
teresse der Reduzierung des Bedarfs an Primärrohstoffen,

-	 energetische Verwertung der nicht recycelbaren Abfälle und 
Kaskadennutzung der getrennt gesammelten Bioabfälle im 
Interesse der Reduzierung des Bedarfs an fossilen Primär-
brennstoffen in Verbindung mit der Schaffung von Kohlen-
stoffsenken (Humusersatz).
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Die Maßnahmen zur getrennten Sammlung von Abfällen und 
zur Verwertung erfordern erhebliche Aufwendungen, ins-
besondere durch Sammelsysteme und Behandlungsanlagen. 
Diese sind wiederum mit THG-Emissionen verbunden. Des-
halb ist es Aufgabe der Abfallwirtschaft, die Entsorgungs-
systeme so zu gestalten und in dem Umfang auszubauen, dass 
in der Gesamtbilanz die THG-Emissionen tatsächlich reduziert 
werden.

Ein weiteres wesentliches Element der Gestaltung der kom-
munalen Abfallwirtschaft ist die Optimierung der Transport-
logistik. Transporte von Abfällen insbesondere mittels LKW 
führen zu erheblichen CO2-Emmisionen. Hauptansatzpunkte 
sind die Reduzierung der Transportentfernungen durch die 
Verwirklichung des Näheprinzips und die Einsparung von 
LKW-Transporten durch die vermehrte Nutzung von Möglich-
keiten des Eisenbahn- und Schiffstransportes. Für die Sammel-
fahrzeuge können alternative klimaschonende Antriebe, zum 
Beispiel durch Elektromotoren, erheblich zum Klimaschutz 
beitragen.

Im Rahmen der Fortschreibung ihrer AWK, der Planung und 
Errichtung eigener Anlagen und der Ausschreibung von Ent-
sorgungsleistungen haben die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger diese Möglichkeiten zu prüfen und in der ab-
fallwirtschaftlichen Praxis umzusetzen.

Bei Transportentfernungen für Hausmüll von mehr als 100 Kilo-
meter (km) ist in Ausschreibungen grundsätzlich auch die Op-
tion des Eisenbahntransportes zu prüfen. Zur Gewährleistung 
der Wirtschaftlichkeit des Eisenbahntransportes, insbesondere 
durch die Bereitstellung angemessener Transportmengen 
und die gemeinsame Nutzung von Verlade- und Umschlag-
stationen, sind Kooperationsmöglichkeiten mit benachbarten 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zu prüfen. Die durch 
einzelne öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger bereits rea-
lisierten Kooperationen auf diesem Gebiet sollen weiter aus-
gebaut werden und als Modellprojekte für zusätzliche Vorhaben 
dieser Art dienen.

10.3	 Planerische und steuernde Aktivitäten der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger

Um die abfallwirtschaftlichen Ziele umzusetzen, nutzen die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Wesentlichen die 
folgenden Planungs- und Steuerungsinstrumente:

-	 Die kommunalen AWK sind wichtigste Planungsgrund-
lage der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. Ihre be-
sondere Bedeutung ergibt sich aus dem Nachweis der zehn-
jährigen Entsorgungssicherheit für überlassungspflichtige 
Abfälle zur Beseitigung im regionalen Entsorgungsgebiet. 
Sie sind regelmäßig, aber mindestens im Abstand von fünf 
Jahren fortzuschreiben (§ 6 Absatz 7 BbgAbfBodG [42]).

Die regelmäßige Aktualisierung ermöglicht eine kontinuier-
liche Anpassung an veränderte gesetzliche, wirtschaftliche 
und soziale Rahmenbedingungen.

So erfolgt in diesem Rahmen eine Überprüfung der Voraus-
setzungen, mit denen auf der Grundlage von § 20 Absatz 3 
Satz 1 und 2 KrWG [21] der Ausschluss von Abfällen von 

der Entsorgungspflicht begründet wird (§ 6 Absatz 2 Num-
mer 8 BbgAbfBodG [42]). Soweit diese Voraussetzungen 
nicht mehr vorliegen, sollen die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger auf der Grundlage von § 20 Absatz 3 Satz 3 
KrWG [21] die entsprechenden Ausschlüsse widerrufen.

Durch die Einbindung aller Akteure und Betroffenen in 
den Erarbeitungsprozess des Konzepts wird eine hohe Ak-
zeptanz für die strategische Ausrichtung der kommunalen 
Abfallwirtschaft erreicht. Die inhaltliche Ausrichtung eines 
kommunalen AWK basiert auf § 6 BbgAbfBodG [42].

-	 Jährlich haben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
gemäß § 7 BbgAbfBodG [42] kommunale Abfallbilanzen 
über Art, Menge, Herkunft und Verbleib der in ihrem Ge-
biet angefallenen und von ihnen entsorgten Abfälle sowie 
die getroffenen Maßnahmen zur Abfallvermeidung und der 
von ihnen betriebenen Systeme zur Getrenntsammlung zu 
erstellen. Die Abfallbilanzen sind dem MLUK als oberste 
Abfallwirtschaftsbehörde vorzulegen und unter Nutzung 
der Möglichkeiten der elektronischen Kommunikation und 
des Internets öffentlich zugänglich zu machen. Das MLUK 
erstellt, ebenfalls jährlich, in enger Zusammenarbeit mit 
dem LfU eine Landesabfallbilanz. In dieser sind die Infor-
mationen der Abfallbilanzen der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger zum Aufkommen von Abfällen sowie deren 
Sammlung und Entsorgung zusammengefasst. Die Landes-
abfallbilanz wird durch das MLUK online zur Verfügung 
gestellt.

-	 In den kommunalen Abfallentsorgungssatzungen regeln die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger verbindlich, wie 
die überlassungspflichtigen Abfälle konkret eingesammelt 
und entsorgt werden. Darin enthalten sind unter anderem 
Regelungen zum Anschluss- und Benutzungszwang, zum 
Ausschluss von Abfällen von der Entsorgung und Vorgaben 
für die getrennte Sammlung von Wertstoffen.

-	 Entscheidungen über den Ausschluss von Abfällen werden 
auf einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren befristet. Auf 
diese Weise wird sichergestellt, dass die Voraussetzungen, 
mit denen auf der Grundlage von § 20 Absatz 3 Satz 1 und 2  
KrWG [21] der Ausschluss von Abfällen von der Ent-
sorgungspflicht begründet wird, spätestens nach fünf Jah-
ren überprüft wird (§ 6 Absatz 2 Nummer 8 BbgAbfBodG 
[42]).

-	 Die Bereitstellung und das Erbringen der Entsorgungs-
leistungen verursacht Kosten, die über Gebühren finanziert 
werden. Die kommunalen Abfallgebührensatzungen ent-
halten Regelungen zur Gebührengestaltung. Die Gestaltungs-
kompetenz der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ist 
darauf gerichtet, unter Berücksichtigung der Belange der 
Allgemeinheit finanzielle Anreize zur Vermeidung und Ver-
wertung von Abfällen zu schaffen und ein umweltverträg-
liches Verhalten der Bürgerinnen und Bürger zu fördern.

-	 In den letzten Jahren haben die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger ihre Öffentlichkeitsarbeit sowie die Ab-
fall- und Umweltberatungsleistungen sowohl für die Bür-
gerinnen und Bürger als auch für die Gewerbetreibenden 
intensiviert. Dabei lag der Fokus darauf, wie Abfälle ver-
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mieden, Wertstoffe getrennt eingesammelt und nicht ver-
wertbare gewerbliche Siedlungsabfälle ordnungsgemäß 
entsorgt werden können. Die Einrichtung und Nutzung von 
Tauschbörsen für noch gebrauchsfähige Güter wird emp-
fohlen. Hierbei könnten zukünftig - wie bei einigen kom-
munalen Trägern bereits erfolgreich praktiziert - auch ver-
stärkt Onlineplattformen implementiert werden.

In der Abfallberatung nehmen umweltpädagogische Ver-
anstaltungen für Schulen und Kindergärten breiten Raum 
ein. Zunehmend nutzen die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger die vielfältigen Möglichkeiten der IT-ba-
sierten Kommunikationsmedien.

10.4	 Kooperative Maßnahmen

-	 Zusammenarbeit zwischen den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger stehen sowohl 
untereinander als auch mit den Abfallwirtschaftsbehörden 
in einem engen und regelmäßigen Informations- und Er-
fahrungsaustausch. Veränderte gesetzliche und wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen führen dazu, dass die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger bei der Auslastung oder 
technologischen Weiterentwicklung ihrer Behandlungs-
anlagen kooperieren und gemeinsam neue Lösungsansätze 
finden. Das wird insbesondere bei der Verwertung von 
Bioabfällen deutlich. Zum Beispiel verändern der AEV 
Schwarze Elster und der Landkreis Havelland die techni-
schen Prozesse ihrer Restabfallbehandlungsanlagen mit 
dem Ziel, künftig Bioabfälle zu vergären. Im Interesse der 
Auslastung der Anlagen kooperieren sie mit anderen öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern.

Zur Nutzung der Einsparpotenziale von CO2 durch die 
Verlagerung von Transportleistungen vom LKW auf die 
Schiene sind Kooperationen von benachbarten öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern zu prüfen. Diese kön-
nen die gemeinsame Ausschreibung der Mengen und die 
Nutzung gemeinsamer Infrastruktur insbesondere der Ver-
ladeanlagen beinhalten (vergleiche Kapitel  10.2). Zusätz-
lich könnten auch durch eine engere Vernetzung der Logis-
tik im Verflechtungsraum mit Berlin Synergien und damit 
ökonomische und ökologische Einsparpotenziale generiert 
werden.

-	 Zusammenarbeit zwischen öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträgern und Landesbehörden

Jährlich erstellen die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger ihre Abfallbilanzen, die vom LfU zusammengefasst 
und regional sowie landesweit ausgewertet werden. Die so 
ermittelten Daten sind Grundlage für die Ermittlung des 
künftigen Aufkommens und der Entsorgung der Abfall-
mengen.

Die fachliche Zusammenarbeit der kommunalen und Landes-
behörden gewährleistet Planungs- und Rechtssicherheit wie 
zum Beispiel bei Anlagenzulassungen und beim Einsatz von 
Fördermitteln. So werden nach Maßgabe der Fördermittel-
richtlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft (heute Ministerium für Land-
wirtschaft, Umwelt und Klimaschutz) zur Förderung von 
Maßnahmen zur Reduzierung von CO2 und anderen Treib-
hausgasen auf Deponien [47] unter anderem die Neu-
errichtung oder Nachrüstung von Anlagen zur Erfassung 
und Entsorgung von Deponiegas, spezielle Oberflächen-
abdichtungssysteme oder auch die Errichtung von Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien zur Nachnutzung auf 
Deponieflächen finanziell mit Mitteln aus dem Europä- 
ischen Fonds für regionale Entwicklung bezuschusst. Eine 
Fortführung dieser Förderungen ist auch für die kommende 
Förderperiode 2021-2027 vorgesehen.

Weiterhin findet ein regelmäßiger Informations- und Er-
fahrungsaustausch zwischen allen beteiligten Behörden und 
zur getrennten Wertstofferfassung, insbesondere zur ge-
trennten Bioabfallsammlung, nach § 20 KrWG [21] sowie 
zu weiteren abfallwirtschaftsrelevanten Themen statt.

Ferner nimmt das Land Brandenburg, vertreten durch das 
LfU, am Interregprojekt CORE „Composting in Rural En-
vironments“ teil. Das Projekt bildet den Rahmen für einen 
internationalen Informations- und Erfahrungsaustausch 
zum Thema Bioabfallsammlung und -bewirtschaftung. Im 
Projekt gewonnene Erkenntnisse werden in regelmäßigen 
Veranstaltungen den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern und weiteren Landesbehörden vorgestellt und kön-
nen bei der künftigen Fortschreibung des AWP genutzt 
werden.

10.5	 Abfallvermeidung

10.5.1	 Ziele

Die Vermeidung von Abfällen hat die höchste Priorität in der 
Abfallhierarchie nach § 6 KrWG [21]. Sie steht in der gesetzlich 
festgelegten Rangfolge an erster Stelle vor der Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, dem Recycling, der sonstigen Verwertung 
und selbstverständlich vor der Beseitigung. Die Abfallver-
meidung dient dazu, die Abfallmenge, die schädlichen Aus-
wirkungen, die von ihnen auf Mensch und Umwelt ausgehen, 
oder den Gehalt an schädlichen Stoffen in Materialien und Er-
zeugnissen zu verringern (§ 3 Absatz 20 KrWG [21]).

Gemeinsam mit anderen Bundesländern hat sich das Land 
Brandenburg an der Erstellung des Abfallvermeidungspro- 
gramms [45] durch den Bund beteiligt (§ 33 KrWG [21]). Es 
umfasst eine Reihe von Abfallvermeidungszielen. Sie sind da-
rauf gerichtet, „das Wirtschaftswachstum und die mit der Ab-
fallerzeugung verbundenen Auswirkungen auf Mensch und 
Umwelt zu entkoppeln“. Es benennt die Ziele der Umwelt-
politik des Bundes und der Länder für die Abfallvermeidung 
und fordert alle auf, sich in eigener Verantwortung daran zu 
beteiligen. Als Programm kann es keine verpflichtenden Rege-
lungen setzen, aber es kann das Problembewusstsein stärken 
und qualifizierte Handlungsoptionen aufzeigen.

Das Abfallvermeidungsprogramm [45] erschien erstmalig 
2013. Es muss alle sechs Jahre bewertet und bei Bedarf an-
gepasst werden. Im Oktober 2020 wurde die Fortschreibung 
mit dem Titel „Wertschätzen statt Wegwerfen“ veröffentlicht.
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Im Abfallvermeidungsprogramm [45] werden die Ziele und 
Indikatoren sowie die verschiedenen Akteure auf den unter-
schiedlichen Ebenen der EU, des Bundes, der Länder und der 
Kommunen benannt. Es werden Konzepte und konkrete Maß-
nahmen für eine Minderung von Abfällen beschrieben, die sich 
unter anderem auf Alternativen zu Wegwerfartikeln, die Ver-
längerung der Lebenszyklen von Produkten und die Reduzie-
rung von Lebensmittelverschwendung konzentrieren. Darüber 
hinaus werden Forschungsvorhaben vorgestellt, an denen di-
verse Akteure aus den verschiedenen Bundesländern beteiligt 
sind und die über einzelne Abfälle hinaus analysieren, wie sich 
Abfallvermeidung möglichst erfolgreich umsetzen lässt.

Generell lassen sich innerhalb der unterschiedlichen Abfall-
arten, die unter die Siedlungsabfälle fallen - wie Hausmüll, 
Sperrmüll, Bioabfälle, Marktabfälle, Straßenkehricht - einige 
besser oder schlechter beziehungsweise mit einem höheren oder 
niedrigeren Aufwand vermeiden. Dabei erscheint es sinnvoll, 
sich bei der Abfallvermeidung insbesondere auf zwei Gruppen 
von Abfällen zu konzentrieren. Einerseits ist es ratsam, mög-
lichst viele der Abfälle zu vermeiden, bei denen eine Wieder-
verwendung oder eine stoffliche beziehungsweise energetische 
Verwertung kaum oder gar nicht möglich ist. Andererseits ist 
es vorteilhaft, sich den Abfällen zuzuwenden, die mit relativ 
wenig Aufwand vermieden werden können. In Bezug auf die 
Siedlungsabfälle gilt es, eine umfassende Abfallvermeidungs-
strategie vor allem mit Blick auf einen nachhaltigeren Konsum 
zu verfolgen.

Es reicht nicht aus, wenn die Bürgerinnen und Bürger und die 
Wirtschaftsbeteiligten die regelmäßig veröffentlichten Verwer-
tungs- und Recyclingdaten in Deutschland einsehen können. Es 
kommt vielmehr darauf an sie in die Lage zu versetzen, be-
gründet zu entscheiden, bei welchen Abfällen die Vermeidung 
ganz besonders geboten ist und wie sie das in ihrem ganz 
persönlichen Bereich effektiv umsetzen können. Die Rahmen-
bedingungen sind so zu setzen, dass sie motiviert und in der 
Lage sind, Maßnahmen zur Vermeidung von Abfällen zu er-
greifen. Im engen Zusammenhang hierzu steht auch die Über-
prüfung des eigenen Konsumverhaltens aller Bürgerinnen und 
Bürger. Hierzu soll die Zusammenarbeit der Abfallbehörden 
mit den Institutionen des Verbraucherschutzes und der Ver-
braucherberatung sowie der für Produktverantwortung zu-
ständigen Wirtschaftsteilnehmer deutlich erweitert und inten-
siviert werden.

Das Land Brandenburg verfolgt insbesondere folgende Ziele:

-	 Sensibilisierung der Konsumierenden, Anstoßen von Ver-
haltensänderungen zur Verringerung der Abfallmengen

-	 Beeinflussung des Konsumverhaltens mit dem Ziel, Neu-
anschaffungen auf ein Mindestmaß zu reduzieren und 
Wiederverwendung zu fördern

-	 Veränderung des Verbraucherverhaltens mit dem Ziel der 
Verlängerung der Nutzungsdauer von Produkten und der 
Verringerung des Ressourceneinsatzes

-	 Verringerung der Menge der Lebensmittelabfälle
-	 Reduzierung der Menge der Verpackungsabfälle

10.5.2	 Erforderliche und getroffene Maßnahmen

Das Abfallvermeidungsprogramm [45] von Bund und Ländern 
enthält eine Vielzahl verschiedener Ansätze, die ihren indivi-
duellen Beitrag zur Abfallvermeidung insgesamt leisten kön-
nen. Dabei geht es um das Einrichten von Mehrwegsystemen, 
das Schließen von Stoffkreisläufen, die Verlängerung der 
Nutzungsdauer von Produkten, die Verringerung des Einsatzes 
von gefährlichen Stoffen in Produkten und die Verringerung 
des Einsatzes von Ressourcen. Im Folgenden sollen einige die-
ser Ansätze dargestellt werden, für deren Umsetzung ein be-
sonderes landespolitisches Interesse gesehen wird.

10.5.2.1	 Verbrauchersensibilisierung und Umweltbildung

Das wichtigste Instrument zur Sensibilisierung der Verbraucher 
und zum Anstoßen von Verhaltensänderungen, die zu einer 
Verringerung der Abfallmengen beitragen, sind die Abfall-
beratungen durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. 
Weitere wichtige Instrumente sind die Verbraucherberatung 
der Verbraucherzentralen sowie entsprechende Dienste der 
Medienanstalten.

Von großer Bedeutung ist daher eine gute personelle Aus-
stattung der Abfallberatungen der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger sowie die Schulung und Weiterbildung der 
Abfallberater und -beraterinnen. Zur Nutzung von Synergie-
effekten fördert das MLUK die Vernetzung der Akteure auf 
Landesebene.

Besonders effektiv für die Verbrauchersensibilisierung und 
Umweltbildung ist die gezielte Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen. Viele Schulen bringen ihnen Fragen der Nachhaltigkeit 
auf eigene Initiative, aber auch in enger Zusammenarbeit mit 
den kommunalen Abfallberatern und -beraterinnen näher. Wich-
tig ist, dass die Thematik der Nachhaltigkeit flächendeckend in 
den Bildungskontext integriert wird. So können Workshops 
zu Fragen der Nachhaltigkeit die Entwicklung entsprechender 
Motivationen und Einstellungen fördern. Lebenspraktische An-
gebote wie Werken oder Kochen helfen den jungen Menschen 
bei der Aneignung notwendiger Kenntnisse und Fertigkeiten.

Gleichzeitig gibt es diverse Bereiche, in denen auch Er-
wachsene auf ökologische und nachhaltige Alternativen auf-
merksam gemacht werden und sich entsprechend informieren 
können. Darunter fällt zum Beispiel der nachhaltige Konsum 
von Gütern, wie Bekleidung beziehungsweise Textilien und 
oder elektronische Geräte. Eine Übersicht über unterschied-
liche Gütesiegel, die deutschen und europäischen Produkten 
für deren Herstellung unter ökologischen und fairen Kriterien 
vergeben werden, findet sich beispielsweise im Kompass Nach-
haltigkeit [59]. 2010 im Auftrag des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für 
die öffentliche Beschaffung ins Leben gerufen, gibt der Kom-
pass Nachhaltigkeit [59] Organisationen der öffentlichen Hand 
Aufschluss darüber, welche Firmen Güter mit entsprechendem 
Gütesiegel anbieten. Aber auch für Privatpersonen ist der Kom-
pass Nachhaltigkeit [59] hilfreich, um sich über existierende 
Gütesiegel und ihre Hintergründe zu informieren.

Ein weiterer Bereich, in dem nachhaltiges und ökologisches 
Handeln eine deutliche Wirkung zeigen kann, sind private Bau-
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maßnahmen. Wird beim Hausbau auf wiederverwendbare und 
recycelbare Materialien gesetzt, kann damit die spätere Abfall-
menge deutlich gesenkt werden. Bauherren und Planer sollten 
bei den Herstellern von Baumaterialien das „Cradle-to-Cradle“- 
Prinzip (C2C) einfordern, das auf Produkte setzt, die als bau-
liche Materialien kontinuierlich in technischen Kreisläufen ge-
halten werden oder als biologische Nährstoffe in biologische 
Kreisläufe zurückgeführt werden können. Hierzu hat das Mi-
nisterium für Infrastruktur und Landesplanung des Landes 
Brandenburg im Jahr 2020 einen Wegweiser für Nachhaltiges 
Planen und Bauen in Brandenburg [55] veröffentlicht.

10.5.2.2	 Maßnahmen zur Reduktion von Lebensmittel-
abfällen

Lebensmittelabfälle spielen in mehrfacher Hinsicht eine signi-
fikante Rolle. Zum einen, weil sie mit etwa zwölf Millionen 
Tonnen pro Jahr in Deutschland eine erhebliche Menge dar-
stellen. Zum anderen, weil sie zu mehr als 50 Prozent in pri-
vaten Haushaltungen anfallen, gleichzeitig jedoch knapp die 
Hälfte aller Lebensmittelabfälle - und viele davon in den Haus-
haltungen - vermeidbar wäre.

Ethisch ist es nicht vertretbar, dass so große Mengen an Lebens-
mittelabfällen anfallen und weltweit gleichzeitig über 800 Mil-
lionen Menschen hungern und mehr als zwei Milliarden an 
Mangelernährung leiden. Ökologisch problematisch ist zudem, 
dass mit der Produktion und Verteilung von Lebensmitteln, die 
dann am Ende zu Abfall werden, gewaltige Ressourcen ver-
schwendet werden.

Die kommunale Abfallwirtschaft wird mit dieser Problematik 
vor allem durch die hohen Mengen an Lebensmittelabfällen 
im Hausmüll konfrontiert. Etwa 40 Prozent des Hausmülls be-
steht aus organischen Abfällen. Das sind Grünabfälle, nicht 
vermeidbare Abfälle aus der Essenszubereitung (zum Beispiel 
Schälreste) und in erheblichem Umfang vermeidbare Lebens-
mittelabfälle. Dazu gehören zu viel erworbene oder durch fal-
sche beziehungsweise vermeintlich oder tatsächlich zu lange 
Lagerung unbrauchbar gewordene Lebensmittel. Hier gilt es, 
die Menschen für dieses Problem zu sensibilisieren und Ver-
haltensänderungen herbeizuführen.

Das Abfallvermeidungsprogramm [45] formuliert das Ziel, 
die Lebensmittelabfälle auf Verbraucherebene zu halbieren. 
Die Umsetzung dieser Forderung ist eine wesentliche Voraus-
setzung für die Umsetzung des Beschlusses der Umwelt-
ministerkonferenz (UMK) [50] den Anteil der Organik im 
Hausmüll bis 2025 um ein Drittel und bis 2029 um die Hälfte 
zu reduzieren (vergleiche Kapitel 10.6.1.1).

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, 
die Bundesverbraucherzentrale und andere Organisationen be-
richten regelmäßig über diese Thematik im Allgemeinen sowie 
die negativen Folgen einer fehlenden Trennung von organi-
schem Abfall und Hausmüll. Dabei geben sie hilfreiche und ein-
fache Tipps, wie sich Lebensmittel- und organische Abfälle im 
Alltag vermeiden lassen. Darunter finden sich Hilfestellungen 
zu vorausschauenden Einkäufen, der richtigen Lagerung und 
Kühlung von Nahrungsmitteln, Verwertungsmöglichkeiten von  
Resten und der korrekten Entsorgung durch die Nutzung der 
Biotonne oder private Kompostierung. Die Mehrzahl der öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nehmen diese Tipps in 
ihren Beratungen auf und verweisen auf die einschlägigen In-
formationen und Quellen im Internet.

Weitergehende Maßnahmen ergeben sich durch eine ver-
besserte Abgabe von noch verzehrfähigen Lebensmitteln in 
Gastronomie und Handel. Eine besondere Rolle nehmen hier 
auch gemeinnützige Initiativen wie die Tafeln oder Food- 
sharing.org ein. In Brandenburg gibt es allein mit den beiden 
genannten Initiativen bereits ein gut etabliertes Netzwerk zur 
Verteilung gebrauchsfähiger Lebensmittel. Aktuell bestehen in 
Brandenburg 44 Tafeln und 16 Foodsharing-Communities. Ziel 
der Vernetzung ist die Stärkung der Zusammenarbeit und ein 
Ausbau der Verteilkapazitäten zur Rettung gebrauchsfähiger 
Lebensmittel.

10.5.2.3	 Reduktion von Verpackungsabfällen

Die Reduktion von Verpackungsabfällen erfolgt einerseits 
durch allgemeinen Verzicht auf Verpackungen durch den Er-
werb von nicht verpackten Waren und andererseits durch die 
Verringerung der Menge von Verpackungen. Möglichkeiten 
dafür bestehen in der Nutzung von mehrwegfähigen Ver-
packungen und im Verzicht auf den Erwerb von Waren in nicht 
notwendigen Umverpackungen oder in unverhältnismäßig gro-
ßen Verpackungen („Mogelverpackungen“).

Neben den Unverpackt-Läden als Pioniere im Bereich des Un-
verpackt-Konsums setzen auch größere Supermärkte vermehrt 
auf ein „Unverpackt“-Sortiment. Da Verpackungen nicht erst 
bei den Endkunden anfallen, sondern auch in den vorgelagerten 
Wertschöpfungs- und Vertriebsstufen, liegt eine besondere 
Herausforderung auch darin, Produkte möglichst verpackungs-
frei oder verpackungsarm von den Produzenten zu erhalten. 
Auch in diesem Bereich können insbesondere in einem regio-
nalen Kontext - wie der Metropolregion Berlin-Brandenburg -  
durch eine verstärkte Vernetzung Lösungen zur Vermeidung 
von Verpackungen (zum Beispiel durch den Einsatz von mehr-
wegfähigen Transportverpackungen) gefunden werden. Da-
rüber hinaus werden Caterer, Lieferdienste und Restaurants 
nach § 33 Absatz 1 VerpackG [22] ab 2023 verpflichtet, neben 
Einweg- auch Mehrwegbehälter für Essen und Getränke zum 
Mitnehmen anzubieten. Insbesondere im Außerhausverzehr er-
geben sich dadurch weitere Einsparpotenziale. Gut funktionie-
rende Konzepte lassen sich von größeren Betrieben dann auch 
auf kleine Betriebe ausweiten und so ein flächendeckendes 
Netz schaffen, was letztlich auch auf eine stärkere Resonanz 
bei Verbrauchern stoßen dürfte. Hier können auch regional 
koordinierte Mehrweglösungen - zum Beispiel durch eine Zu-
sammenarbeit von Kommune und gemeinnützigen Trägern - 
einen wichtigen Beitrag leisten, um auch die individuellen Be-
dürfnisse vor Ort optimal berücksichtigen zu können.

Aufgabe der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ist es, 
im Rahmen der Abfallberatung auf diese Möglichkeiten hinzu-
weisen und die Verbraucherinnen und Verbraucher verstärkt für 
die Vermeidung von Verpackungsabfällen zu sensibilisieren.

10.5.2.4	 Weiternutzen statt Wegwerfen

Um eine Sensibilisierung über den klassischen Konsum hinaus 
zu erreichen, ist es förderlich lokale Aktivitäten zu unterstützen, 
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mit denen der Neuerwerb eines Produkts umgangen werden 
kann. Zu diesem Zweck können Online-Nachbarschaftsnetz-
werke, Repair-Cafés, Tauschbörsen und Flohmärkte oder auch 
Mietbörsen organisiert und unterstützt werden. In mehr als der 
Hälfte der Brandenburger öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger sind entsprechende Plattformen und Einrichtungen in 
den jeweiligen Landkreisen bekannt, einige unterstützen fach-
lich oder organisatorisch solche Märkte beziehungsweise Platt-
formen oder sind selbst Ausrichter. Doch noch immer liegen 
nicht allen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern Informa-
tionen zu eingerichteten Gebrauchtwarenmärkten vor. Hier ist 
eine Verbesserung der Informationsbasis und eine Stärkung der 
Vernetzungsstrukturen anzustreben. Dies stärkt dann auch das 
Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger für das Thema Ab-
fallvermeidung.

Im Rahmen des Beratungsangebotes für Bürgerinnen und Bür-
ger haben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger darüber 
zu informieren, dass im Interesse der Ressourcenschonung 
unnötiger Sperrmüll möglichst vermieden werden sollte. Des-
halb sollten Möbel möglichst einer Wiederverwendung zu-
geführt werden. Neben den oben genannten Möglichkeiten 
könnten nicht mehr genutzte Möbel den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern an den Annahmestellen so schonend über-
geben werden, dass sie für eine direkte Wiederverwendung ge-
eignet bleiben.

Carsharing-Systeme können einen wesentlichen Beitrag 
zur Ressourcenschonung und zur Vermeidung von Abfällen 
leisten. Voraussetzung für diesen Beitrag ist, dass die Car-
sharing-Systeme tatsächlich dazu führen, dass weniger Fahr-
zeuge erworben werden. Damit verringert sich sowohl der 
Ressourcenverbrauch und der Anfall von Abfällen bei der 
Produktion, dem Fahrzeughandel, bei der Instandhaltung und 
Pflege als auch die Mengen der zu entsorgenden Altfahrzeuge.

Von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern sollten 
Überlegungen angestellt werden, ob Anreize für die Schaffung 
und Ausweitung von Carsharing-Systemen in ihren Gebieten 
geschaffen werden können. Die Privilegierung von Carsharing-
fahrzeugen nach § 3 des Carsharinggesetzes [29] zum Beispiel 
durch die Bereitstellung von Parkflächen ausschließlich für 
diese Fahrzeuge durch die Kommunen wäre eine Möglichkeit, 
Carsharing-Unternehmen zu weiteren Investitionen und Ini-
tiativen zu motivieren und somit einer weiteren Bestandsver-
dichtung von privaten PKWs entgegenzuwirken.

Im Landkreis Barnim hat sich ein Carsharing-System mit bis-
lang 90 Ladestationen für E-Autos, E-Lastenräder und E-Bikes 
etabliert, das von der Bevölkerung sehr gut angenommen 
wurde. Das Barnimer Carsharing-Modell „BARshare“ wird 
durch die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) 
mithilfe des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) unterstützt. Dieses Beispiel zeigt, dass trotz der viel-
fältigen ländlichen, überwiegend dünn besiedelten Räume in 
Brandenburg entsprechende Potenziale vorhanden sind und ge-
nutzt werden sollten.

Noch höheren Stellenwert im Hinblick auf eine Verringerung 
von Altfahrzeugen und von Abfällen aus Instandhaltung und 
Wartung hätte natürlich eine signifikante Verbesserung der 
ÖPNV-Infrastruktur sowohl hinsichtlich Attraktivität als auch 

Vernetzung. Allerdings ist das abfallrechtlich-abfallwirtschaft-
liche Instrumentarium innerhalb dieses Teilplans nur mittelbar 
geeignet, auf diese Bereiche einzuwirken. Jedoch sollten über 
kommunale Abfallberatung und Verbraucherschutzverbände 
hierzu entsprechende Informationen kommuniziert werden.

10.5.2.5	 Akteursvernetzung und gemeinsame Aktionen

Die Akteursvernetzung dient dem Austausch zu verschiedenen 
Maßnahmen der Abfallvermeidung.

Das MLUK hat 2020 das „Brandenburger Forum zur Abfall-
vermeidung“ [54] ins Leben gerufen. Es wurde 2021 zum 
zweiten Mal ausgetragen und soll weiterhin jährlich stattfinden. 
Vorrangiges Ziel der Veranstaltung ist die Vernetzung der Ak-
teure aus Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft sowie 
der Austausch zu verschiedenen Maßnahmen zur Reduzierung 
und Vermeidung von Abfällen. Jede Veranstaltung versucht mit 
einem bestimmten Fokus die jeweils relevanten Akteure zu ver-
netzen und einen Austausch zu konkreten Best-Practice-Projek-
ten zu diesem Thema zu schaffen. Es wird eine Arbeitsgruppe im 
Umweltministerium mit unterschiedlichen Akteuren aus allen 
Bereichen eingerichtet, um das jährliche Forum zur Abfall-
vermeidung inhaltlich gemeinsam zu gestalten und geeignete 
Projekte gemeinschaftlich und geschlossen in Brandenburg 
umsetzen zu können. Diese Tätigkeiten spielen für die Sensi-
bilisierung der Bevölkerung für die Problematik der Abfallver-
meidung und der Vermittlung von Handlungsmöglichkeiten 
eine wesentliche Rolle. Mithilfe der unterschiedlichen Akteure 
unter anderem aus dem Lebensmittelbereich, dem Klimaschutz, 
der Wirtschaft sowie gemeinnützigen Initiativen und Vereinen 
werden die Möglichkeiten erweitert, auf verschiedenen Wegen 
auf die Bürgerinnen und Bürger einzugehen.

Darüber hinaus kann die Arbeitsgruppe weitere Aktionen und 
Kampagnen zur Abfallvermeidung initiieren, an denen sich 
Kommunen und Gemeinden, aber auch Verbände aus der Wirt-
schaft beteiligen können. Gleichzeitig werden die Branden-
burger Tätigkeiten mit den bundes- und europaweiten Aktio-
nen und Kampagnen zur Abfallvermeidung (beispielsweise der 
bundesweiten Kampagne „Zu gut für die Tonne“ [64] oder der 
Europäischen Woche zur Abfallvermeidung [65]) verbunden 
und so weitere Synergieeffekte geschaffen.

Darüber hinaus können Kommunen und Gemeinden sich regel-
mäßig an den regionalen, landes-, bundes- und europaweiten 
Aktionen und Kampagnen zur Abfallvermeidung wie beispiels-
weise der bundesweiten Kampagne „Zu gut für die Tonne“ 
[64] oder der Europäischen Woche zur Abfallvermeidung [65] 
beteiligen. Das MLUK wird in den nächsten Jahren verstärkt 
darauf hinwirken, gemeinsam mit Verbänden aus dem kom-
munalen Bereich sowie der Wirtschaft Kampagnen und Ver-
anstaltungen zur Vermeidung von Abfällen und für mehr Nach-
haltigkeit ins Leben zu rufen beziehungsweise zu veranstalten.

10.6	 Abfallwirtschaftliche Ziele für angefallene Abfälle

Die Abfall- und Kreislaufwirtschaft soll sich in den nächsten 
Jahren hin zu einer nachhaltigen ressourceneffizienten Stoff-
stromwirtschaft weiterentwickeln. Die Bewirtschaftung der 
angefallenen Abfälle umfasst die konsequente Getrennthaltung 
und -sammlung, die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das 
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Recycling und erst in vorletzter Hierarchiestufe die energeti-
sche Nutzung. Dadurch sollen die im Abfall gebundenen Stoffe 
und Materialien möglichst vollständig genutzt und eine De-
ponierung von Abfällen sowie die Verbrennung ausschließlich 
als Beseitigungszweck vermieden werden.

Im Folgenden werden Maßnahmen und Ziele für die Bewirt-
schaftung der Abfälle erläutert. In Bezug darauf werden ge-
mäß § 30 Absatz 6 Nummer 9 KrWG geeignete qualitative und 
quantitative Indikatoren und Zielvorgaben festgelegt.

10.6.1	 Maßnahmen und Ziele für die Vorbereitung zur 
Wiederverwendung und das Recycling

Oberstes Ziel der in § 6 Absatz 1 KrWG [21] geregelten Abfall-
hierarchie ist die Vermeidung von Abfällen. Sofern dies nicht 
möglich ist, sind die Abfälle möglichst zu verwerten. Innerhalb 
der Verwertung hat die Vorbereitung zur Wiederverwendung 
die größte Bedeutung. Das umfasst die Prüfung, Reinigung 
oder Reparatur von Erzeugnissen. Die angefallenen Abfälle, die 
nicht zur Wiederverwendung vorbereitet werden können, sind 
dem Recycling zuzuführen. Beim Recycling werden Abfälle so 
aufbereitet, dass ihre stofflichen Komponenten oder Bauteile in 
den Produktionskreislauf zurückgeführt und zu neuen Produk-
ten verarbeitet werden können. Für das Recycling ist eine mög-
lichst sortenreine Sammlung der Wertstoffe notwendig.

Die Novellierung der Abfallrahmenrichtlinie der Europä- 
ischen Union vom 30. Mai 2018 zielt neben der vorrangigen 
Vermeidung verstärkt auf das Recycling von Abfällen. Eine 
wesentliche Vorgabe ist die Anhebung und Neuberechnung der 
Recyclingquoten für Siedlungsabfälle. Diese vorgegebenen 
Quoten wurden in §  14 der Novelle des KrWG [21] über-
nommen.

Nach §  14 Absatz  1 KrWG [21] soll die Vorbereitung zur 
Wiederverwendung und das Recycling von Siedlungsabfällen 
schrittweise angehoben werden:

1.	 spätestens ab dem 1.  Januar 2020 insgesamt mindestens  
50 Gewichtsprozent,

2.	 spätestens ab dem 1.  Januar 2025 insgesamt mindestens  
55 Gewichtsprozent,

3.	 spätestens ab dem 1.  Januar 2030 insgesamt mindestens  
60 Gewichtsprozent und

4.	 spätestens ab dem 1.  Januar 2035 insgesamt mindestens  
65 Gewichtsprozent.

Zur Erreichung der in §  14 Absatz  1 KrWG [21] genannten 
Ziele werden in §  20 Absatz  2 KrWG [21] die Pflichten der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zur getrennten Samm-
lung von Siedlungsabfällen konkretisiert. Demnach sind die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger verpflichtet, die in ihrem 
Gebiet in privaten Haushaltungen angefallenen Bioabfälle, 
Sperrmüll, Kunststoffabfälle, Metallabfälle, Papierabfälle, Glas  
und Textilabfälle getrennt zu sammeln. Die getrennt gesam- 
melten Abfälle sind vorrangig dem Recycling zuzuführen. Der 
aktuelle Stand der dazu von den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern betriebenen Sammelsysteme wird in Kapitel 7 
beschrieben.

10.6.1.1	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Bioabfällen

Die Bioabfälle aus Haushaltungen werden als Biogut mittels 
Biotonne und als Grünabfälle getrennt gesammelt.

Ziel des MLUK ist es, den Bürgerinnen und Bürgern im Land 
Brandenburg die flächendeckende getrennte Erfassung des Bio-
gutes mittels Biotonne durch die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger zur Verfügung stellen zu lassen, um die hoch-
wertige Verwertung von den in den privaten Haushaltungen 
anfallenden Bioabfällen konsequent zu stärken. Aufgrund des  
hohen Anteils der Bioabfälle an den Siedlungsabfällen leistet 
die flächendeckende Erfassung des Biogutes einen besonders 
wichtigen Beitrag für die Erfüllung der oben genannten 
Recyclingziele.

Der Vorrang der hochwertigen stofflichen Verwertung der im 
Restabfall enthaltenen organischen Bestandteile setzt die ge-
trennte Erfassung der Bioabfälle voraus. Die Pflicht zur ge-
trennten Sammlung der Bioabfälle gemäß § 20 Absatz 2 KrWG 
[21] gilt für alle Bioabfälle im Sinne des § 3 Absatz 7 KrWG 
[21], also auch für die in den privaten Haushaltungen an-
fallenden Küchenabfälle, die wesentlicher Bestandteil des Bio-
gutes sind. Maßnahmen im Bereich der Grünabfallerfassung 
und -verwertung können die getrennte Sammlung der Küchen-
abfälle durch eine Biotonne nicht ersetzen. Dazu bedarf es im 
Land Brandenburg der flächendeckenden Einführung eines 
Biotonnenangebotes für die privaten Haushaltungen.

Zudem soll in Übereinstimmung mit dem Beschluss der  
95. UMK [50] der Anteil der Organik im Restmüll bis zum Jahr 
2025 um ein Drittel und bis zum Jahr 2029 um die Hälfte re-
duziert werden. Neben der Verringerung der in Haushaltungen 
insgesamt weggeworfenen Lebensmittelabfälle (vergleiche Ka-
pitel 10.5.2.2) sind dazu die angefallenen Bioabfälle getrennt 
vom Restmüll zu sammeln und hochwertig zu verwerten.

Zurzeit existiert im Land Brandenburg kein flächendeckendes 
Angebot zur Getrennterfassung des Biogutes mittels Biotonne. 
Im Jahr 2021 hatten der KAEV „Niederlausitz“ sowie die 
Landkreise Prignitz, Uckermark und der SBAZV noch keine 
Biotonnensammlung eingeführt (vergleiche Tabelle 7-1). Zur 
Gewährleistung der Flächendeckung haben auch diese noch 
verbliebenen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger in ihren 
Gebieten für die privaten Haushaltungen bis spätestens An-
fang des Jahres 2025 ein flächendeckendes Biotonnenangebot 
bereitzustellen.

Insbesondere die überwiegend freiwillige Aufstellung der 
Biotonne führt zu einer insgesamt geringen Anschlussquote. 
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, die bisher einen 
Anschlussgrad der Bevölkerung unter 50  Prozent vorweisen, 
haben im Rahmen der Überarbeitung ihrer AWK Maßnahmen 
festzulegen, die geeignet sind, diesen entscheidend zu erhöhen. 
Zu den wesentlichen Maßnahmen zur Erhöhung des Anschluss-
grades der Bevölkerung und der Sammelmengen gehören:

-	 die Schaffung von Anreizen zur Gebühreneinsparung für 
den Abfallerzeuger (zum Beispiel durch Reduktion des 
Restmüllbehältervolumens),
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-	 der Verzicht auf die Erhebung von Leistungsgebühren für 
die Biotonne,

-	 komfortable Leerungsrhythmen (mindestens alle zwei Wo-
chen),

-	 die regelmäßige Analyse der Inhalte der Bio- und Restmüll-
tonnen und

-	 die Durchführung von Informationskampagnen und die 
Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit sowie die Durch-
führung von Projekten zur Verbesserung der Getrennt-
erfassung und zur Reduzierung des Organikanteils im Rest-
müll (zum Beispiel Pilotprojekte in Großwohnanlagen).

Damit soll das Ziel einer jährlichen Sammelmenge von Biogut 
über die Biotonne von mindestens 45 kg/E bis zum Jahr 2025 
und mindestens 54 kg/E bis zum Jahr 2029 erreicht werden.

Das mittels Biotonne getrennt gesammelte Biogut ist vor-
rangig einer Kaskadennutzung zuzuführen. Kaskadennutzung 
bedeutet, das Biogut zu vergären, die Gärreste zu kompostie-
ren und anschließend stofflich zu verwerten. Um dieses Ziel 
zu erreichen, haben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger bevorzugt durch interkommunale Kooperationen zu ge-
währleisten, dass die erforderlichen Behandlungskapazitäten, 
insbesondere Vergärungsanlagen, zur Verfügung stehen. Die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, bei denen laut Ka-
pitel  11.3.1 ein regionaler Bedarf festgestellt wird, haben im 
Rahmen der Überarbeitung ihrer AWK beziehungsweise ge-
sonderter Bioabfallstrategien den Bedarf zu prognostizieren 
und die Schaffung der erforderlichen Anlagenkapazitäten zu 
gewährleisten.

Das Angebot zur getrennten Sammlung von Grünabfällen ist 
auf dem bisherigen Niveau zu erhalten und erforderlichenfalls 
auszubauen.

Neben dem flächendeckenden Angebot der Biotonne soll auch 
in Zukunft die fachgerechte Eigenkompostierung weiter er-
halten und intensiviert werden. Die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger sollen bestehende Qualitätsprobleme durch eine 
umfassende Aufklärung, auch in Form direkter Beratung, lang-
fristig vermindern. Bei der Beratung sollten auch die positiven 
Klimaauswirkungen durch den Erhalt von Biomasse und Schaf-
fung zusätzlicher Kohlenstoffsenken durch Humusbildung 
thematisiert werden. Gerade vor dem Hintergrund niedriger 
Humusgehalte in den Brandenburger Böden sollte hier Über-
zeugungsarbeit geleistet werden. Der selbst erzeugte Kompost 
macht bei guter Qualität und richtiger Einsatzmenge den Kauf 
von mineralischem Dünger und humushaltigen Produkten in 
der Regel verzichtbar. Dadurch wird unter anderem der Einsatz 
torfhaltiger Produkte vermieden.

Um bereits im Vorfeld qualitätsmindernde Einflüsse auf das 
Biogut zu vermeiden, soll durch gezielte Abfallberatungs-
maßnahmen auf besondere Probleme bei der Getrennthaltung 
und Erfassung von Bioabfällen in Haushalt und Gewerbe ein-
gegangen und konkrete Hinweise und Empfehlungen zum Bei-
spiel zur Vermeidung des Eintrags von Kunststoffen oder an-
deren Störstoffen gegeben werden. Gerade die Darstellung von 
erfolgreichen Getrenntsammelsystemen wie zum Beispiel PPK 
im Vergleich zur Biogutsammlung und konkrete Handlungs-
hilfen können geeignet sein, Bürgerinnen und Bürger von ihrer 
Mitwirkungsverantwortung zu überzeugen. Besonders wichtig 

in diesem Zusammenhang sind technische und organisatorische 
Maßnahmen, die eine niedrigschwellige Getrennterfassung von 
Bioabfällen so ermöglichen, dass auch in schwierigeren Wohn-
situationen wie zum Beispiel Großwohnanlagen möglichst 
wenig Fehlwurfpotenzial entsteht. Hierzu sollen insbesondere 
die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Zusammen-
wirken mit kommunalen Trägern und Wohnungsbauunter-
nehmen beratend und fördernd tätig werden. Im Hinblick auf 
die zunehmenden Anforderungen an die Qualität von In- und 
Output der Bioabfallverwertungsanlagen sollten diese Maß-
nahmen zügig umgesetzt beziehungsweise intensiviert werden. 
So trägt bereits die sortenreine Erfassung der Bioabfälle den 
kommenden verschärften Anforderungen des neuen §  2a der 
novellierten BioAbfV [32] Rechnung.

Um das Erreichen der oben genannten Ziele zu fördern und 
die Bioabfallbewirtschaftung weiterhin zu optimieren, nimmt 
das Land Brandenburg, vertreten durch das Landesamt für 
Umwelt, am Interregprojekt CORE „Composting in Rural En-
vironments“ teil. Die im Rahmen des länderübergreifenden 
Erfahrungsaustausches vorgestellten erfolgreichen Strategien 
sollen auf eine mögliche Umsetzung im Land Brandenburg mit 
dem Ziel der Implementierung im Abfallwirtschaftsplan ge-
prüft werden.

10.6.1.2	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Kunststoffen

In privaten Haushaltungen fallen neben den durch die dua-
len Systeme zu sammelnden Verpackungen auch Nichtver-
packungen aus Kunststoff an.

Während die Verpackungen durch beziehungsweise im Auf-
trag der dualen Systeme gesammelt werden, tragen die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger für die Sammlung und 
Verwertung der Nichtverpackungen die organisatorische und 
finanzielle Verantwortung (§ 20 Absatz 1 und Absatz 2 Num-
mer 2 KrWG [21]).

In den privaten Haushaltungen werden die Nichtverpackungen 
aus Kunststoff oft als Fehlwurf der Sammlung der Leichtver-
packungen zugeführt. Die Sammlung und das Recycling von 
Kunststoffen ist sehr kostenintensiv. Im Unterschied zu den 
Verpackungsabfällen beteiligen sich die Hersteller an diesen 
Verwertungskosten nicht. Deshalb ist auf diesem Wege die 
Finanzierung der Entsorgung der Nichtverpackungen nicht ge-
währleistet.

Für die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ergeben sich 
zur Erfüllung ihrer Getrenntsammlungspflicht zwei Handlungs-
optionen:

-	 die gemeinsame Wertstoffsammlung nach Abstimmung mit 
den dualen Systemen auf der Grundlage von § 22 Absatz 5 
VerpackG [22] oder

-	 das Etablieren einer getrennten Sammlung und Verwertung 
von Nichtverpackungen aus Kunststoffen aus privaten 
Haushaltungen.

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger haben im Rahmen 
der Überarbeitung ihrer AWK die Option einer gemeinsamen 
Wertstoffsammlung nachweislich zu prüfen. Bei Verzicht auf 
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eine gemeinsame Wertstoffsammlung ist durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger des Landes Brandenburg 
mindestens die getrennte Sammlung und Verwertung von groß-
volumigen Nichtverpackungen aus Kunststoffen an ihren An-
nahmestellen zu realisieren. Dazu haben die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger, die Kunststoffabfälle aus privaten 
Haushaltungen bisher nicht getrennt annehmen, an ihren An-
nahmestellen Möglichkeiten für die getrennte Sammlung von 
Kunststoffabfällen einzurichten.

Diese Kunststoffabfälle sind grundsätzlich einem stofflichen 
Verwertungsverfahren zuzuführen.

10.6.1.3	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Metallabfällen

Entsprechend der Beurteilung der Sammelsysteme der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger in Kapitel  7.2.4 besteht 
trotz gut ausgebauter Getrenntsammlung für Metallabfälle ein 
Optimierungsbedarf für die Sammlung kleinteiliger Metall-
abfälle. Zielführend wäre das Etablieren einer gemeinsamen 
Wertstoffsammlung auf der Grundlage von §  22 Absatz  5 
VerpackG [22]. Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
haben im Rahmen der Überarbeitung ihrer AWK die Realisie-
rung dieser Möglichkeit nachweislich zu prüfen.

Angesichts der flächendeckend installierten Getrenntsammlung 
für Metallabfälle und der vorhandenen Verwertungsmöglich-
keiten wäre eine Inanspruchnahme von Ausnahmen von der 
Getrenntsammlungspflicht nach § 9 Absatz 3 KrWG [21] nicht 
zu begründen.

10.6.1.4	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Papierabfällen

Entsprechend der Beurteilung der Sammelsysteme der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger in Kapitel 7.2.5 sind keine 
Vorgaben zur weiteren Gestaltung der getrennten Sammlung 
und Verwertung von Papierabfällen erforderlich.

Angesichts der flächendeckend installierten Getrenntsammlung 
für Papierabfälle und der vorhandenen Verwertungsmöglich-
keiten wäre eine Inanspruchnahme von Ausnahmen von der 
Getrenntsammlungspflicht nach § 9 Absatz 3 KrWG [21] nicht 
zu begründen.

10.6.1.5	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Glas

Die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zu ent-
sorgenden Glasabfälle weisen eine sehr unterschiedliche stoff-
liche Beschaffenheit auf. Eine gemeinsame Verwertung dieser 
Glasabfälle ist nicht möglich.

Ein bedeutender Anteil dieser Abfälle ist Flachglas. Für Flach-
glas existieren im Rahmen der Bauabfallentsorgung etablierte 
Entsorgungswege. Aus abfallwirtschaftlicher Sicht sollten des-
halb die Aktivitäten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger zur Erfüllung der Vorgabe nach § 20 Absatz 2 Nummer 5 
KrWG [21] auf die Nutzung des Recyclingpotenzials von 
Flachglas gerichtet werden. Dazu sind an den Annahmestellen 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger Vorkehrungen zu 

treffen, um angelieferte Flachglasabfälle getrennt zu erfassen 
und zu verwerten.

10.6.1.6	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Textilabfällen

Im Rahmen des EU-Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft 
wurde seitens der EU-Kommission festgestellt, dass Texti-
lien besonders hohe Umweltauswirkungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Inanspruchnahme von Primärrohstoffen und 
Wasser, haben. Das ständige Angebot von neuer Mode mit bis 
zu 50 Modekollektionen im Jahr und niedrigen Preisen hat 
dazu geführt, dass die Menge an Bekleidung, die hergestellt 
und weggeworfen wird, erheblich gestiegen ist. Das Problem 
eines Überangebotes an Bekleidung ist nicht neu. Das Problem 
wurde zusätzlich durch die Pandemie und die einhergehenden 
Ladenschließungen verstärkt und hat zuletzt zur Vernichtung 
von großen Mengen an Neuware geführt.

Die getrennte Sammlung von Textilabfällen mit dem Ziel der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung beziehungsweise bei den 
dafür nicht geeigneten Abfällen zur stofflichen Verwertung ist 
aus abfallwirtschaftlicher Sicht von grundlegender Bedeutung. 
Ab dem 1.  Januar 2025 sind die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger gemäß §  20 Absatz  2 KrWG [21] dazu auch 
verpflichtet.

Zurzeit halten acht öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 
keine Erfassungsmöglichkeit für Textilabfälle vor (vergleiche 
Tabelle 7-1 und Tabelle 7-2).

Spätestens ab dem 1. Januar 2025 ist durch alle öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger die Erfassung der Textilabfälle zu-
mindest im Bringsystem an den Annahmestellen vorzuhalten. 
Zu prüfen ist auch, in welchem Maße die Erweiterung der Er-
fassung an zentralen Orten außerhalb der Anfallstellen mög-
lich ist. Insbesondere im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit ist 
eine umfangreiche Aufklärung und Beratung notwendig, um 
auf die Vermeidung von Textilabfällen hinzuwirken sowie auf 
die bestehenden Wiederverwendungsmöglichkeiten (zum Bei-
spiel Abgabe in Sammelsystemen oder bei gemeinnützigen Ein-
richtungen, Second-Hand-Geschäfte, Online-Plattformen, „Up-
cycling“) aufmerksam zu machen. Nach der Textilstudie 2020 
des bvse-Bundesverbandes Sekundärrohstoffe und Entsorgung 
e.V. [66] werden Alttextilien in Deutschland zu 62 Prozent als 
Secondhandkleider wiederverwendet, 14  Prozent werden zu 
Putzlappen und Dämmstoffen verarbeitet und circa 12 Prozent 
gehen in das Faserrecycling. Die getrennte Sammlung mit der 
einhergehenden Vorbereitung zur Wiederverwendung oder die 
Verwertung stellt somit einen wichtigen Aspekt zur Schonung 
der Umwelt dar und muss zielführend thematisiert werden.

10.6.1.7	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Verwertung von Sperrmüll

§ 20 Absatz 2 Nummer 7 KrWG [21] verpflichtet die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger Sperrmüll so zu sammeln, 
dass die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recyc-
ling der einzelnen Bestandteile möglich ist.

Wie bereits in Kapitel 7.2.8 festgestellt wurde, erfüllen die der-
zeit praktizierten Sperrmüllsammlungen der öffentlich-rechtli-
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chen Entsorgungsträger diese Anforderungen weder im Bring- 
noch im Holsystem. Zurzeit sind sie darauf ausgerichtet, den 
Sperrmüll als Mehrkomponentengemisch zu erfassen und 
schlussendlich energetisch zu verwerten.

Um die Vorbereitung zur Wiederverwendung zu gewährleisten, 
sind insbesondere Kooperationsmöglichkeiten mit sozialen 
Projekten wie karitativen Einrichtungen oder Sozialkauf-
häusern zu prüfen, die gebrauchte Möbel aufarbeiten und zur 
weiteren Nutzung anbieten. So könnte die Sammlung im Hol-
system (insbesondere bei Kombination mit einem Transport-
service) gemeinsam mit sozialen Projekten ausgeführt werden. 
Um gezielt zu disponieren, sollte bereits bei der Sperrmüll-An-
meldung eine Angabe zum Zustand der Möbel abgefragt wer-
den. Im Bringsystem angelieferte Möbel sind bei der Annahme 
auf Wiederverwendbarkeit zu prüfen. Ausgesonderte Möbel 
sind getrennt zu lagern und sozialen Projekten oder dem Ge-
brauchtwarenhandel zur Verfügung zu stellen.

Gleichzeitig ist durch das Personal der Wertstoffhöfe dar-
auf hinzuwirken, dass bei der Anlieferung von Sperrmüll die 
separierbaren Teile aus Metall, Holz, Kunststoffen und Flach-
glas den Sammelbehältern zugeführt werden, die für die Ge-
trenntsammlung im Bringsystem für diese Materialfraktionen 
aufgestellt wurden.

Ziel ist es, dass im Interesse der Erfüllung der Anforderungen 
nach § 14 Absatz 1 KrWG [21] bis 2029 etwa 50 Prozent des 
überlassenen Sperrmülls der Vorbereitung zur Wiederver-
wendung beziehungsweise dem Recycling zugeführt werden.

10.6.1.8	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Sammlung 
und Verwertung von Elektro- und Elektronik-Alt-
geräten

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger fördern das Er-
reichen der Ziele des ElektroG [25] zur Rücknahme und Ver-
wertung von Elektro-Altgeräten durch die Gestaltung ihrer 
Sammelsysteme und die Verbesserung der Möglichkeiten zur 
Wiederverwendung der gesammelten Elektro-Altgeräte.

Im Holsystem sind die Elektro-Altgeräte so zu handhaben, dass 
die Möglichkeiten zur Wiederverwendung der gesammelten 
Geräte nicht beeinträchtigt werden.

An den Sammelstellen sind die Lagerbereiche und der Be-
trieb so zu gestalten, dass eine Beschädigung von grundsätz-
lich geeigneten Geräten weitgehend ausgeschlossen wird. Ins-
besondere sind dazu die einzelnen Geräte äußerlich auf ihre 
Eignung zur Wiederverwendung zu prüfen.

Mit dem Ersten Änderungsgesetz [26] wurde das ElektroG 
[25] um den § 17b ergänzt. Danach wird den öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträgern die Möglichkeit eröffnet, in direk-
ter Kooperation mit Betreibern von entsprechend zertifizierten 
Erstbehandlungsanlagen die Prüfung und Vorbereitung von 
Elektro-Altgeräten zu vereinbaren, die an den Sammelstellen 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erfasst wurden.

Im Rahmen der Aktualisierung der AWK haben die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im Interesse der Erfüllung 

der Anforderungen nach § 14 Absatz 1 KrWG [21] die Möglich-
keiten zum Abschluss entsprechender Kooperationsverein-
barungen zu prüfen.

10.6.1.9	 Getrennte Sammlung und Verwertung von 
gewerblichen Siedlungsabfällen

Über die Getrenntsammlungspflichten der öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger hinaus bestehen für Gewerbetreibende 
ebenfalls entsprechende Pflichten zur Getrenntsammlung sowie 
ordnungsgemäßen Entsorgung von gewerblichen Siedlungs-
abfällen gemäß der Abfallhierarchie. Die Regelungen hierzu 
ergeben sich aus der GewAbfV [31]. Obwohl die gewerblichen 
Siedlungsabfälle (insbesondere Bioabfälle, Kunststoff, Metall, 
PPK, Holz, Glas und Textilien) den in privaten Haushaltungen 
anfallenden Abfällen stofflich im Wesentlichen gleich sind, sind 
diese nicht generell dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger zu überlassen. Ausnahmen sind die gewerblichen Sied- 
lungsabfälle, die nicht verwertet werden (§ 7 GewAbfV). Die 
übrigen genannten gewerblichen Siedlungsabfälle sind durch 
den gewerblichen Abfallerzeuger/-besitzer mit dem Ziel der 
stofflichen Verwertung grundsätzlich getrennt zu sammeln. Die 
Entsorgung erfolgt vorrangig über die private Entsorgungswirt-
schaft.

Sofern eine Getrenntsammlung wegen fehlender technischer 
Möglichkeit oder wirtschaftlicher Zumutbarkeit nicht mög-
lich ist, ist dies vom Abfallerzeuger/-besitzer zu begründen. 
Ausnahmsweise gemischt erfasste Abfälle müssen einer Vor-
behandlungsanlage zugeführt werden, die die Anforderungen 
nach §  6 GewAbfV [31] erfüllt. Die gewerblichen Abfall-
erzeuger/-besitzer sind nach der GewAbfV [31] verpflichtet, 
eine Dokumentation über die vorgenommene Entsorgung zu 
führen.

Ziel ist es, den Vollzug zur Kontrolle der Einhaltung der Pflich-
ten nach der GewAbfV [31] zu stärken und eine konsequente 
Getrennterfassung von gewerblichen Siedlungsabfällen zu for-
cieren.

10.6.1.10	Maßnahmen zur Erreichung der Zielvorgaben 
entsprechend Artikel  5 Absatz  3a der Richtlinie 
1999/31/EG [11]

Der AWP hat gemäß § 30 Absatz 6 Nummer 4 KrWG [21] Infor-
mationen über die Maßnahmen zur Erreichung der Zielvorgaben 
entsprechend Artikel  5 Absatz  3a der Richtlinie 1999/31/EG  
[11] über Abfalldeponien zu enthalten. Es geht im Wesentlichen 
darum sicherzustellen, dass ab 2030 verwertbare Abfälle, ins-
besondere Siedlungsabfälle, nicht mehr deponiert werden.

Aus Tabelle 10-1 ist ersichtlich, dass im Land Brandenburg 
diese Zielvorgabe bereits erfüllt ist. Es wird nur eine sehr ge-
ringe Menge an Siedlungsabfällen deponiert. In den einzelnen 
Jahren entspricht diese Menge etwa 0,3 Prozent aller im Land 
Brandenburg entsorgten Siedlungsabfälle. Die deponierten Ab-
fälle beschränken sich auf Abfallchargen, welche im Einzelfall 
nicht verwertbar waren.
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Tabelle 10-1:	 �Siedlungsabfälle, die durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger in den Jahren 2015 bis 2019 der Deponierung zu-
geführt wurden

Abfallschlüssel (AS) Abfallbezeichnung 2015 2016 2017 2018 2019
200102 Glas 4 t 16 t   12 t 12 t
200199 sonstige Fraktionen a. n. g. 1 t     5 t  
200202 Boden und Steine 4.120 t 4.186 t 3.746 t 3.711 t 3.437 t
200303 Straßenkehricht 91 t 63 t 159 t 153 t 135 t
200306 Abfälle aus der Kanalreinigung   16 t 45 t 66 t 241 t
200399 Siedlungsabfälle a. n. g.       98 t  
Summe   4.217 t 4.282 t 3.949 t 4.045 t 3.825 t

10.6.2	 Maßnahmen und Ziele für die getrennte Samm-
lung und Entsorgung von haushaltsüblichen 
Schadstoffen

Zu den Pflichtaufgaben der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger gehört die Sammlung von haushaltsüblichen Schad-
stoffen. Die Sammlung ist wie bisher unter Beachtung aller 
rechtlichen Vorgaben, insbesondere unter Berücksichtigung 
von § 9a KrWG [21], durchzuführen.

Die Sammlung durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger erfolgt mittels Schadstoffmobil und stationär auf den 
Wertstoffhöfen.

Die Notwendigkeit für die Durchführung der Sammlung mit 
dem Schadstoffmobil ergibt sich aus der in den Entsorgungs-
gebieten regelmäßig vorliegenden ländlichen Struktur und den 
zum Teil weiten Fahrzeiten zu den Wertstoffhöfen. Dies macht 
es erforderlich, Bürgerinnen und Bürgern die ordnungsgemäße 
Entsorgung von Kleinmengen dieser besonders umwelt-
relevanten Gruppe von Abfällen zu erleichtern.

Die Haltepunkte der mobilen Schadstoffsammlungen sind so 
einzurichten, dass im Zusammenwirken mit den stationären 
Sammlungen eine Flächendeckung im Zuständigkeitsbereich 
des jeweiligen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers be-
ziehungsweise Zweckverbandes erreicht wird.

Für die Annahme größerer Mengen von haushaltsüblichen 
Schadstoffen bleibt die Annahme von Abfällen auf den Wert-
stoffhöfen notwendig. Auf den Wertstoffhöfen sind den recht-
lichen Anforderungen entsprechende Schadstoffannahmestellen 
in ausreichender Größe und mit geeignetem Fachpersonal vor-
zuhalten.

10.6.3	 Maßnahmen und Ziele für die sonstige Verwertung 
und die Beseitigung

a)	 Sonstige Verwertung von Abfällen

Nach § 6 Absatz 1 KrWG [21] umfasst die sonstige Verwertung 
von Abfällen insbesondere die energetische Verwertung und 
die Verfüllung. Aufgrund ihrer stofflichen Eigenschaften ist für 
die Siedlungsabfallentsorgung nur die energetische Verwertung 
relevant.

Ein wesentliches Ziel der in Kapitel  10.6.1 genannten Maß-
nahmen ist die weitgehende Reduzierung der Menge an Ab-
fällen, die nicht wiederverwendet oder recycelt werden. Die 
verbleibenden Siedlungsabfälle, die nach Ausschöpfung der 
Möglichkeiten der Getrenntsammlung und des Recyclings an-
fallen, sind bei entsprechender stofflicher Eignung der energeti-
schen Verwertung zuzuführen.

Für die ordnungsgemäße energetische Verwertung der Abfälle 
sind im Land Brandenburg umfangreiche Verbrennungskapazi-
täten vorhanden. Die Entsorgungssicherheit ist sowohl für die 
kommunalen als auch die gewerblichen Abfälle gewährleistet. 
Das gilt auch für den Fall, dass mit dem Kohleausstieg die 
Abfallmitverbrennungskapazitäten der Kohlekraftwerke still-
gelegt werden. Auch für diesen Fall ist festzustellen, dass die 
in Brandenburg installierten Verbrennungskapazitäten nur zu 
circa 52  Prozent für die Abfälle aus dem Land Brandenburg 
benötigt würden (vergleiche Kapitel 11.2.2.3).

Überkapazitäten führen tendenziell zu erheblichem Druck auf 
die Entsorgungspreise, was dann zur Folge haben kann, dass 
die niedrigen Verbrennungspreise die Nutzung und den Aus-
bau der Recyclingkapazitäten beeinträchtigen, die für das Re-
cycling der getrennt gesammelten Abfälle benötigt werden. 
Besonders nachteilig wirken sich in diesem Marktsegment so- 
genannte „Bring-or-pay-Verträge“ aus, auf deren Basis dann 
Abfälle selbst beim Vorhandensein von Recyclingmöglich-
keiten der Verbrennung diesen Anlagen zugeführt werden, um 
die meist empfindlichen Strafzahlungen zu umgehen.

Diese Thematik betrifft insbesondere die Fraktionen Sperrmüll, 
Textilien, Kunststoffe, Bioabfälle und Leichtverpackungen. Für 
die künftige Entwicklung der Entsorgungskapazitäten des Lan-
des Brandenburg ist deshalb anzustreben, dass die Kapazitäten 
zur energetischen Verwertung von Abfällen dem Bedarf des 
Landes angepasst werden. Aus der Sicht der Abfallwirtschaft 
ist ein weiterer Ausbau dieser Kapazitäten nicht erforderlich. Er 
könnte den erforderlichen Ausbau der Recyclingstrukturen für 
getrennt gesammelte Abfälle beeinträchtigen.

b)	 Beseitigung

Ein Teil der gemischten Siedlungsabfälle wird in Anlagen zur 
mechanisch-biologischen Abfallbehandlung nach Abtrennung 
der sogenannten heizwertreichen Fraktion und der Metalle 
biologisch so stabilisiert, dass sie die Anforderungen an die 
ordnungsgemäße Beseitigung auf Deponien erfüllen.
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Festzustellen ist, dass die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger immer weniger Abfälle einer MBA zuführen (vergleiche 
Kapitel 9.2). Damit verringert sich die Menge der Siedlungs-
abfälle, die nach einer Behandlung beseitigt werden. Planeri-
sche Vorgaben des Teilplans „Siedlungsabfälle“ für diese Ab-
fälle sind nicht erforderlich.

10.7	 Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhinderung 
jeglicher Form von Vermüllung sowie zur Reini-
gung der Umwelt von Abfällen jeder Art

Der Begriff Vermüllung (englisch „littering“) bezeichnet die 
Verschmutzung von Flächen und Räumen durch Abfall, in 
der Regel in Folge des beabsichtigten oder unbeabsichtigten 
Wegwerfens oder Liegenlassens von Abfall an seinem Ent-
stehungsort, vorzugsweise auf öffentlichem Grund, also ins-
besondere auf Straßen und Plätzen, in Parks und in der offenen 
Landschaft. Bei den weggeworfenen beziehungsweise liegen-
gelassenen Gegenständen handelt es sich zum Beispiel um 
Flyer, Zigarettenkippen, Verpackungen oder Hundekot. Ebenso 
sind auch schadstoffhaltige Abfälle immer wieder in der Um-
welt zu finden (zum Beispiel Elektrogeräte und Batterien). Die 
Vermüllung ist ein weit verbreitetes gesellschaftliches Prob-
lem und hat weitreichende ökologische, ästhetische und öko-
nomische Folgen.

Als Hauptursachen werden die zunehmende Verbreitung 
von Einwegverpackungen und Wegwerfartikeln, wachsende 
Mobilität, Gleichgültigkeit, zunehmende Nutzung des öffent-
lichen Raums und ein verändertes Konsumverhalten in Teilen 
der Bevölkerung, das keine Rücksicht auf die Allgemeinheit 
nimmt, angesehen.

Die örtliche Zuständigkeit für die Sauberkeit der öffentli-
chen Flächen und die Entsorgung herrenloser Abfälle ist in 
§  4 BbgAbfBodG  [42] geregelt. Diese Aufgabe umfasst in 
erster Linie Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhinderung 
der Vermüllung (zum Beispiel vorbeugende Maßnahmen, die 
ausreichende Aufstellung geeigneter Abfallbehälter, den Voll-
zug ordnungsrechtlicher Maßnahmen) und die Reinigung der 
Umwelt von weggeworfenen Abfällen. Die folgenden Aus-
führungen enthalten Anregungen und Empfehlungen für die 
Zuständigen zu Maßnahmen, die geeignet sind, die Erfüllung 
dieser Aufgabe zu unterstützen.

10.7.1	 Mehrweg- und Pfandsysteme für den Außer-Haus-
Verzehr

Mehrwegsysteme reduzieren die Nutzung von Einwegver-
packungen und tragen damit zur Abfallvermeidung bei. Eng 
verbunden mit Mehrwegsystemen sind Pfandsysteme. Pfand-
systeme geben den Verbraucherinnen und Verbrauchern durch 
ein beim Kauf entrichtetes Pfand einen Anreiz, die gebrauchten 
Verpackungen zurück in das Mehrweg- beziehungsweise Ein-
wegpfandsystem zu geben. Durch den Anreiz zur Rückgabe der 
Verpackungen sind Mehrweg- und Pfandsysteme geeignet, die 
Vermüllung zu reduzieren. Das bedeutendste deutschlandweite 
Pfandsystem ist das auf der Grundlage des VerpackG [22] be-
triebene Pfandsystem auf Einweggetränkeverpackungen. Aber 
auch auf kommunaler Ebene können Pfand- und Mehrweg-
systeme insbesondere für Verpackungen eingeführt werden.

Beispiele:

a)	 Mehrweg- beziehungsweise Pfandsysteme können in kom-
munalen Einrichtungen (zum Beispiel Kantinen) beim Ver-
kauf von Lebensmitteln für den Außer-Haus-Verzehr ein-
geführt werden. Für diese Maßnahmen hat die jeweilige 
Kommune unmittelbare Handlungsmöglichkeiten.

b)	 Des Weiteren können Mehrweg- beziehungsweise Pfand-
systeme bei Veranstaltungen im öffentlichen Raum (Groß-
veranstaltungen, Märkte) zum Beispiel für Servicever-
packungen eingeführt werden. Hier bedarf es verbindlicher 
Vorgaben in den einschlägigen Satzungen.

c)	 Aktivitäten der lokalen Gastronomie und des Handels 
zur Einführung von Mehrweg- beziehungsweise Pfand-
systemen können von kommunaler Seite unterstützt und 
beworben werden.

Zur Unterstützung solcher Maßnahmen hat das MLUK im 
Mai 2020 den „Brandenburger Leitfaden für die Einführung 
von Mehrwegbecher-Pfandsystemen“ [49] herausgegeben. Er 
enthält Lösungsvarianten, Vorschläge für die Ausgestaltung 
kommunaler Pfandsysteme und Hinweise zum Marketing, zur 
Öffentlichkeitsarbeit sowie zur Erfolgskontrolle.

Seit dem 1.  Januar 2023 gilt zudem die Mehrweg-Angebots-
pflicht nach § 33 VerpackG [22].

10.7.2	 Ausstattung mit und Gestaltung von Abfallbehäl- 
tern

Öffentliche Abfallbehälter sind ein zentrales Element und 
Innovationsmotor bei Maßnahmen gegen die Vermüllung des 
öffentlichen Raums. Kommunen statten den öffentlichen Raum 
mit Abfallbehältern aus, um Unterwegsabfälle zu erfassen und 
so die Vermüllung mit diesen Abfällen auf öffentlichen Flächen 
zu vermeiden. Öffentliche Abfallbehälter wirken direkt gegen 
das Littering, indem sie Entsorgungsalternativen bereitstellen.

Beispiele:

a)	 Anpassung der Anzahl, des Volumens und der Leerungs-
intervalle der Abfallbehälter

Die Anzahl, die Größe und Verteilung der Abfallbehälter müs-
sen differenziert der tatsächlichen Nutzung der einzelnen öf-
fentlichen Flächen angemessen sein. Die Leerungsintervalle 
müssen garantieren, dass die Behälter nicht überfüllt werden. 
Bei temporär intensiverer Nutzung sollten die Leerungsinter-
valle angepasst werden.

b)	 Ausstattung der Abfallbehälter mit einem attraktiveren  
Design

Über ein attraktiveres Design kann die Nutzung der öffentlichen 
Abfallbehälter erhöht werden. Neben auffallender Farbgebung 
und Beschriftungen können auch akustische Anreize genutzt 
werden. Insbesondere können hier auch Kampagnen mit hoher 
optischer Wirkung und Wiedererkennungswert zum Beispiel 
durch Bezugnahme auf die jeweilige Gebietskörperschaft dazu 
beitragen, dass über eine Sensibilisierung der Bürgerinnen und 
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Bürger im Zusammenwirken mit einer Identifikation mit ihrem 
Wohn- und Lebensumfeld eine Verbesserung des Entsorgungs-
verhaltens erzielt wird.

c)	 Regelmäßige Wartung und Reinigung

Eine regelmäßige Wartung, Reinigung und Entfernung von 
Graffiti und Aufklebern ist unbedingt erforderlich, um die 
Nutzungshäufigkeit der öffentlichen Abfallbehälter zu erhöhen. 
Empfehlenswert sind auch Anti-Graffiti-Beschichtungen oder 
die Wahl eines graffitiartigen Designs, was in Sprayer-Kreisen 
oft als Tabuzone respektiert wird.

d)	 Ausgestaltung der Abfallbehälter

Öffentliche Abfallbehälter sollten so beschaffen sein, dass sie 
einerseits Verwehungen und andererseits die Entnahme von 
Abfällen durch Vögel und andere Tiere verhindern. Zu große 
Öffnungen der Behälter animieren zudem zur Entsorgung haus-
haltstämmiger Restabfälle. Aus diesem Grund sollten Abfall-
behälter mit großen Öffnungen insbesondere nicht in der Nähe 
von Haltestellen sowie in der verdichteten Bebauung eingesetzt 
werden. Diese Orte sind prädestiniert für die verstärkte Ent-
sorgung von häuslichen Restabfällen in öffentliche Abfallbe-
hälter. Bewährt haben sich unter anderem auch verschiedene 
Unterflursysteme zum Beispiel in Ballungsräumen oder im 
denkmalgeschützten Umfeld.

Außerdem sollte die Gestaltung der öffentlichen Abfallbehälter 
aktuelle Konsumentwicklungen berücksichtigen. Zum Beispiel 
machen Pizzakartons durch den zunehmenden Außer-Haus-
Verzehr einen wachsenden Anteil an Unterwegsabfällen aus. 
Deshalb wurden bereits in einigen Großstädten (beispielsweise 
Frankfurt am Main, Köln, Berlin) größere Behälter mit Ein-
wurfschlitzen getestet, die auch für Pizzakartons und vergleich-
bare Verpackungen geeignet sind.

e)	 Anpassung der Abfallbehälter an besonders stark frequen-
tierte Orte

An besonders stark frequentierten Orten können Abfallbehälter 
zum Einsatz kommen, welche die eingeworfenen Unterwegs- 
abfälle verpressen. Ansonsten können auch großvolumige Unter-
flurbehälter die erforderliche Leerungshäufigkeit reduzieren.

f)	 Aufstellen öffentlicher Müllsackspender an Stellen mit 
zeitweilig erhöhtem Littering-Aufkommen

Müllsackspender sind eine Möglichkeit, um kurzzeitig an-
fallende größere Mengen an Unterwegsabfällen (beispiels-
weise bei Volksfesten) aufzufangen, ohne feste Abfallbehälter 
installieren zu müssen. Da Müllsäcke keine hohe Stabilität 
aufweisen, sind kurze Leerungsintervalle erforderlich, um eine 
Vermüllung der Standplätze zu vermeiden. Weniger geeignet 
sind Müllsäcke für nicht beaufsichtigte Flächen, da sie leicht 
Gegenstand von Vandalismus oder Tierbefall werden können, 
sowie für Flächen, an denen gegrillt wird, da Müllsäcke nicht 
beständig gegen heiße Abfälle (beispielsweise Grillkohle) sind.

g)	 Behälter für Zigarettenkippen

Zigarettenkippen sind nach Stückzahl der häufigste Gegen-
stand der Vermüllung. Dem kann durch das Aufstellen von öf-

fentlichen Abfallbehältern mit integrierten Aschenbechern oder 
durch das Aufstellen von speziellen Zigarettenkippenbehältern 
entgegengewirkt werden.

h)	 Maßnahmen zur Reduzierung des Litterings von Hundekot-
haufen

Das Mitführen von Hundekotbeuteln ist eine ordnungsrechtlich 
leicht zu kontrollierende Maßnahme. Zahlreiche Kommunen 
verpflichten Hundebesitzerinnen und -besitzer zu dieser Maß-
nahme. Vielerorts werden neben den Abfallbehältern Beutel-
spender aufgestellt. Sie ermöglichen den Hundebesitzerinnnen 
und -besitzern einen einfachen Zugang zu Hundekotbeuteln. 
Mitunter werden diese Beutel in gefülltem Zustand von einigen 
Hundebesitzerinnnen und -besitzern jedoch nicht ordnungs-
gemäß entsorgt, sondern an den Straßenrand oder in Grün-
anlagen geworfen. Dort tragen sie dann zum Eintrag von Kunst-
stoffen in die Umwelt bei. Insbesondere an Strecken, die durch 
Hundebesitzerinnen und -besitzer stark frequentiert werden, 
dient die Aufstellung einer ausreichenden Anzahl von Abfallbe-
hältern der Vermeidung des Litterings durch Hundekotbeutel. 
Die Hemmschwelle für das Vermüllen durch Hundekotbeutel 
kann auch dadurch erhöht werden, dass die üblicherweise 
schwarzen Beutel durch Beutel in Signalfarbe (beispielsweise 
leuchtendes Rot) ersetzt werden. Auch das Anbringen von 
Hinweisen zur richtigen Entsorgung auf den Hundekotbeutel-
spendern („Prompting“) ist eine sinnvolle Maßnahme.

10.7.3	 Management der Vermüllung durch illegal ab-
gelagerten Sperrmüll und weitere unter anderem 
gefährliche Abfälle

Das Aufkommen von illegal abgelagertem Sperrmüll und wei-
terer, insbesondere gefährlicher Abfälle ist unterschiedlich aus-
geprägt und wird verstärkt im Berlin-nahen Raum festgestellt -  
unter anderem auch Grünabfälle und größere Mengen gefähr-
licher Bauabfälle. Das Aufkommen illegal abgelagerter Ab-
fälle hängt aber auch vom abfallwirtschaftlichen Angebot des 
jeweiligen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers ab. Der 
Aufwand für die Sammlung und Entsorgung dieser illegal ab-
gelagerten Abfälle ist erheblich und sehr kostenintensiv. Ins-
besondere, wenn gefährliche Abfälle illegal abgelagert wurden, 
ist unmittelbares Handeln erforderlich, um Kontaminationen 
von Schutzgütern zu vermeiden.

Wesentliche Ursachen für illegale Ablagerungen werden vor 
allem in dem Bestreben zur Vermeidung von Abfallgebühren 
sowie in den oftmals weiten Wegen zu den Wertstoffhöfen be-
ziehungsweise deren ungünstigen Öffnungszeiten oder in der 
reinen Bequemlichkeit gesehen. Bei größeren Ansammlungen 
illegal abgelagerter Abfälle muss auch kriminelle Energie ver-
mutet werden. Die Unkenntnis der richtigen Abfallentsorgung 
spielt eher eine untergeordnete Rolle.

Beispiele:

a)	 Gebührenfreie Abgabemöglichkeit für gefährliche Abfälle 
und Optimierung der Sperrmüllabholung

Zur Vermeidung der Vermüllung des öffentlichen Raums durch 
gefährliche Abfälle sollte die Abgabe gefährlicher Abfälle für 
private Haushaltungen in der Regel gebührenfrei sein. Ent-
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sprechend den Besonderheiten dieser Abfälle sollte die Orga-
nisation der Sammlung sowohl von Sperrmüll als auch von 
gefährlichen Abfällen durch die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger den Bürgerinnen und Bürgern eine zeitnahe und 
mit geringem Aufwand verbundene Übergabe der angefallenen 
Abfälle ermöglichen.

b)	 Einsatz von Melde-Apps

Melde-Apps können die Beseitigung illegaler Ablagerungen ef-
fizienter gestalten. Gleichzeitig sensibilisieren sie die jeweilige 
Nutzerin oder den jeweiligen Nutzer für die Sauberkeit in ihrem 
oder seinem Quartier. Voraussetzungen für den effektiven Ein-
satz dieser Apps sind, dass die Nutzerinnen und Nutzer diese 
korrekt bedienen und ihre Meldungen beispielsweise mit Fotos 
vom Ort des Geschehens unterlegen, dass die Zuständigkeiten 
für die Aufgaben geklärt sind und dass ein entsprechender 
Meldeweg festgelegt ist, der zu einer zeitnahen Beräumung der 
gemeldeten Abfälle führt. Aufgrund Schnelligkeit des digita-
len Meldewegs ist die Erwartung der Bürgerinnen und Bürger 
hoch, dass ihre Meldung dann auch zu einer ebenso schnellen 
Beseitigung des Mangels führt. Die bereits im Land Branden-
burg etablierte Meldestruktur „Maerker Brandenburg“3, die 
sich im Wesentlichen auf die Kommunen stützt, wird leider 
noch nicht von allen Gebietskörperschaften genutzt. Dies gilt 
es in den nächsten Jahren so zu verbessern, dass ein lückenloses 
Netzwerk entsteht.

c)	 Einflussnahme an Containerstandplätzen

Standplätze von Wertstoffcontainern sind bevorzugte Plätze für 
illegale Ablagerungen. Auf die Illegalität eines solchen Ver-
haltens sollte an den Standorten selbst, aber auch in der Abfall-
beratung hingewiesen werden. Darüber hinaus kann illegalen 
Ablagerungen durch bauliche Gestaltung und stetige Sauber-
haltung der Containerstandplätze sowie durch hinreichend häu-
fige Leerung der Container zur Vermeidung von Überfüllungen 
entgegengewirkt werden.

d)	 Angepasste Informationsangebote

Eine umfangreiche, den tatsächlichen Problemen angepasste 
Öffentlichkeitsarbeit ist immer erforderlich. Die sprachliche 
Gestaltung und optische Aufbereitung der Informations-
materialien sollte besonders auf die spezifischen Besonder-
heiten einzelner Zielgruppen angepasst werden. Eine Möglich-
keit besteht im gezielten Einsatz von Materialien mit „leicht 
verständlicher“ beziehungsweise „bürgernaher Sprache“. Für  
Menschen mit Migrationshintergrund und mangelnden Deutsch- 
kenntnissen sollten Informationen in den Sprachen der häufigs-
ten Herkunftsländer bereitgestellt werden.

e)	 Weitere Beispiele für Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Vermüllung sind:

-	 die Anpassung kommunaler Satzungen,
-	 die Anpassung der Vorgaben für Nutzungsrechte zum Bei-

spiel für die Durchführung von Großveranstaltungen und 
Märkten sowie für gewerbliche und gemeinnützige Samm-
lungen,

3	 erreichbar unter „https://maerker.brandenburg.de/bb“

-	 die Ausrichtung der Abfallberatung auf das Ziel, das 
Bewusstsein für die Unrechtmäßigkeit der Vermüllung 
des öffentlichen Raums und die Kenntnisse über die damit 
einhergehenden Belastungen der Umwelt zu fördern und 
damit durch Überzeugungsarbeit zur Verminderung der 
Vermüllung beizutragen,

-	 die verstärkte Überwachung an Orten mit häufig vor-
kommenden illegalen Ablagerungen, insbesondere im Ber-
lin-nahen Raum,

-	 die Rückverfolgung größerer Mengen illegaler Ablagerun- 
gen zu den Verantwortlichen (Abfallerzeugerinnen und  
-erzeuger/ehemalige Besitzerinnen und Besitzer), um ihnen 
die (gegebenenfalls erneute) Entsorgung kostenpflichtig 
aufzugeben,

-	 der Austausch mit Berliner Behörden, um illegale Ab-
lagerungen einzudämmen, unter anderem im Berlin-nahen 
Raum,

-	 Schwerpunktüberwachungsaktionen an Orten, an denen 
große Mengen und gefährliche Abfälle entstehen (zum Bei-
spiel Baustellen),

-	 die konsequente Verfolgung festgestellter Verstöße und 
insbesondere die Ahndung bußgeldbewehrter Ordnungs-
widrigkeiten. Erfahrungsgemäß hat neben der Höhe der 
Bußgelder vor allem die Entdeckungswahrscheinlichkeit 
der Tat und die Durchsetzung der Bußgelder/Strafmaß-
nahmen unmittelbaren Einfluss auf das Verhalten.

-	 der Erfahrungsaustausch insbesondere zwischen öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern und Gemeinden sowie 
die Veröffentlichung von Best-Practice-Projekten,

-	 die Organisation beziehungsweise Unterstützung von 
bürgerschaftlichen Abfallsammelaktionen, begleitet durch 
Pressearbeit.

10.8	 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 
der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte 
auf die Umwelt

Nach §  30 Absatz  6 Nummer  10 KrWG [21] haben Abfall-
wirtschaftspläne Maßnahmen zu enthalten, die zur Umsetzung 
der Artikel 4 bis 10 der Richtlinie (EU) 2019/904 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über die Ver-
ringerung der Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte 
auf die Umwelt [9] getroffen wurden. Diese Richtlinie ist auf 
die Vermeidung und Verminderung der Auswirkungen be-
stimmter Kunststoffprodukte auf die Umwelt, insbesondere die 
Meeresumwelt und die menschliche Gesundheit sowie auf die 
Förderung des Übergangs zu einer Kreislaufwirtschaft mit in-
novativen und nachhaltigen Geschäftsmodellen, Artikeln und 
Werkstoffen gerichtet.

Artikel 4 bis 10 der Richtlinie regeln folgende Sachverhalte:

-	 Artikel 4 Verbrauchsminderung
-	 Artikel 5 Beschränkung des Inverkehrbringens
-	 Artikel 6 Produktanforderungen
-	 Artikel 7 Kennzeichnungsvorschriften
-	 Artikel 8 Erweiterte Herstellerverantwortung
-	 Artikel 9 Getrennte Sammlung
-	 Artikel 10 Sensibilisierungsmaßnahmen

Entsprechend ihrer Zuständigkeit hat die Bundesregierung Arti-
kel 5 mit dem Erlass der EWKVerbotsV [38] umgesetzt. Die in 
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§ 3 EWKVerbotsV [38] genannten Einwegkunststoffprodukte 
und Produkte aus oxo-abbaubarem Kunststoff dürfen seitdem 
nicht mehr in Verkehr gebracht werden.

Artikel  6 und 7 setzte sie mit dem Erlass der EWKKennzV 
[39] um. Sie regelt die Beschaffenheit bestimmter Einweg-
kunststoffgetränkebehälter sowie die Kennzeichnung von be-
stimmten Einwegkunststoffprodukten auf dem Produkt selbst 
oder auf der zugehörigen Verpackung. Beide Verordnungen 
traten am 3. Juli 2021 in Kraft.

10.9	 Strategien für Abfälle, die besondere Bewirt-
schaftungsprobleme aufwerfen

10.9.1	 Allgemein

Die Fortentwicklung von Technologien, Produkten und Ma-
terialien (zum Beispiel Elektromobilität, carbon- und glas-
faserverstärkte Baustoffe) führt zu der Notwendigkeit, auch 
die Verfahren zur Behandlung der daraus entstehenden Abfälle 
weiterzuentwickeln. Hinzu kommt die Weiterentwicklung abfall-
rechtlicher Anforderungen zur Stärkung von Kreislaufwirtschaft 
und Umweltschutz, die ebenfalls eine Weiterentwicklung der Ab-
fallbewirtschaftungsstrategien erforderlich macht.

Im Umgang mit Abfällen, die besondere Bewirtschaftungs-
probleme aufwerfen, kommen folgende Maßnahmen in Be-
tracht:

-	 Förderung von Maßnahmen im Bereich der Entwicklung 
neuer Technologien und Verfahren zur Weiterentwicklung 
der Abfallbewirtschaftung

-	 Förderung von Maßnahmen zur Umsetzung beziehungs-
weise Einführung neuer Technologien und Verfahren zur 

Weiterentwicklung der Abfallbewirtschaftung und des 
Standes der Technik (BVT)

-	 Implementierung der als BVT beschlossenen Maßnahmen 
in der Zulassungspraxis

-	 Konkretisierung der Umsetzung rechtlicher Vorgaben und 
einheitlicher Vollzug im Land Brandenburg durch die zu-
ständigen Behörden

10.9.2	 Strategien für Abfälle, die kritische Rohstoffe ent-
halten

Zum Mindestumfang des Abfallwirtschaftsplans gehören nach 
§ 30 Absatz 6 Nummer 2a KrWG [21] Angaben zu bestehenden 
Abfallsammelsystemen und bedeutende Beseitigungs- und 
Verwertungsanlagen einschließlich spezieller Vorkehrungen zu 
Abfällen, die erhebliche Mengen kritischer Rohstoffe enthalten.

Als kritische Rohstoffe werden die wirtschaftlich wichtigsten 
Rohstoffe mit hohem Versorgungsrisiko bezeichnet. Sie sind 
bedeutende Bestandteile vieler moderner Produkte und rele-
vant für die Funktionsfähigkeit von Industrien und für die Ver-
sorgung der Bevölkerung.

Kritische Rohstoffe sind auf einer Liste als Bestandteil der 
Mitteilung der Europäischen Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen zur Widerstands-
fähigkeit der EU bei kritischen Rohstoffen [20] aufgeführt. 
Die Mitteilung wird im Abstand von drei Jahren überarbeitet. 
Im Jahr 2020 umfasst die Liste die in folgender Tabelle auf-
geführten Stoffe beziehungsweise Stoffgruppen (Mineralien/
Erze, chemische Elemente, chemische Verbindungen).

Tabelle 10-2	 Kritische Rohstoffe nach der Liste der Europäischen Kommission (Stand 2020) [20]

1.	 Antimon 11.	 Hafnium 21.	 Phosphor
2.	 Baryt 12.	 Schwere seltene Erden 22.	 Scandium
3.	 Beryllium 13.	 Leichte seltene Erden 23.	 Siliziummetall
4.	 Wismut 14.	 Indium 24.	 Tantal
5.	 Borat 15.	 Magnesium 25.	 Wolfram
6.	 Kobalt 16.	 Natürlicher Grafit 26.	 Vanadium
7.	 Kokskohle 17.	 Naturkautschuk 27.	 Bauxit
8.	 Flussspat 18.	 Niob 28.	 Lithium
9.	 Gallium 19.	 Metalle der Platingruppe 29.	 Titan
10.	 Germanium 20.	 Phosphorit 30.	 Strontium

In der europäischen wie auch nationalen Rohstoffstrategie sind 
Recycling, Materialeffizienz, Substitution und nachhaltige 
Primärrohstoffversorgung von Bedeutung.

Kritische Rohstoffe sind nur teilweise einer Rückgewinnung 
zugänglich. Bei manchen kritischen Rohstoffen handelt es sich 
um Verbindungen, die bei der Produktion verbraucht werden, 
also nicht mehr in ihrer ursprünglichen Form vorliegen. Zu 

den Stoffen, die verbraucht werden, gehört zum Beispiel Bau-
xit. Bauxit ist ein Aluminiumerz, das bei der Herstellung von 
metallischem Aluminium chemisch in andere Stoffe umgesetzt 
wird. Es gibt bisher auch für jeden nicht verbrauchten kritischen 
Rohstoff technische oder wirtschaftliche Möglichkeiten der 
Rückgewinnung. Für Bauxit gilt es, geeignete Substitutions-
materialien zu erschließen - zum Beispiel Recycling-Alumi-
nium.
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Eine „erhebliche Menge“ im Sinne von § 30 Absatz 6 Num-
mer  2a KrWG [21] bedeutet, dass der Anteil der kritischen 
Rohstoffe im Abfall relevant ist wegen des Gewichtsanteils, 
der Recycelbarkeit oder der Gefährlichkeit. Zu den Abfällen 
(beziehungsweise Produkten, die zu Abfall geworden sind), in 
denen kritische Rohstoffe in erheblichem Maße enthalten sind, 
gehören insbesondere die folgenden Stoffströme:

-	 Elektro- und Elektronik-Altgeräte
-	 Batterien, Akkumulatoren
-	 Glas und Keramik
-	 Fahrzeuge (Klein- und Großfahrzeuge aller Verkehrsträger)
-	 Rostfreier Stahl
-	 Klärschlamm

10.9.2.1	 Bestehende Sammelsysteme

Abfallströme, die kritische Rohstoffe enthalten, unterliegen 
bundesgesetzlichen Regelungen auf Grundlage des KrWG [21] 
und den danach erlassenen Rechtsverordnungen oder eigener 
Gesetze. Darin werden Vorgaben zu deren Getrennthaltung 
und, sofern es sich um Regelungen auf Grundlage der Produkt-
verantwortung handelt, zur Rücknahme und beziehungsweise 
oder zur Rückgabe sowie deren Verwertung getroffen.

Es handelt sich dabei insbesondere um das ElektroG [25],  
das BattG [27], die AltfahrzeugV [40], das VerpackG [22], die 
AbfKlärV  [33] sowie die GewAbfV [31]. Mit Ausnahme der 
AbfKlärV [33] und der GewAbfV [31] treffen sie auch Rege-
lungen im Sinne der Produktverantwortung nach § 23 KrWG 
[21].

Rücknahmestellen für Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus 
privaten Haushaltungen gibt es entsprechend den Regelun-
gen des ElektroG [25] bei den Vertreibern von Elektro- und 
Elektronikgeräten ab 400 m2 Ausstellungfläche, den Vertreibern 
von Lebensmitteln mit einer Gesamtverkaufsfläche von min-
destens 800 m2, die mehrmals im Kalenderjahr oder dauerhaft 
Elektro- und Elektronikgeräte anbieten und auf dem Markt 
bereitstellen, und den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
als stationäre Sammlungen. Die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger sammeln zudem Elektrogroßgeräte im Holsys-
tem (vergleiche Tabelle 7-1).

Geräte-Altbatterien, Fahrzeug-Altbatterien und Industrie-Alt-
batterien sowie sonstige Altbatterien sind an Hersteller, deren 
Bevollmächtigte oder Vertreiber (BattG [27]) zurückzugeben. 
Die kommunalen Sammelsysteme für Elektro- und Elektronik-
geräte, Batterien und Akkumulatoren sind in Kapitel 7.2.10 be-
schrieben.

Die AltfahrzeugV [40] sieht in §  4 Absatz  1 Überlassungs-
pflichten für bestimmte Fahrzeuge, die Abfall geworden sind, 
ausschließlich an nach §  5 Absatz  3 AltfahrzeugV [40] zu-
gelassene oder hinsichtlich der Belange der AltfahrzeugV [40] 
zertifizierte Annahmestellen und Rücknahmestellen oder De-
montagebetriebe vor.

Die GewAbfV [31] sieht die getrennte Erfassung der Abfälle 
und deren Zuführung zur Verwertung vor. Dabei können ins-
besondere die so gesammelten Metalle kritische Rohstoffe ent-
halten. Bei technischer Unmöglichkeit oder wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit einer getrennten Erfassung hat die Zuführung 

der Abfallgemische zu Vorbehandlungsanlagen mit definierter 
technischer Ausstattung zu erfolgen. In diesen Anlagen er-
folgt dann die Abtrennung der kritischen Rohstoffe als Teil der 
Metallfraktion.

Die Klärschlammverordnung sieht zu definierten Voraus-
setzungen und in definierten Anwendungsbereichen die Ver-
wendung als Mittel zur Bodenverbesserung oder die Zuführung 
zur Phosphorrückgewinnung vor. In beiden Fällen ist bei der 
Verwertung die zirkuläre Nutzung des kritischen Rohstoffs 
Phosphor vorgesehen (siehe dazu die Ausführungen in Kapi-
tel 10.9.2.4).

Die Erfassung nach der GewAbfV [31] und der AbfKlärV [33] 
erfolgt somit in der Eigenorganisation der Abfallbesitzer an 
Entsorgungsanlagen oder Nutzungsbereichen, die auf die zir-
kuläre Kreislaufwirtschaft von kritischen Rohstoffen abstellen.

10.9.2.2	 Bedeutende Entsorgungsanlagen

Entsorgungsanlagen für Abfälle im Sinne des ElektroG [25]

Betreiber von Erstbehandlungsanlagen für Elektro- und Elek- 
tronik-Altgeräte sind verpflichtet, sich bei der Stiftung 
Elektro-Altgeräte Register (EAR) vor Aufnahme ihres Betriebs 
zu registrieren und ein gültiges Zertifikat nach § 21 Absatz 2 
ElektroG [25] vorzulegen. Da das Zertifikat nur befristet gültig 
ist, haben die Betreiber von Erstbehandlungsanlagen sich regel-
mäßig neu zertifizieren zu lassen und das Zertifikat erneut der 
Stiftung EAR vorzulegen. Im Land Brandenburg gibt es derzeit 
20 Erstbehandlungsanlagen. Eine Liste der Erstbehandlungs-
anlagen ist im öffentlichen Verzeichnis auf der Internetseite der 
Stiftung EAR [60] veröffentlicht.

Entsorgungsanlagen für Abfälle im Sinne des BattG

Recyclinganlagen, die aus Batterien kritische Rohstoffe durch 
dafür geeignete technische Verfahren unmittelbar zurück-
gewinnen, gibt es in Brandenburg nicht. Derzeit bestehen an 
verschiedenen Standorten im Land Brandenburg Planungen 
zur Errichtung von Anlagen für das Recycling von Lithium- 
Ionen-Akkumulatoren. So errichtete beispielsweise die BASF 
in 2024 am Standort Schwarzheide eine Prototypanlage für das 
Batterierecycling.

Entsorgungsanlagen für Abfälle im Sinne der AltfahrzeugV 
[40]

Relevante Entsorgungsanlagen sind Annahmestellen, Rück-
nahmestellen, Demontagebetriebe, Schredderanlagen und sons-
tige Anlagen zur weiteren Behandlung. Die Länder veröffent-
lichen über die Gemeinsame Stelle Altfahrzeuge (GESA) die 
zugelassenen Entsorgungsanlagen in einem online verfügbaren 
Register [62]. Im Land Brandenburg existieren derzeit zwei 
Annahmestellen, 61 Demontagebetriebe sowie 2 Schredder-
anlagen.

10.9.2.3	 Heben der Potenziale in kommunalen Abfall-
strömen

Elektro- und Elektronik-Altgeräte ebenso wie Altbatterien be-
inhalten erhebliche Mengen kritischer Rohstoffe sowie auch 
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weitere seltene und werthaltige Rohstoffe. Dadurch weisen 
diese Abfälle ein hohes Potenzial für die Sekundärrohstoff-
gewinnung auf.

Einen Überblick über die Verwendung bei der Produktion und 
das Vorhandensein von kritischen Rohstoffen in Elektro- und 
Elektronik-Altgeräten ergibt sich nach Tabelle 10-3 aus deren 
Relevanz für die Elektronikindustrie [20].

Tabelle 10-3:	 �Relevanz kritischer Rohstoffe für die Produktion von Elektro- und Elektronikgeräten nach der Liste der Europäischen Kom-
mission [20]

Rohstoff relevant Rohstoff relevant Rohstoff relevant
Antimon Germanium X Scandium
Baryt Hafnium X Siliziummetall X
Bauxit X Indium X Strontium X
Beryllium X Lithium X Tantal X
Wismut X Magnesium X Titan X
Borat X Natürlicher Grafit X Wolfram X
Kobalt X Naturkautschuk   Vanadium
Kokskohle Niob X MPG1 X
Flussspat Phosphorit   SSE2 X
Gallium X Phosphor   LSE3 X

1	 Metalle der Platingruppe
2 	 Schwere seltene Erden
3 	 Leichte seltene Erden

Altbatterien enthalten insbesondere die kritischen Rohstoffe 
Kobalt, Lithium und Naturgrafit (Anodenmaterial). Zudem sind 
Nickel, Zink, Silber und Mangan häufige wertvolle Bestand-
teile von Altbatterien.

Wesentliche Vorkehrung für die Sicherstellung der Gewin-
nung von Sekundärrohstoffen aus Elektro- und Elektronik-Alt-
geräten und Altbatterien ist deren getrennte Sammlung. Diese 
wird durch die Vorgaben des BattG [27] und des ElektroG [25] 
bereits sichergestellt (vergleiche dazu die Ausführungen in Ka-
pitel 7). Durch die getrennte Sammlung wird die Belastung des 
Hausmülls mit Schadstoffen reduziert. Das Potenzial an kriti-
schen und an weiteren werthaltigen Rohstoffen kann einfacher 
erschlossen und damit ein Beitrag zur Ressourcenschonung ge-
leistet werden.

Trotz dieser Vorkehrungen, die den Abfallerzeugern eine ge-
trennte Erfassung vorschreiben und auch ermöglichen, wer-
den mit dem Hausmüll immer noch größere Mengen von 
insbesondere Elektro- und Elektronik-Altgeräten, aber auch 
Altbatterien entsorgt.

Im Land Brandenburg liegen dazu keine belastbaren Daten vor. 
Aus einer bundesweiten Untersuchung des Umweltbundes-
amtes [52] lässt sich für das Land Brandenburg hochrechnen, 
dass in den Jahren 2015 bis 2019 mit dem Hausmüll jährlich 
eine Menge von circa 2.600 t Elektro- und Elektronik-Altgeräten 
sowie rund 175 t Altbatterien entsorgt wurden. Die nachfolgend 
aufgeführten, zu treffenden Vorkehrungen haben das Ziel einer 
möglichst vollständigen getrennten Erfassung dieser Abfall-
stoffe.

-	 Es ist erforderlich im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit die 
Bevölkerung über die Vorteilhaftigkeit der korrekten Müll-
trennung zu informieren und sie dazu zu motivieren.

-	 In diesem Zusammenhang obliegen nach § 18 BattG [27] 
den Herstellern, Vertreibern und Rücknahmesystemen 
sowie nach § 18 ElektroG [25] und nach § 46 KrWG [21] 
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern gesetzliche 
Informationspflichten. Zudem sind die Industrie- und Han- 
delskammern, Handwerkskammern und Landwirtschafts-
kammern ebenfalls nach §  46 KrWG  [21] zur Beratung 
verpflichtet.

-	 Eine weitere Vorkehrung ist die Intensivierung der abfall-
rechtlichen Überwachung der zuständigen unteren Abfall-
wirtschaftsbehörden durch Kontrolle der ordnungsgemäßen 
Rücknahme dieser Abfälle sowie das Ahnden von Zuwider-
handlungen.

-	 Der Erfolg der Maßnahmen ist zu messen, indem die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger in regelmäßigen Ab-
ständen durch Müllanalysen die Mengen der im Hausmüll 
enthaltenen Abfallstoffe, die kritische Rohstoffe enthalten, 
ermitteln.

Im Rahmen der Überarbeitung ihrer AWK legen die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger die von ihnen zur Um-
setzung dieser Maßnahmen vorgesehenen Aktivitäten fest.

10.9.2.4	 Heben des Phosphor-Potenziales aus Klärschläm- 
men

Phosphor ist als Pflanzennährstoff ein essenzieller, aber limitier-
ter Rohstoff, der weder synthetisch hergestellt noch anderweitig 
substituiert werden kann, da er in der Natur nur in chemisch 
gebundener Form sowie in Biomasse eingebaut vorkommt. Die 
Europäische Union hat keine eigenen Ressourcen für Phosphor 
und hängt vollständig von einer Einfuhr in der Größenordnung 
von mehreren Millionen Tonnen pro Jahr ab. Der Bedarf und 
die Nachfrage von Phosphor durch den sehr starken Einsatz in 
der Landwirtschaft ist seit Jahren steigend.
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Phosphor befindet sich in erheblichen Mengen in kommuna-
len Abwässern. Mit diesem Phosphorreservoir könnten bis zu 
20 Prozent der Nachfrage in Europa abgedeckt werden. Aller-
dings ist die Rückgewinnung heute noch nicht wirtschaftlich 
darstellbar. Da die Phosphorpreise auf dem Weltmarkt aktuell 
gering sind, bleiben industrielle Anwendungen bislang noch 
unerschlossen [63]. Hinsichtlich der gesetzlichen Vorgaben 
wird auf Kapitel 10.9.2 verwiesen.

Mit der Novellierung der AbfKlärV [33] besteht für die kom-
munalen Aufgabenträger der Abwasserbeseitigung die gesetz-
liche Pflicht, Klärschlämme beziehungsweise Klärschlamm-
aschen mit einem Mindest-Phosphorgehalt von 20 Gramm pro 
Kilogramm (g/kg) Trockensubstanz (TS) einer Phosphorrück-
gewinnung zuzuführen. Die Frist zur Umsetzung gilt ab dem 
Jahr 2029 beziehungsweise 2032 für Kläranlagen mit einer 
Ausbaugröße von 100.000 Einwohnerwerten beziehungsweise 
50.000 Einwohnerwerten sowie für die Klärschlämme kleine-
rer Anlagen, die thermisch entsorgt werden. Darüber hinaus 
führen bereits jetzt rechtliche Einschränkungen zur landwirt-
schaftlichen Ausbringung von Klärschlämmen dazu, dass für 
die entsprechenden Abfälle alternative Entsorgungswege zu 
erschließen sind. In Betracht kommen die Nutzung von nahe-
gelegenen Entsorgungskapazitäten in benachbarten Bundes-
ländern sowie der Aufbau von Entsorgungsstrukturen und 
-anlagen im Land Brandenburg. Dies schließt die Kaskaden-
behandlung von der dezentralen Klärschlammentwässerung 
(insbesondere Trocknung) über die Verbrennung bis hin zum 
Phosphorrecycling aus Klärschlammaschen an einem oder we-
nigen zentralen Standorten ein.

Das Land Brandenburg ist bestrebt, durch gezielte Förderung 
auch kleine Kläranlagen, welche unterhalb der Schwelle der 
verpflichtenden Phosphorrückgewinnung bleiben, zur Teil-
nahme an Rückgewinnungsmaßnahmen zu gewinnen, um das 
vorhandene Potenzial möglichst weitgehend auszuschöpfen.

11	 Beurteilung der Entsorgungssicherheit

Die Beurteilung umfasst die voraussichtlich bis zum Jahr 2029 
im Land Brandenburg anfallenden Abfallmengen. Die prognos-
tizierten Abfallmengen für die Jahre 2025 und 2029 werden mit 
den im Planungszeitraum voraussichtlich zur Verfügung ste-
henden Entsorgungskapazitäten verglichen.

11.1	 Einbezogene Abfälle

Der Prognose wird das Aufkommen der nach § 17 KrWG [21] 
überlassungspflichtigen Abfälle von 2013 bis 2019 zugrunde 
gelegt.

Wie in Kapitel  8 dargelegt, konzentriert sich der Teilplan 
„Siedlungsabfälle“ auf die Betrachtung der mengenrelevanten 
Abfallarten. Wie der Tabelle 8-2 zu entnehmen ist, sind danach 
für die abfallwirtschaftliche Planung die Aufkommen der Kate-
gorien 18 (Papier- und Pappeabfälle), 32 (Pflanzliche Abfälle), 
34 (Hausmüll und ähnliche Abfälle) sowie 40 und 46 (Minera-
lische Abfälle) von Bedeutung.

Die Entsorgungssicherheit der in privaten Haushaltungen 
anfallenden und nach §  20 Absatz  2 KrWG [21] getrennt zu 
sammelnden Abfälle wird im Kapitel  11.3 beurteilt. In diese 

Betrachtungen werden die Kategorien 18 (Papier- und Pappe- 
abfälle) und 32 (Pflanzliche Abfälle) einbezogen. Die Beur- 
teilung der Entsorgungssicherheit für die Kategorien 40 und 46 
(Mineralische Abfälle) erfolgt im Teilplan „Mineralische Ab-
fälle“. Damit beschränkt sich die Betrachtung der überlassungs-
pflichtigen Abfälle auf die Kategorie 34 (Hausmüll und ähn-
liche Abfälle).

11.2	 Überlassungspflichtige Abfälle

11.2.1	 Aufkommen

Im Zeitraum von 2013 bis 2019 war die Kategorie 34  (Haus-
müll und ähnliche Abfälle) mit durchschnittlich 53 Prozent die 
am Gesamtaufkommen mengenmäßig bedeutendste Kategorie 
(vergleiche Tabelle 8-1). Die Menge wird von Haus- und Ge-
schäftsmüll, hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen und Sperrmüll 
bestimmt. Die genaue Zusammensetzung ist der Tabelle 11-1 zu 
entnehmen.

Die mengenrelevanten Abfallarten werden einer differenzierten 
Betrachtung der erwarteten Entwicklung im Zeitraum bis 2029 
unterzogen. Aufgrund ihrer geringen Mengenrelevanz inner-
halb ihrer Kategorien werden Abfälle wie zum Beispiel „Markt-
abfälle“ (AS  200302) oder Straßenkehricht (AS 200303) im 
Weiteren für die Prognose nicht betrachtet. Zur Vereinfachung 
wird ihnen insgesamt die Entwicklungsdynamik unterstellt, die 
sich aus der Zusammenfassung der prognostizierten mengen-
relevanten Abfälle ergibt. Diese Abfälle werden unter dem Be-
griff „weitere, für die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
nicht mengenrelevante Abfälle“ zusammengefasst.

Bei der Prognose der Aufkommensentwicklung wurden folgen-
de Einflussfaktoren berücksichtigt:

-	 Annahmen beziehungsweise Prognosen der öffentlich- 
rechtlichen Entsorgungsträger,

-	 gesetzliche Vorgaben:
-	 GewAbfV [31],
-	 VerpackG [22],

-	 absehbare Veränderungen in der Organisation der Abfall-
entsorgung durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger:
-	 Ausbau der Getrenntsammlung von Bioabfällen,
-	 Weiterentwicklung der Getrenntsammlung von Wert-

stoffen,
-	 Ausschluss von Abfällen,

-	 Entwicklung der Entsorgungskosten,
-	 wirtschaftliche Entwicklungen,
-	 Bevölkerungsentwicklung,
-	 Entwicklungsdynamik der entsorgten Abfälle von 2013 bis 

2019.

Die Auswirkungen dieser Einflussfaktoren auf die zu be-
trachtenden Abfälle werden im Folgenden weiter qualifiziert.

Hausmüll

Auf das Aufkommen an Hausmüll wirken sich vor allem fol-
gende Faktoren aus:

-	 die Bevölkerungsentwicklung,
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-	 der angestrebte Ausbau der Getrenntsammlung für Bio-
abfälle,

-	 die Weiterentwicklung der Getrenntsammlung sonstiger 
Wertstoffe und

-	 die Entwicklung der Entsorgungsgebühren.

Der wichtigste Einflussfaktor auf die Entwicklung des Haus-
müllaufkommens ist der Ausbau der getrennten Bioabfall-
sammlung. Es wird für die Prognose davon ausgegangen, dass 
circa ein Drittel der in der Bioabfallsammlung erfassten Abfälle 
zuvor über den Hausmüll entsorgt wurden. Die Prognose der 
Entwicklung der mittels Biotonne entsorgten Abfälle ist dem 
Abschnitt 11.3.1 zu entnehmen.

In der Summe bewirken diese Einflussfaktoren, dass die Menge 
des zu entsorgenden Hausmülls relevant zurückgehen wird. Für 
die Prognose wird ein Rückgang des Aufkommens von 135 kg/E  
im Jahr 2019 bis 2025 auf 127 kg/E und bis 2029 auf 124 kg/E 
angenommen.

Sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle

Die künftige Entwicklung des Aufkommens an sonstigen haus-
müllähnlichen Gewerbeabfällen zur Beseitigung wird vor allem 
durch die:

-	 GewAbfV [31] und die
-	 Veränderung der Entsorgungskosten für die übrige energe-

tische Verwertung von Abfällen

beeinflusst.

Der in der Fortschreibung des AWP 2012 festgestellte starke 
Rückgang der von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern entsorgten hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle hat sich 
nicht fortgesetzt. Im Gegenteil, die Menge stieg von 2013 bis 
2019 leicht um insgesamt 3,7 Prozent an. Das ist wahrschein-
lich darauf zurückzuführen, dass die hohe Auslastung der Ab-
fallverbrennungsanlagen zu Preisanstiegen führte. Damit sank 
das wirtschaftliche Interesse der Gewerbetreibenden spür-
bar, die hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle nicht dem öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger zu überlassen.

Die zum 1. August 2017 novellierte GewAbfV [31] erhöhte spä-
testens ab dem 1.  Januar 2019 die Anforderungen an die Vor-
behandlung der gemischt gesammelten Gewerbeabfälle erheblich, 
was auf eine wesentlich bessere Getrenntsammlung am Anfallort 
abzielt. Mit der Verbesserung des Vollzugs der GewAbfV werden 
die verbleibenden Abfallgemische deshalb zunehmend geringe-
re Wertstoffanteile aufweisen. Sie eignen sich damit weniger für 
die vorgeschriebene hochwertige Vorbehandlung, weshalb sie in 
steigendem Umfang direkt einer energetischen Verwertung zu-
geführt werden. Es ist auch zu erwarten, dass die mittelfristig 
hohen Verbrennungspreise die Gewerbetreibenden zunehmend 
motivieren, den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern diese 
Abfälle zur Entsorgung zu überlassen.

Für die Prognose wird deshalb davon ausgegangen, dass sich 
die in den letzten Jahren beobachtete Tendenz des leichten An-
stieges der Menge der den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern überlassenen hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle auch 
im Planungszeitraum fortsetzen wird.

Geschäftsmüll

Geschäftsmüll fällt im Kleingewerbe an, welches unmittel-
bar in Wohngebäuden angesiedelt ist, zum Beispiel in Läden, 
Arztpraxen oder Gaststätten. Er wird gemeinsam mit Hausmüll 
erfasst und entsorgt. Im Unterschied zu hausmüllähnlichen 
Gewerbeabfällen ist ein Ausweichen der Abfallerzeuger auf 
Entsorgungswege außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung 
nicht möglich. Im Zeitraum von 2013 bis 2019 verringerte sich 
das Aufkommen um insgesamt 1 Prozent. Es ist davon auszu-
gehen, dass das Kleingewerbe die Möglichkeiten der Getrennt-
sammlung, insbesondere der Bioabfälle und der Verpackungen, 
stärker in Anspruch nehmen wird. Im Rahmen der Prognose 
wird deshalb von einem moderaten Rückgang der Geschäfts-
müllmenge um insgesamt 5 Prozent ausgegangen.

Sperrmüll

Im Durchschnitt hat sich in den Jahren 2013 bis 2019 das ein-
wohnerspezifische Aufkommen an Sperrmüll aus privaten 
Haushaltungen jährlich um circa 2,5 Prozent erhöht. Wesent-
liche Einflüsse dürften in den letzten Jahren von der stabilen 
Konjunktur und der positiven Einkommensentwicklung aus-
gegangen sein. Es wird erwartet, dass besonders diese zusätz-
lichen Einflüsse in den nächsten Jahren nachlassen werden.

Für die Prognose wird davon ausgegangen, dass das spezifische 
Aufkommen an Sperrmüll aus privaten Haushaltungen jährlich 
nur noch leicht um circa 1 Prozent pro Einwohner zunehmen 
wird.

Analog zu den hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen war im 
letzten AWP mit jährlich 27 Prozent ein sehr starker Rückgang 
der von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern ent-
sorgten Mengen an Sperrmüll aus dem Gewerbe festzustellen. 
Dieser Trend hat sich in den Jahren von 2013 bis 2019 ge-
dreht. Die Mengen stiegen jährlich wieder um durchschnittlich 
6 Prozent an. Auch das ist vermutlich auf den Preisanstieg der 
Abfallverbrennungsanlagen insbesondere auf dem Spotmarkt 
zurückzuführen, der die Gewerbetreibenden veranlasste, die 
Entsorgungsmöglichkeiten der öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträger wieder stärker in Anspruch zu nehmen. Der Men- 
genanstieg war also nicht auf eine Erhöhung des gewerblichen 
Sperrmüllaufkommens, sondern auf eine Umsteuerung in die 
öffentliche Abfallentsorgung zurückzuführen. Dieser Anpas- 
sungsprozess dürfte im Wesentlichen abgeschlossen sein. 
Deshalb wird davon ausgegangen, dass dieser Anstieg sich 
im Prognosezeitraum abflachen wird. Unterstützt wird dieser 
Trend unter anderem auch durch den sich in letzter Zeit ver-
stärkt etablierenden Markt für gebrauchte Büroeinrichtungen 
und Equipment.

Für die Prognose wird davon ausgegangen, dass das spezifische 
Aufkommen an Sperrmüll aus dem Gewerbe jährlich nur noch 
um circa 2 Prozent zunehmen wird.

Fazit

Im Ergebnis der vorangestellten Annahmen wurde das künfti-
ge Aufkommen abgeschätzt und in der Tabelle 11-1 dem Auf-
kommen 2019 gegenübergestellt.
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Tabelle 11-1:	 Prognostiziertes Aufkommen an überlassungspflichtigen Abfällen

AA Abfallbezeichnung 2019 2025 2029
200301 GM gemischte Siedlungsabfälle - Geschäftsmüll 91.338 t 87.400 t 85.900 t
200301 HG gemischte Siedlungsabfälle - sonstige hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 11.522 t 11.700 t 11.900 t
200301 HM gemischte Siedlungsabfälle - Hausmüll 340.063 t 317.500 t 305.600 t
200302 Marktabfälle 186 t 200 t 200 t
200303 Straßenkehricht 2.571 t 3.300 t 3.300 t
200307 SG Sperrmüll - aus Gewerbe 7.313 t 8.200 t 8.900 t
200307 SH Sperrmüll - aus privaten Haushaltungen 95.648 t 100.800 t 103.300 t
200399 Siedlungsabfälle a. n. g. 4.517 t 3.900 t 3.900 t
Posten 34 Hausmüll und ähnliche Abfälle 553.158 t 533.000 t 523.000 t

11.2.2	 Beurteilung der Entsorgungssicherheit

11.2.2.1	 Mechanisch-biologische Abfallbehandlung

Der Tabelle 9-2 ist zu entnehmen, dass in den nächsten Jah-
ren nur noch drei Anlagen zur mechanischen beziehungsweise 
mechanisch-biologischen Abfallbehandlung in Betrieb sein 
werden. Dabei plant der Landkreis Havelland bis 2025 einen 
Teil seiner MBA in Nauen-Schwanebeck zu einer Vergärungs-
anlage für Biogut umzuwandeln und damit die MBA-Kapazität 
auf 45.000 t/a zu reduzieren. Damit verfügen die drei Anlagen 
ab 2025 über eine Gesamtkapazität von 260.000 t/a.

Unter Berücksichtigung der Prognoseannahmen aus Tabelle 
11-1 würde sich die Menge der bisher mechanisch-biologisch 
behandelten Abfälle von 245.000 t (vergleiche Tabelle 9-1) bis 
2029 auf circa 232.000 t verringern. Selbst wenn diese Abfälle 
auch künftig komplett mechanisch-biologisch behandelt wür-
den, wäre die verbleibende Kapazität ausreichend.

11.2.2.2	 Energetische Verwertung der Siedlungsabfälle

Zur Beurteilung der Entsorgungssicherheit wird der Fall be-
trachtet, dass 2029 keine Anlagen zur mechanisch-biologischen 
Abfallbehandlung mehr zur Verfügung stehen und die öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nur Anlagen im Land 
Brandenburg nutzen. Alle unter Kapitel 11.2.2.1 genannten Ab-
fälle müssten dann energetisch verwertet werden.

Aus Tabelle 9-4 geht hervor, dass im Land Brandenburg fünf 
Verbrennungsanlagen für den Einsatz von unvorbehandelten 
Siedlungsabfällen zugelassen sind. Sie verfügen über eine 
Gesamtkapazität von jährlich 1,23 Mio. t/a. Die in Tabelle 11-1 
genannten Abfälle sind grundsätzlich für die Verbrennung ge-
eignet. Danach hätten die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger für 2029 einen maximalen Bedarf an Verbrennungskapazi-
täten von circa 523.000 t. Selbst wenn die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger nur die oben genannten fünf Verbrennungs-
anlagen nutzen würden, könnte deren Kapazität den Bedarf der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sicher decken.

Die Entsorgungssicherheit für die energetische Verwertung der 
Siedlungsabfälle ist auch künftig durch die im Land Branden-
burg vorhandenen Anlagen gewährleistet.

11.2.2.3	 Energetische Verwertung der Siedlungs- und 
Gewerbeabfälle des Landes Brandenburg unter 
den Bedingungen des Wegfalls der Mitverbren- 
nungskapazitäten der Braunkohlekraftwerke

Mit dem Braunkohleausstieg ist mittelfristig der Wegfall der  
Mitverbrennungskapazitäten der Braunkohlekraftwerke Jänsch- 
walde und „Schwarze Pumpe“ mit einer Kapazität von 
656.000  t/a verbunden. Damit wird sich die Verbrennungs-
kapazität auf 2.474.000 t/a verringern (vergleiche Tabelle 9-4).

Für den künftigen Bedarf wird angenommen, dass weiterhin 
jährlich circa 0,8 Mio.  t Abfälle aus dem Gewerbe und die 
nach Tabelle 11-1 für 2029 prognostizierten 0,5 Mio. t Abfälle 
der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger energetisch ver-
wertet werden müssen. Mit diesen circa 1,3 Mio. t wird die ver-
bleibende Verwertungskapazität von rund 2,5 Mio.  t/a nur zu 
circa 52  Prozent für die Abfälle aus dem Land Brandenburg 
benötigt.

Ein Ersatz der mit dem Kohleausstieg wegfallenden Mitver-
brennungskapazitäten ist für die Gewährleistung der Ent-
sorgungssicherheit des Landes Brandenburg nicht erforderlich.

11.3	 Getrennt erfasste Abfälle

11.3.1	 Bioabfälle

Die Entwicklung des Bioabfallaufkommens ist von einer Reihe 
von Faktoren abhängig.

Bestimmend für die Entwicklung der Menge der gesammelten 
und zu behandelnden Bioabfälle ist die Umsetzung der unter 
Kapitel 10.6.1.1 dargestellten Maßnahmen und Ziele für die ge-
trennte Sammlung und Verwertung von Bioabfällen.

In der Prognose der Mengenentwicklung von Biogut wird 
davon ausgegangen, dass:

-	 bis zum Jahr 2025 alle öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger flächendeckend eine getrennte Biogutsammlung mit-
tels Biotonne anbieten,

-	 vor allem die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, 
die bisher nur einen Anschlussgrad der Bevölkerung unter 
50 Prozent vorweisen können, die Anzahl der an die Bio-
tonne angeschlossenen Einwohner erheblich steigern,
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-	 die jährliche Sammelmenge an Biogut bis zum Jahr 2025 
auf 45 kg/E und bis zum Jahr 2029 auf 54 kg/E erhöht wird.

Hinsichtlich der Menge der künftig zu erwartenden Grün-
abfälle wird davon ausgegangen, dass die installierten Sammel-
systeme der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nur noch 
geringe Potenziale zur Erhöhung der Grünabfallmengen bie-
ten. Besondere Unsicherheiten für die Prognose dieser Men-
gen bestehen insbesondere in saisonalen, witterungsbedingten 
Einflüssen. Dies wird unter anderem an den starken Mengen-

einbrüchen in den Dürrejahren erkennbar. Es wird davon aus-
gegangen, dass solche Einflüsse die Umlenkung von Garten-
abfällen in neu installierte und erweiterte Biogutsammlungen 
überwiegen. In der Prognose wird davon ausgegangen, dass 
sich die spezifische Sammelmenge im Durchschnitt der Vor-
jahre bewegt.

Die Ergebnisse der Aufkommensprognose sind in der folgen-
den Tabelle 11-2 dargestellt.

Tabelle 11-2:	 Prognostiziertes Aufkommen an Bioabfällen

Abfall
2019 2025 2029

spezifisch
[kg/E*a] absolut [t] spezifisch 

[kg/E*a] absolut [t] spezifisch 
[kg/E*a] absolut [t]

Grünabfälle 59  148.741 59  150.000 59  150.000 
Biogut 21  52.145 45  114.000 54  137.000 
Bioabfälle 80  200.897 104  265.000 113  287.000 

Zur Sicherung der ordnungsgemäßen Verwertung stehen laut 
Kapitel 9.5 im Land Brandenburg aktuell Verwertungskapazi-
täten für Bioabfall von 778.000  t/a und davon für Biogut 
von 70.000  t/a zur Verfügung. Bei voller Inanspruchnahme 
der Kapazitäten für Biogut verbleiben für Grünabfälle Ver-
wertungskapazitäten von 708.000 t/a.

Zur Gewährleistung der Verwertung des Biogutes im Land 
Brandenburg haben die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger folgende Maßnahmen eingeleitet:

-	 Im Süden des Landes bereitet der AEV Schwarze Els-
ter die Umrüstung der zuletzt als Kompostierungsanlage 
(20.000  t/a) genutzten Anlage Freienhufen zu einer Ver-
gärungsanlage mit einer erweiterten Kapazität von 
24.000 t/a vor.

-	 Im Westen plant der Landkreis Havelland einen Teil sei-
ner MBA-Anlage zu einer Vergärungsanlage für Biogut mit 
einer Kapazität von circa 30.000  t/a umzubauen. Die für 
einen wirtschaftlichen Betrieb der Anlage erforderlichen 
Biogutmengen sollen im Rahmen einer Kooperationsver-
einbarung mit den benachbarten öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern bereitgestellt werden.

-	 Im Nordosten Brandenburgs planen die Landkreise Barnim 
und Märkisch-Oderland die gemeinsame Behandlung ihres 

Biogutes mittels Vergärung ab dem Jahr 2025. Die geplante 
Anlage ist für die hochwertige Verwertung von jährlich 
circa 40.000 t Biogut genehmigt.

-	 Der Landkreis Potsdam-Mittelmark hat einen Auftrag zur 
Behandlung seiner Bioabfälle ab dem Jahr 2025 an eine 
Kompostierungsanlage vergeben. Diese Anlage soll auf 
eine Behandlungskapazität für Biogut von 17.000  t/a er-
weitert werden und nach dem Stand der Technik über ein 
TA-Luft-konformes Rotteverfahren Kompost erzeugen.

Entsprechend den Vorgaben in Kapitel 10.6.1.1 ist das Biogut 
vorrangig zur Gewährleistung einer Kaskadennutzung der Ab-
fälle einer Vergärung zuzuführen. Somit sollte der Bedarf im 
Jahr 2029 grundsätzlich durch Vergärungsanlagen gedeckt wer-
den. Allerdings wird der Landkreis Potsdam-Mittelmark durch 
die bereits erfolgte Auftragsvergabe an eine Kompostierungs-
anlage für Biogut diese Vorgabe nicht mehr erfüllen können.

Diese Anlage und die geplante Anlage der Landkreise Barnim 
und Märkisch-Oderland werden in die Kapazitätsbetrachtung 
für den Zeitraum nach 2025 einbezogen. Daraus ergibt sich für 
die Jahre 2025 und 2029 der in Tabelle 11-3 dargestellte Bedarf 
an Verwertungsanlagen für Bioabfälle.

Tabelle 11-3:	 Kapazitätsbedarf für die Behandlung von Bioabfällen bis 2029

Abfall

bis 2025 ab 2026
Aufkommen 

(örE- 
Mengen)

voraussichtliche Kapazität
zusätzlicher 
Kapazitäts- 

bedarf

Aufkommen 
(örE- 

Mengen)
voraussichtliche Kapazität

zusätzlicher 
Kapazitäts- 

bedarf
Grünabfall 150.000 t 708.000 t/a - 150.000 t 778.000 t/a -
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Abfall

bis 2025 ab 2026
Aufkommen 

(örE- 
Mengen)

voraussichtliche Kapazität
zusätzlicher 
Kapazitäts- 

bedarf

Aufkommen 
(örE- 

Mengen)
voraussichtliche Kapazität

zusätzlicher 
Kapazitäts- 

bedarf
Biogut 114.000 t 124.000 t/a, davon:

-	� 24.000 t/a  
Vergärungsanlage in der 
ehemaligen MBA Freien-
hufen

 -	� 30.000 t/a  
Vergärungsanlage in der 
MBA Nauen-Schwanebeck

-	� 70.000 t/a  
Kompostierungsanlagen 
(vor TA-Luft-konformer 
Umrüstung)

- 137.000 t 111.000 t/a, davon
-	� 24.000 t/a 

Vergärungsanlage in der 
ehemaligen MBA Freien-
hufen

-	� 30.000 t/a 
Vergärungsanlage in der 
MBA Nauen-Schwanebeck

-	� 40.000 t/a  
Vergärungsanlage für die 
Landkreise Barnim und 
Märkisch-Oderland

-	� 17.000 t/a 
TA-Luft-konforme 
Kompostierungsanlage  
für den Landkreis  
Potsdam-Mittelmark

26.000 t/a

11.3.2	 Kunststoffe

Durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger des Landes 
Brandenburg ist vorrangig die Option der getrennten Samm-
lung und Verwertung von großvolumigen Nichtverpackungen 
aus Kunststoffen an ihren Annahmestellen zu realisieren. 
Die gesammelten Kunststoffe sind grundsätzlich einem stoff-
lichen Verwertungsverfahren zuzuführen (vergleiche Kapi-
tel 10.6.1.2).

Bisher wurden diese Kunststoffabfälle in einer Größenordnung 
von circa 550 t/a gesammelt. Aus den vorliegenden Erfahrungen 
von öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern, die bisher die 
höchsten Sammelergebnisse erzielten, kann von einer realisti-
schen Sammelmenge von jährlich circa 2.400  t ausgegangen 
werden.

Im Weiteren sind durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger die Möglichkeiten zur Einrichtung einer gemeinsamen 
Wertstoffsammlung für Kunststoffe gemäß §  22 Absatz  5  
VerpackG [22] mit den Betreibern dualer Systeme zu prüfen.

Mit 19 Anlagen für die Aufbereitung und Verwertung von 
Kunststoff (vergleiche Anhang Nummern 164 bis 181) befinden 
sich im Land Brandenburg ausreichende Kapazitäten zur Ver-
wertung dieser Abfälle.

Die künftig getrennt zu sammelnden Kunststoffabfälle wurden 
bisher als Sperrmüll energetisch verwertet. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Menge der von den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgern energetisch verwerteten Abfälle von circa 
536.000 t/a (vergleiche Tabelle 9-3) durch diese Getrennt-
sammlung nur unwesentlich reduziert wird.

11.3.3	 Papier und Pappe

Die Fraktion Papier und Pappe besteht im Wesentlichen aus 
grafischen Papieren wie Zeitungen und Zeitschriften sowie 

Die Entsorgungskapazitäten für die Verwertung von Grün-
abfällen in Kompostierungsanlagen sind über den Planungs-
zeitraum hinweg ausreichend.

Ein anderes Bild zeigt sich für Biogut. Unter Einbeziehung 
der von den Landkreisen Barnim und Märkisch-Oderland ge-
planten Vergärungsanlage und der geplanten Kompostierungs-
anlage nach dem Stand der Technik für Biogut für den Landkreis 
Potsdam-Mittelmark verbleibt bis zum Ende des Planungszeit-
raums ein zusätzlicher Kapazitätsbedarf von 26.000  t/a. Da 
die Zielsetzung zur hochwertigen Verwertung des Biogutes 
die Kaskadennutzung ist, sind die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger angehalten, sowohl für den bestehenden be-
ziehungsweise sich zukünftig ergebenden Mehrbedarf als 
auch für die bisher durch Kompostierung verwerteten Mengen 
weitere hochwertige Verwertungsmöglichkeiten zu schaffen. 
Dabei ist zu beachten, dass die bisher für Biogut genutzten 
Kompostierungsanlagen, soweit in diesen weiterhin Bio-
gut verwertet werden soll, spätestens bis zum Jahr 2026 TA-
Luft-konform umzurüsten sind. Dies beinhaltet insbesondere 
einen geschlossenen Annahmebereich und eine geschlossene 
Intensivrotte. Dem zusätzlichen Kapazitätsbedarf ist vor allem 
durch interkommunale Kooperationen entgegenzuwirken (ver-
gleiche Kapitel 10.6.1.1).

Insbesondere in den kommenden Jahren ist zu erwarten, dass 
nicht genügend hochwertige Verwertungsmöglichkeiten für 
Biogut durch Vergärung und anschließende Kompostierung der 
festen Gärrückstände zur Verfügung stehen. Die Entsorgungs-
sicherheit für Biogut ist dadurch nicht gefährdet, da bis zum 
Jahr 2026 weiterhin die derzeit verfügbaren Kompostierungs-
kapazitäten genutzt werden könnten. Somit steht dieses Prob-
lem der getrennten Erfassung von Bioabfällen mittels Biotonne 
dem Ziel des Ressourcenschutzes nicht entgegen. Jedoch ist es 
auch aus Klimaschutzgründen geboten, dass möglichst zügig 
entsprechende Kapazitäten für eine hochwertige Verwertung 
von Biogut durch Vergärung geschaffen werden.
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Werbematerialien. Aus logistischen Gründen werden die im 
Auftrag der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu ent-
sorgenden grafischen Papiere aus privaten Haushaltungen ge-
meinsam mit den dem Verpackungsgesetz unterliegenden Ver-
packungen aus Papier und Pappe erfasst.

Mit dem zunehmenden Internethandel ist in den letzten Jahren 
ein ständiges Ansteigen der Menge der Verpackungspapiere zu 
beobachten. Gleichzeitig werden zunehmend weniger Druck-
erzeugnisse insbesondere Zeitungen und Zeitschriften gekauft. 
Auch die Werbung verlegt ihren Schwerpunkt zunehmend ins 
Internet. Das führte zwangsläufig zu einer Verringerung des 
Aufkommens an grafischem Papier. In den Jahren 2013 bis 
2019 war im Ergebnis kaum eine Veränderung der Menge der 
von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern insgesamt 
gesammelten Papierabfälle zu verzeichnen. Sie verharrte auf  
einem Niveau von rund 164.000  t. Es fand entsprechend 
den oben angegebenen Tendenzen somit eine spürbare Ver-
schiebung der Anteile zu Gunsten der Verpackungspapiere statt. 
Dabei erhöhte sich in den letzten zehn Jahren der Anteil der 
Verpackungspapiere von circa 20 Prozent auf etwa 33 Prozent.

Es wird davon ausgegangen, dass sich in den nächsten Jahren 
weder die Menge an solchen Materialien, die in die privaten 
Haushaltungen gelangen, noch die inzwischen gefestigte Ge-
wohnheit, Papier und Pappe getrennt zu sammeln, wesentlich 
ändern werden. Es wird davon ausgegangen, dass auch künftig 
die Verschiebung des Mengenanteils von grafischen Papieren 
zu den PPK-Verpackungen im Ergebnis zu keiner wesentlichen 
Veränderung der Gesamtmenge führt.

Im Ergebnis der Prognose wird erwartet, dass die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger im Jahr 2029 circa 
165.000 t Altpapier erfassen werden. In dieser Menge sind die 
Verpackungsabfälle enthalten.

Den im Planungszeitraum zu erwartenden circa 165.000 t ge-
trennt erfassten Abfällen aus Papier und Pappe stehen gegen-
wärtig insgesamt Sortier- und Aufbereitungskapazitäten von 
circa 260.000  t gegenüber. Analog zu den im Kapitel  11.3.4 
dargestellten Randbedingungen für die Entsorgung von Ver-
packungen wird auch hier davon ausgegangen, dass die An-
lagen einerseits ausreichend ausgelastet sind, andererseits aber 
dauerhaft keine Entsorgungsprobleme zu erwarten sind. Das 
Land Brandenburg hat sich in den zurückliegenden Jahren zu 
einem der in Europa führenden Standorte für die Aufbereitung 
und Verwertung von Altpapier entwickelt. Ausschlaggebend 
dafür sind die Papierfabriken an den Standorten Schwedt/Oder, 
Eisenhüttenstadt und Spremberg mit einer jährlichen Ver-
arbeitungskapazität von insgesamt circa 2,5 Mio. t.

Für die im Land Brandenburg getrennt gesammelten Papier-
abfälle stehen somit ausreichende Verwertungskapazitäten zur 
Verfügung.

11.3.4	 Verpackungsabfälle

Die aus privaten Haushaltungen und vergleichbaren Anfall-
stellen stammenden Abfälle systembeteiligungspflichtiger Ver-
packungen werden in den vorliegenden Abfallwirtschaftsplan 
einbezogen. Die innerhalb der Distributionskette anfallenden 
Transport- und Umverpackungen werden im Weiteren nicht 

betrachtet. Die im Folgenden betrachteten Verpackungsabfälle 
umfassen Papier und Pappe, Glas und die Leichtfraktion. Sie 
werden haushaltsnah getrennt eingesammelt.

Die Sammlung und Verwertung von Verpackungen aus Papier 
und Pappe erfolgt gemeinsam mit den von den öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträgern gesammelten Nichtverpackungen. 
Zur Gewährleistung der Entsorgungssicherheit dieser Abfälle 
wird auf die Ausführungen in Kapitel 11.3.3 verwiesen.

Die Mengen an Glasverpackungen bewegen sich seit Jahren 
auf einem relativ konstanten Niveau und betrugen 2019 rund 
64.000  t/a. Die seit langem stabilen Konsum- und Getrennt-
sammlungsgewohnheiten der Bevölkerung lassen erwarten, 
dass sich diese Menge auch künftig nicht wesentlich verändern 
wird.

Im Planungszeitraum wird deshalb ein konstantes Aufkommen 
von circa 64.000 t Glasverpackungen prognostiziert. Dem ste-
hen im Land Brandenburg insgesamt ausreichende Sortier- und 
Aufbereitungskapazitäten für Glas von 210.000 t/a gegenüber. 
Damit bestand und besteht kein grundlegendes Anpassungs-
erfordernis bezüglich der vorhandenen Aufbereitungs- und Ver-
wertungskapazitäten.

In den letzten Jahren erhöhte sich die gesammelte Menge 
an Leichtverpackungen von 92.000  t im Jahr 2013 auf rund 
101.000 t im Jahr 2019. Mit der in §  14 Absatz  3 VerpackG 
[22] neu eingeführten Verpflichtung der Systeme zur eigen-
verantwortlichen Öffentlichkeitsarbeit wird erwartet, dass die 
Menge der masseintensiven Fehlwürfe zurückgeht. Zusätzlich 
ist mit dem zunehmenden öffentlichen Problembewusstsein 
hinsichtlich der Kunststoffverpackungen, der Umsetzung der 
Plastikstrategie der EU [19], der EWKVerbotsV [38] und des 
gesetzlichen Verbots bestimmter Kunststofftragetaschen im 
Einzelhandel nach §  5 Absatz  2 VerpackG [22] zu erwarten, 
dass sich die Menge dieser Abfälle im Planungszeitraum um 
insgesamt circa 5 Prozent reduzieren wird. Zumindest sollte sie 
nicht weiter ansteigen.

Im Planungszeitraum wird ein Rückgang der Leichtver-
packungen auf circa 95.000  t prognostiziert. Dem stehen im 
Land Brandenburg insgesamt ausreichende Sortier- und Auf-
bereitungskapazitäten für LVP von 170.000  t/a gegenüber. 
Damit besteht kein grundlegendes Anpassungserfordernis 
bezüglich der vorhandenen Aufbereitungs- und Verwertungs-
kapazitäten.

Da es sich bei getrennt gesammelten Verpackungsabfällen um 
Abfälle zur Verwertung handelt, entscheidet die jeweilige Si-
tuation auf dem Entsorgungsmarkt über die Auslastung dieser 
Kapazitäten. Restriktionen ergeben sich für Verpackungen aus 
den im § 16 VerpackG [22] vorgegebenen Wiederverwendungs- 
und Recyclingquoten. Außerdem führt die Einschränkung glo-
baler Entsorgungswege für Kunststoffverpackungen, vor allem 
nach Asien, zu einer Umsteuerung der Stoffströme und damit 
zu einer verstärkten Auslastung einheimischer Entsorgungs-
kapazitäten.

11.3.5	 Glas

In privaten Haushaltungen fallen neben den außerhalb der Zu-
ständigkeit der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ge-
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sammelten Verpackungen auch Nichtverpackungen aus Glas 
an.

Diese umfassen eine Vielzahl verschiedener Gläser. Das sind 
Flachglas (zum Beispiel Fensterscheiben) und Haushaltsgläser 
wie zum Beispiel Kristallgläser und feuerfeste Gläser aus Ceran 
und Pyrex (Kochgeschirr). Diese Gläser dürfen nicht gemeinsam 
mit Verpackungsgläsern entsorgt werden. Sie können zu schwer-
wiegenden Produktionsausfällen und zur Anreicherung von 
Schwermetallen im Behälterglaskreislauf führen.

Die Erfüllung der Vorgabe nach §  20 Absatz  2 Nummer  5 
KrWG [21] zur getrennten Sammlung von Glas soll vor allem 
durch die Sammlung von Flachglas erfüllt werden (vergleiche 
Kapitel  10.6.1.5). Mangels Erfahrungen über die getrennte 
Sammlung von Flachglas sind noch keine Abschätzungen über 
das zu erwartende Aufkommen möglich. Bisher wurde das ge-
trennt gesammelte Glas überwiegend als mineralischer Abfall 
deponiert. Es ist davon auszugehen, dass die Gesamtmenge der 
von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern deponierten 
Abfallmengen durch die getrennte Sammlung und Verwertung 
des Flachglases nur unwesentlich reduziert wird.

Im Übrigen sollten die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
die privaten Haushaltungen durch geeignete Maßnahmen ver-
anlassen, die Nichtverpackungen aus Glas nicht gemeinsam mit 
den Verpackungen zu entsorgen.

11.3.6	 Textilabfälle

Nach §  20 Absatz  2 Nummer  6 KrWG [21] sind die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger zur getrennten Sammlung 
von Textilabfällen verpflichtet. Dazu haben künftig alle öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger an ihren Annahmestellen 
die Erfassungsmöglichkeiten für Alttextilien vorzuhalten (ver-
gleiche Kapitel 10.6.1.6).

Neben den Sammelsystemen der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger werden Textilien entsprechend §  17 Absatz  2 
KrWG [21] freiwillig durch private Rücknahmesysteme, durch 
gemeinnützige und durch gewerbliche Sammlungen erfasst und 
verwertet.

Der Anteil der tatsächlich von den privaten und gemeinnützigen 
Sammlungen erfasstem Textilmengen hängt sehr stark mit den 
erzielbaren Erlösen zusammen. Aus diesem Grund lässt sich 
die den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern künftig über-
lassene Alttextilmenge seriös nicht prognostizieren. Da aber die 
nicht von öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern getragenen 
Sammelsysteme bei defizitären Marktsituationen ihre Aktivi-
täten meist einschränken, findet hierdurch dann lediglich eine 
Mengenverschiebung hin zu den Systemen der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger - die ihren Betrieb in der Regel nicht 
einstellen - statt. Der Wiederverwendung/Verwertung werden 
daher gegebenenfalls nur geringe Mengen entzogen.

Erfahrungsgemäß sind überregional ausreichende Sortier- und 
Verwertungskapazitäten für Alttextilien verfügbar.

11.3.7	 Elektro- und Elektronik-Altgeräte

Die Vorgaben des ElektroG [25] legen die Anforderungen an die 
Produktverantwortung nach § 23 KrWG fest. Danach sind die 
Hersteller und Vertreiber von Elektro- und Elektronikgeräten 
unter anderem zur Rücknahme, Verwertung und Beseitigung 
der anfallenden Elektro- und Elektronik-Altgeräte verpflichtet. 
Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus privaten Haushaltungen 
sind nach §  13 ElektroG  [25] zusätzlich durch die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger zu sammeln (vergleiche Ka-
pitel 10.6.1.8). Die Sicherstellung der weiteren Verwertung und 
Beseitigung dieser Abfälle obliegt den Herstellern. Aus diesem 
Grund beschränken sich die folgenden Ausführungen auf die 
von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern erfassten 
Abfallmengen.

Die Prognose der von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern gesammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräte geht un- 
ter differenzierter Betrachtung der Gruppen laut § 14 ElektroG  
[25] bei Beachtung der Mengenentwicklung der Jahre 2015 bis 
2019 von folgenden Annahmen aus:

-	 Die Menge der Wärmeüberträger (Gruppe 1) wird voraus-
sichtlich moderat ansteigen.

-	 Die Menge der Bildschirme und Monitore (Gruppe 2) wird 
sich weiterhin verringern, da der Anteil der relativ schwe-
ren Röhrenbildschirme bis 2025 weiter zurückgehen wird. 
Es ist davon auszugehen, dass danach kaum noch Röhren-
bildschirme zur Entsorgung anfallen und sich damit die 
Menge der Gruppe 2 ab 2025 stabilisieren wird.

-	 Die Menge der Lampen (Gruppe 3) wird sich voraussicht-
lich nicht ändern.

-	 Die Menge der Großgeräte (Gruppe 4) wird den leichten 
Anstieg der letzten Jahre fortsetzen.

-	 Die Kleingeräte (Gruppe 5) besitzen mit 34  Prozent den 
größten Anteil an den von den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern gesammelten Elektro- und Elektronik-Alt-
geräten. Diese Menge stieg in den letzten Jahren kontinuier-
lich an. Für die Prognose wird davon ausgegangen, dass sich 
diese Mengenentwicklung ebenso kontinuierlich fortsetzt.

-	 Die Menge der Photovoltaikprodukte (Gruppe 6) wird sich 
im Prognosezeitraum kontinuierlich erhöhen.

Die Annahmen werden auf die Sammelmenge je Einwohnerin 
oder Einwohner angewendet. Unter Berücksichtigung der prog- 
nostizierten Entwicklung der Anzahl der Einwohnerinnen und 
Einwohner des Landes wurde die absolute Menge berechnet. 
Das Ergebnis der Prognose ist der Tabelle 11-4 zu entnehmen.
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Tabelle 11-4:	 �Prognose der Menge der durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bis 2029 zu sammelnden Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte

Gruppe nach § 14 ElektroG [25] 2019 2025 2029
1	 Wärmeüberträger [kg/E] 1,30 1,5 1,7

[t] 3.262 3.900 4.300
2	 Bildschirme, Monitore und Geräte, die Bildschirme mit einer Oberfläche 

von mehr als 100 Quadratzentimeter enthalten
[kg/E] 1,06 0,7 0,7
[t] 2.661 1.700 1.700

3	 Lampen [kg/E] 0,04 0,04 0,04
[t] 92 100 100

4	 Großgeräte [kg/E] 1,70 1,7 1,9
[t] 4.271 4.400 4.900

5	 Kleingeräte, kleine Geräte der Informations- und Telekommunikations-
technik

[kg/E] 2,14 2,5 2,8
[t] 5.386 6.500 7.100

6	 Photovoltaikmodule [kg/E] 0,004 0,01 0,02
[t] 9 30 40

	 Gesamt [kg/E] 6,23 6,5 7,2
[t] 15.682 16.600 18.200

Die in Kapitel  7.2.10 beschriebenen Sammelsysteme der öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sind in der Lage, zum 
Beispiel durch die Erhöhung der Abholfrequenz oder das Auf-
stellen zusätzlicher Sammelbehälter auf den Sammelplätzen, 
die prognostizierten relativ geringfügig ansteigenden Mengen 
zu bewältigen. Sie sind so flexibel, dass sie auch in der Lage 
sind, Sammelmengen zu erfassen, die sich auf der Grundlage 
noch nicht absehbarer abfallwirtschaftlicher Entwicklungen 
oder tiefgreifender Änderungen der Sammelgewohnheiten der 
privaten Haushaltungen über die prognostizierte Menge hinaus 
erhöhen.

Ebenso wie bei den Geräte-Altbatterien werden Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte auch vom Handel zurückgenommen. Des-
halb ist davon auszugehen, dass die Gesamtmenge aller von 
den privaten Haushaltungen zurückgenommenen Elektro- und 
Elektronik-Altgeräte größer ist als die hier dargestellte, von 
den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern angenommene 
Menge. In einer Studie des UBA [52] wurde eine spezifische 
Menge von jährlich insgesamt 9 kg/E festgestellt. Daraus lässt 
sich ableiten, dass rund zwei Drittel der Gesamtmenge durch 
die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erfasst werden.

11.3.8	 Batterien

Das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umweltverträg-
liche Entsorgung von Batterien werden durch das BattG  [27] 
geregelt. Es unterscheidet zwischen Fahrzeugbatterien, Indus- 
triebatterien und Gerätebatterien. Der Begriff der Batterien um-
fasst nach § 2 Absatz 2 BattG [27] auch die wiederaufladbaren 
Akkumulatoren.

Zur Rücknahme vom Endnutzer sind nach § 9 BattG  [27] in 
erster Linie die Vertreiber verpflichtet. Die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger sind gemäß § 13 Absatz 1 BattG [27] 
zur Annahme von aus Elektro- und Elektronik-Altgeräten ent-
nommenen Geräte-Altbatterien verpflichtet. Sie beteiligen sich 

in der Regel auf Grundlage von § 13a BattG [27] an der An-
nahme von Geräte-Altbatterien, die nicht aus Elektro- und 
Elektronik-Altgeräten stammen (vergleiche Kapitel 7.2.11).

Da insbesondere Geräte-Altbatterien - für den Endnutzer leich-
ter erreichbar - über den Handel zurückgenommen werden, ist 
davon auszugehen, dass die Gesamtmenge an vom Endnutzer 
zurückgenommenen Geräte-Altbatterien wesentlich größer ist 
als die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern an-
genommene Menge. Die von den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern betriebenen Rücknahmestellen sind geeignet, 
eine eventuelle Zunahme dieser Mengen zu bewältigen.

Alle von den Vertreibern und den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern vom Endnutzer zurückgenommenen Batterien 
sind nach § 5 BattG [27] von Herstellern zu behandeln und zu 
verwerten.

12	 Geltung und Inkrafttreten

Die vorliegende Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplans 
Teilplan „Siedlungsabfälle“ ist von den öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträgern zu beachten sowie von öffentlichen 
Planungsträgern und den zuständigen Behörden bei ihren Pla-
nungen und Entscheidungen zu berücksichtigen.

Die Aktualität des Abfallwirtschaftsplans wird insbesondere 
anhand der jährlich erstellten Landesabfallbilanzen der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger beziehungsweise der ge-
fährlichen Abfälle überprüft. Gemäß § 31 Absatz 5 KrWG [21] 
ist er spätestens nach sechs Jahren auszuwerten und bei Bedarf 
fortzuschreiben.

Der Abfallwirtschaftsplan Teilplan „Siedlungsabfälle“ tritt am 
Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt der 
Abfallwirtschaftsplan vom 7. November 2012 (ABl. S. 1831) 
außer Kraft.
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14	 Anhang

Im Land Brandenburg zugelassene Abfallentsorgungsanlagen für Siedlungsabfälle
(vorbehaltlich der vorliegenden Daten)

Lfd. 
Nr.

Kreisfreie 
Stadt/

Landkreis

Anlage Betreiber

Bezeichnung Anschrift Name Anschrift

Mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanlagen
1.	 Havelland MBA 

Nauen-Schwanebeck
Schwanebecker Weg 25
14641 Nauen

Abfallbehandlungs-
gesellschaft Havel-
land mbH

Goethestraße 59
14641 Nauen

2.	 Dahme-Spree-
wald

MBS Niederlehme Robert-Guthmann-Straße 41
15713 Königs Wusterhausen

Zweckverband 
Abfallbehandlung 
Nuthe-Spree (ZAB)

Robert-Guthmann-Straße 41
15713 Königs Wusterhausen

Mechanische Restabfallbehandlungsanlagen
3.	 Cottbus Eurologistik-Umwelt-

service GmbH
An der B97 Abschnitt 370
03052 Cottbus

Eurologistik- 
Umweltservice 
GmbH

Nobelstraße 13 - 15
03238 Massen-Niederlausitz
OT Massen

4.	 Elbe-Elster Fehr Umwelt Ost 
GmbH

An der L 60
03238 Lichterfeld-Schacksdorf

Fehr Umwelt Ost 
GmbH

Äußere Radeweller Straße 5
06132 Halle

5.	 Havelland RELUX Recycling 
GmbH & Co. KG

Paul-Schlack-Straße 2
14727 Premnitz

RELUX Recycling 
GmbH & Co. KG

Paul-Schlack-Straße 2
14727 Premnitz

6.	 Oder-Spree Kiesewetter GmbH Lebbiner Straße 20/22
15859 Storkow (Mark)

Kiesewetter GmbH Lebbiner Straße 24
15859 Storkow (Mark)

7.	 Oder-Spree Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG  
Sekundärbrennstoff-
aufbereitung

Birkenweg 3
15848 Rietz-Neuendorf
OT Wilmersdorf

Otto-Rüdiger Schul-
ze & Enkel GmbH 
& Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

8.	 Uckermark RECON-T GmbH 
Schwedt (Oder)

Forststraße 20 - 24
16303 Schwedt/Oder

Recon-T Recycling 
Energy Consulting 
Trading GmbH

Forststraße 20 - 24
16303 Schwedt/Oder

Deponien der Klasse II
9.	 Dahme-Spree-

wald
Deponie Lübben- 
Ratsvorwerk

Ratsvorwerk 20
15907 Lübben (Spreewald)

Kommunaler Ab-
fallentsorgungsver-
band Niederlausitz

Frankfurter Straße 45
15907 Lübben (Spreewald)

10.	 Havelland Deponie 
Nauen-Schwanebeck

Schwanebecker Weg 25
14641 Nauen
OT Schwanebeck

Landkreis Havel-
land Amt 66.01

Platz der Freiheit 1
14712 Rathenow

11.	 Havelland Deponie Vorketzin Vorketzin 10
14669 Ketzin/Havel

MEAB Märkische 
Entsorgungs-
anlagen-Betriebs-
gesellschaft mbH

Tschudistraße 3
14476 Potsdam
OT Neu Fahrland

12.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Deponie Hörlitz An der Hochkippe 3
01968 Schipkau
OT Hörlitz

Deponiegesellschaft 
Schwarze Elster 
mbH

Hüttenstraße 1 e
01979 Lauchhammer - Ost

13.	 Oder-Spree Deponie „Grube 
Präsident“ Südhalde 
DK II Bereich

An der B 112
15890 Eisenhüttenstadt

Vulkan Energiewirt-
schaft Oderbrücke 
GmbH

Jugendstraße 1
15890 Eisenhüttenstadt

14.	 Spree-Neiße Deponie Forst-Auto-
bahn

Zur Deponie 1
03149 Forst (Lausitz)

Landkreis Spree- 
Neiße, Eigenbetrieb 
Abfallwirtschaft

Heinrich-Heine-Straße 1
03149 Forst (Lausitz)

15.	 Teltow- 
Fläming

Deponie Schöneiche 
Bereich DK II

Am Galluner Kanal
15806 Zossen
OT Schöneiche

MEAB Märkische 
Entsorgungs-
anlagen-Betriebs-
gesellschaft mbH

Tschudistraße 3
14476 Potsdam
OT Neu Fahrland
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Lfd. 
Nr.

Kreisfreie 
Stadt/

Landkreis

Anlage Betreiber

Bezeichnung Anschrift Name Anschrift

Deponien der Klasse I
16.	 Dahme-Spree-

wald
Deponie Duben Lehmkietenweg

15926 Luckau
OT Duben

M-Entsorgung und 
Umwelttechnik 
Lausitz GmbH & 
Co. KG

Altenoer Straße 2
15926 Luckau

17.	 Oder-Spree Deponie „Alt Golm“ 15848 Rietz-Neuendorf
OT Alt Golm

HTS Landschafts-
gestaltung GmbH

Dorfstraße 31
15848 Rietz-Neuendorf

18.	 Oder-Spree Deponie „Grube 
Präsident“ Südhalde 
DK I - Bereich

An der B 112
15890 Eisenhüttenstadt

Vulkan Energiewirt-
schaft Oderbrücke 
GmbH

Jugendstraße 1
15890 Eisenhüttenstadt

19.	 Oder-Spree Deponie Alte Ziegelei Alt Golmer Chaussee 1
15848 Rietz-Neuendorf

Kommunales 
Wirtschaftsunter-
nehmen Entsorgung 
- Eigenbetrieb des 
Landkreises Oder-
Spree -

Frankfurter Straße 81
15517 Fürstenwalde/Spree

20.	 Potsdam- 
Mittelmark

Bauschuttdeponie 
Deetz

Am Hafen 1
14550 Groß Kreutz
OT Deetz

MEAB Märkische 
Entsorgungs-
anlagen-Betriebs-
gesellschaft mbH

Tschudistraße 3
14476 Potsdam
OT Neu Fahrland

21.	 Teltow- 
Fläming

Deponie Schöneiche 
Bereich DK I

Am Galluner Kanal
15806 Zossen
OT Schöneiche

MEAB Märkische 
Entsorgungs-
anlagen-Betriebs-
gesellschaft mbH

Tschudistraße 3
14476 Potsdam
OT Neu Fahrland

22.	 Teltow- 
Fläming

Deponie Wünsdorf Gemarkung Schöneiche, 
Flur 6, Flurstücke 27, 38, 37, 
36, 39, 40 (alle teilweise)
15806 Zossen

Erdtrans GmbH Kleine Feldstraße 7
15806 Zossen

23.	 Uckermark Deponie Pinnow Angermünder Weg 8
16278 Pinnow

Uckermärkische 
Dienstleistungs-
gesellschaft mbH

Franz-Wienholz-Straße 25 a
17291 Prenzlau

Anlagen zur energetischen Verwertung für den Einsatz von Ersatzbrennstoffen aus Siedlungsabfällen
24.	 Havelland EBS-Heizkraftwerk 

Premnitz
Linie 1

Dr.-Herbert-Rein-Straße 1
14727 Premnitz

EEW Energy from 
Waste Premnitz 
GmbH

Dr.-Herbert-Rein-Straße 1
14727 Premnitz

25.	 Havelland Wirbelschichtver-
brennungsanlage 
Premnitz
Linie 2

Dr.-Herbert-Rein-Straße 2
14727 Premnitz

EEW Energy from 
Waste Premnitz 
GmbH

Dr.-Herbert-Rein-Straße 2
14727 Premnitz

26.	 Märkisch- 
Oderland

IKW Rüdersdorf 
GmbH

Siedlerweg 11
15562 Rüdersdorf bei Berlin

IKW Rüdersdorf 
GmbH

Rüttenscheider Straße 1 - 3
45128 Essen

27.	 Märkisch- 
Oderland

Zementwerk Rüders-
dorf - Ofenlinie 5

Frankfurter Chaussee
15562 Rüdersdorf

CEMEX Zement 
GmbH

Frankfurter Chaussee
15562 Rüdersdorf

28.	 Oberspree-
wald-Lausitz

EBS-Heizkraftwerk 
Sonne Großräschen

Bergmannstraße 29
01983 Großräschen

EEW Energy from 
Waste Großräschen 
GmbH

Bergmannstraße 29
01983 Großräschen

29.	 Oder-Spree EBS-Heizkraftwerk 
Eisenhüttenstadt

Oderlandstraße 109
15890 Eisenhüttenstadt

Progroup AG Horstring 12
76829 Landau

30.	 Spree-Neiße Braunkohlekraftwerk 
Jänschwalde

Am Kraftwerk
03185 Teichland
OT Neuendorf

Lausitz Energie 
Kraftwerke AG

Leagplatz 1
03050 Cottbus

31.	 Spree-Neiße Braunkohlekraftwerk 
Schwarze Pumpe

An der alten Ziegelei 1
03130 Spremberg

Lausitz Energie 
Kraftwerke AG

Leagplatz 1
03050 Cottbus

32.	 Spree-Neiße Hamburger Rieger 
GmbH

An der Heide B5
03130 Spremberg

Hamburger Rieger 
GmbH

Riegerstraße 4
83308 Trostberg
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Lfd. 
Nr.

Kreisfreie 
Stadt/

Landkreis

Anlage Betreiber

Bezeichnung Anschrift Name Anschrift

33.	 Uckermark Papierfabrik LEIPA Kuhheide 34
16303 Schwedt/Oder

LEIPA Georg Lein-
felder GmbH

Kuhheide 34
16303 Schwedt/Oder

Biomassekraftwerke für den Einsatz von Sperrmüllanteilen
34.	 Dahme- 

Spreewald
Biomassekraftwerk 
MVV Umwelt Asset 
GmbH

Am Nordhafen 12
15711 Königs Wusterhausen

MVV Umwelt Asset 
GmbH

Otto-Hahn-Straße 1
68169 Mannheim

35.	 Elbe-Elster Danpower Biomasse-
heizkraftwerk Elster-
werda

Roland-Schmid-Straße 5 - 7
04910 Elsterwerda

Danpower GmbH Otto-Braun-Platz 1
14467 Potsdam

36.	 Oder-Spree Sonae Arauco Bees-
kow GmbH

Radinkendorfer Straße 71
15848 Beeskow

Sonae Arauco Bees-
kow GmbH

Grecostraße 1
49716 Meppen

37.	 Oder-Spree Thermische Ver-
wertungsanlage 
Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG

Birkenweg 3
15848 Rietz-Neuendorf
OT Wilmersdorf

Otto-Rüdiger  
Schulze & Enkel 
GmbH & Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

38.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Biomassekraftwerk 
SWISS KRONO 
GmbH

Wittstocker Chaussee 1
16909 Heiligengrabe

SWISS KRONO 
TEX GmbH & Co. 
KG

Wittstocker Chaussee 1
16909 Heiligengrabe

39.	 Spree-Neiße GMB GmbH, Bio-
masseheizkraftwerk 
Sellessen

Grenzstraße 4
03130 Spremberg
OT Sellessen

GMB GmbH Knappenstraße 1
01968 Senftenberg

40.	 Teltow- 
Fläming

Altholzverbrennungs-
anlage Pfleiderer 
Baruth GmbH

An der Birkenpfuhlheide 3
15837 Baruth/Mark

Pfleiderer Baruth 
GmbH

Ingolstädter Straße 51
92318 Neumarkt

41.	 Teltow- 
Fläming

Bioenergie Ludwigs-
felde GmbH

Am Birkengrund 16
14974 Ludwigsfelde

Bioenergie Ludwigs- 
felde GmbH

Schmalhorn 13
29308 Winsen/Aller

42.	 Teltow- 
Fläming

Classen Industries 
GmbH
Fiberboard GmbH

An der Birkenpfuhlheide 6
15837 Baruth/Mark

Classen Industries 
GmbH
Fiberboard GmbH

An der Birkenpfuhlheide 6
15837 Baruth/Mark

Kompostierungsanlagen
43.	 Barnim Kompostierungs-

anlage Andrè Rouvel 
Erd- und Bauschutt-
recycling GmbH

Britzer Straße 52
16225 Eberswalde

Andrè Rouvel 
Erd- und Bauschutt-
recycling GmbH

Britzer Straße 52
16225 Eberswalde

44.	 Barnim Kompostierungs-
anlage ARETA 
GmbH Ahrensfelde

Neuer Schwanebecker Weg 2
16356 Ahrensfelde

ARETA GmbH Königsweg 1
15345 Altlandsberg

45.	 Barnim RETERRA Service  
GmbH 
Kompostierungs-
anlage Trappenfelde

Am Walde 4
16356 Ahrensfelde
OT Trappenfelde

RETERRA Service 
GmbH Kompost-
werk Trappenfelde

Am Walde 4
16356 Ahrensfelde
OT Trappenfelde

46.	 Barnim Kompostierungs-
anlage Kompost & 
Erden Elisenau

Helenenauer Weg 10
16356 Ahrensfelde
OT Elisenau

Sommerey und 
Zimmermann GbR 
Kompost & Erden

Helenenauer Weg 10
16356 Ahrensfelde
OT Elisenau

47.	 Barnim Kompostierungs-
anlage Wrensch 
Containerdienst und 
Recycling

Lichterfelder Bruch 3 A  
16244 Schorfheide 
OT Lichterfelde

Wrensch Container-
dienst und Recyc- 
ling GmbH & 
Co.KG

Angermünder Straße 78
16227 Eberswalde

48.	 Barnim Gartenbau Schönow 
GbR
Kompostierplatz 
Schmetzdorf

Eichenweg/Ecke Püttenstraße
16321 Bernau bei Berlin 
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49.	 Barnim HMR Horst Maaß 
Recycling GmbH

Sperlingsau 11
16244 Schorfheide

HMR Horst Maaß 
Recycling GmbH

Berliner Straße 28 a
16244 Schorfheide

50.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage EBK GmbH

Rudower Straße 39
12529 Schönefeld
OT Waßmannsdorf

EBK GmbH  
Kompostierung- 
Holzrecycling- 
Erdbau

Rudower Straße 39
12529 Schönefeld
OT Waßmannsdorf

51.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Entsorgungs- 
GmbH Luckau

Frederik-Ipsen-Straße
15926 Luckau
OT Alteno

Entsorgungs-GmbH 
Luckau

Nissanstraße 17
15926 Luckau

52.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Friedersdorf

Grüner Weg 3
15754 Heidesee
OT Friedersdorf

53.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Lübben-Rats-
vorwerk (KAEV)

Entsorgungszentrum  
Lübben-Ratsvorwerk  
Ratsvorwerk 20
15907 Lübben (Spreewald)

Kommunaler Ab-
fallentsorgungsver-
band Niederlausitz 
(KAEV)

Frankfurter Straße 45
15907 Lübben (Spreewald)

54.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Luckau 
(KAEV)

An der B 96  
(Deponie Wittmannsdorf)
15926 Luckau

Kommunaler Ab-
fallentsorgungsver-
band Niederlausitz 
(KAEV)

Frankfurter Straße 45
15907 Lübben (Spreewald)

55.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Telz  
RETERRA Service 
GmbH

Ausbau 5
15749 Mittenwalde
OT Telz

RETERRA Service 
GmbH

Gut Sophienwald/
Sophienwald 1
50374 Erftstadt

56.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierungs-
anlage Umwelt & 
Naturstein I. Leh-
mann

Betriebshof  
Segelfliegerdamm 1
15712 Zernsdorf

Umwelt & Natur-
stein I. Lehmann

57.	 Dahme-Spree-
wald

Kompostierwerk Carl 
Lutze

Kompostierwerk Hafen KW
Am Nordhafen 11
15711 Königs Wusterhausen

Sekundärrohstoffe 
Carl Lutze

Goethestraße 55 d
15711 Königs Wusterhausen

58.	 Elbe-Elster Kompostierungs-
anlage FEHR-KNET-
TENBRECH Indus-
trieService GmbH & 
Co. KG Betriebsstätte 
Lausitz

An der L 60
03238 Lichterfeld

FEHR-KNETTEN-
BRECH Industrie-
Service GmbH & 
Co. KG

Hohe Straße 22
61231 Bad Nauheim

59.	 Elbe-Elster Kompostierungs-
anlage Galle GmbH - 
Kompostierung & 
Landschaftsbau

Am Flugplatz 1
03249 Sonnewalde
OT Großbahren

Galle GmbH 
Kompostierung & 
Landschaftsbau

Am Flugplatz 1
03249 Sonnewalde
OT Großbahren

60.	 Elbe-Elster Kompostierungs-
anlage NKW - 
Kompostierungswerk 
Beutersitz

Gewerbestraße 1
04924 Uebigau-Wahrenbrück
OT Beutersitz

NKW Nieder-
lausitzer Kompost-
werke GmbH

Dorfstraße 22
03172 Guben

61.	 Elbe-Elster Kompostierungs-
anlage Packroff 
GmbH

Elsterwerdaer Straße
(Zufahrt hinter dem Bahnüber-
gang, rechte Seite)
04934 Hohenleipisch
OT Dreska

Packroff GmbH An den Kanitzen 14 - 18
04910 Elsterwerda

62.	 Frankfurt 
(Oder)

Kompostierungs-
anlage NRF Natur-
erden und Recycling 
GmbH

Gronenfelder Weg 34
15234 Frankfurt (Oder)

NRF Naturerden 
und Recycling 
GmbH Frankfurt 
(Oder)

Gronenfelder Weg 34
15234 Frankfurt (Oder)
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63.	 Frankfurt 
(Oder)

Kompostierungs-
anlage Veolia 
Umweltservice Ost 
GmbH

Küstriner Berg 20
15236 Frankfurt (Oder)

Veolia Umwelt-
service Ost GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

64.	 Havelland Kompostierungs-
anlage Dowideit 
Erden GmbH

Berliner Allee 39
14641 Wustermark

Dowideit Erden 
GmbH

Berliner Allee 39
14641 Wustermark

65.	 Havelland Kompostierungs-
anlage Dowideit 
Erden GmbH

Fuchsberg
14641 Wustermark

Dowideit Erden 
GmbH

Berliner Allee 39
14641 Wustermark

66.	 Havelland Kompostierungs-
anlage Galafa GmbH 
Kompost- und Erden-
werk Falkensee

Nauener Straße 101
14612 Falkensee

Galafa GmbH 
Kompost- und 
Erdenwerk

Nauener Straße 101
14612 Falkensee

67.	 Havelland Kompostierungs-
anlage SEKOM

Horstenweg 34
14712 Rathenow
OT Steckelsdorf

SEKOM  
Inh. Christian 
Selbig

Horstenweg 34
14712 Rathenow
OT Steckelsdorf

68.	 Havelland Kompostierungs-
anlage Störk GmbH

Eichhorstweg 11
14641 Nauen

Störk GmbH Eichhorstweg 11
14641 Nauen

69.	 Havelland Kompostplatz Fa. 
Transportbeton u. 
Mörtelwerk Stechow

Heuweg
14715 Stechow-Ferchesar

Transportbeton und 
Mörtelwerk GmbH

Heuweg
14715 Stechow-Ferchesar

70.	 Märkisch- 
Oderland

Kompost- und 
Biogasanlage 
Hennickendorf

Rehfelder Straße 22 a
15378 Rüdersdorf
OT Hennickendorf

Berliner Stadt-
reinigungsbetriebe 
(BSR)

Ringbahnstraße 96
12103 Berlin

71.	 Märkisch- 
Oderland

Kompostierungs-
anlage „proflor“/HTC 
Containerdienst

Dahlwitzer Landstraße 1
15366 Hoppegarten
OT Münchehofe

Kompostierbetrieb 
„proflor“

Dahlwitzer Landstraße 1
15366 Hoppegarten
OT Münchehofe

72.	 Märkisch- 
Oderland

Kompostierungs-
anlage Mon Plaisir

Am Wegendorfer Wald 1
15345 Altlandsberg
OT Wegendorf

Mon Plaisir Land-
schaftsbaugesell-
schaft D. Tietz &  
E. Meißner GbR

Straße nach Werneuchen
15345 Altlandsberg
OT Wegendorf

73.	 Märkisch- 
Oderland

Kompostierungs-
anlage
Opitz GmbH 
Containerdienst

Umgehungsstraße 1
15344 Petershagen
OT Eggersdorf

Opitz GmbH 
Containerdienst

Friedrich-Engels-Straße 10
15345 Rehfelde

74.	 Märkisch- 
Oderland

Kompostierungs-
anlage Schulze- 
Kahleyß GmbH

Frankfurter Straße 8
Birkenhof
15306 Lindendorf
OT Libbenichen

Kompostier- und 
Lohnunternehmen 
Schulze-Kahleyß 
GmbH

Frankfurter Straße 8
15306 Lindendorf
OT Libbenichen

75.	 Märkisch- 
Oderland

Recyclingplatz  
Waldesruh

Friedhofstraße 20
15366 Hoppegarten
OT Waldesruh

Hoppegartener 
Land- und Handels-
gesellschaft mbH

Friedhofstraße 20
15366 Hoppegarten
OT Waldesruh

76.	 Märkisch- 
Oderland

Kompost- und 
Lagerungsplatz 

Am Güterbahnhof
Küstriner Vorland
OT Gorgast

77.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage AGRO

Am Wiesengrund 1
16515 Oranienburg
OT Germendorf

AGRO GbR 
Germendorf

Am Wiesengrund 1
16515 Oranienburg
OT Germendorf

78.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage Dunkel 
Baustoff-Recycling-
Zentrum oHG

Berliner Straße 4
16727 Velten

Dunkel Baustoff-
Recycling-Zentrum 
oHG

Berliner Straße 4
16727 Velten
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79.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage G. Macri

Veltener Straße 20
Im Gewerbegebiet
16515 Oranienburg
OT Germendorf

80.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage Otto-Rüdiger 
Schulze & Enkel
GmbH & Co. KG

Griebener Weg
16775 Löwenberger Land
OT Teschendorf

Otto-Rüdiger Schul-
ze & Enkel
GmbH & Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

81.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage Peter  
Umwelttechnik

Birkenallee 82
16515 Oranienburg

Peter  
Umwelttechnik

Freiburger Straße 12
16515 Oranienburg

82.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage URD Umwelt- 
und Recycling 
Dienstleistungs 
GmbH

Falkenthaler Chaussee
(Am Hammelstall)
16792 Zehdenick

URD Umwelt- und 
Recycling Dienst-
leistungs GmbH

Großmutzer Heuweg 1
16775 Löwenberger Land
OT Grüneberg

83.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage URD Umwelt- 
und Recycling 
Dienstleistungs 
GmbH

Großmutzer Heuweg 1
16775 Löwenberger Land
OT Grüneberg

URD Umwelt- und 
Recycling Dienst-
leistungs GmbH

Großmutzer Heuweg 1
16775 Löwenberger Land
OT Grüneberg

84.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage URD Umwelt- 
und Recycling 
Dienstleistungs 
GmbH

Betonstraße 1
16775 Stechlin
OT Güldenhof

URD Umwelt- und 
Recycling Dienst-
leistungs GmbH

Großmutzer Heuweg 1
16775 Löwenberger Land
OT Grüneberg

85.	 Oberhavel Kompostierungs- 
anlage URD Umwelt- 
und Recycling  
Dienstleistungs  
GmbH

Glienicker Straße (am Ende)
16562 Hohen Neuendorf
OT Bergfelde

URD Umwelt- und 
Recycling Dienst-
leistungs GmbH

Großmutzer Heuweg 1
16775 Löwenberger Land
OT Grüneberg

86.	 Oberhavel Kompostierungs-
anlage Bötzow 
Winzler GmbH

Wansdorfer Chaussee 1 a
16727 Oberkrämer
OT Bötzow

Winzler GmbH 
Spedition & 
Baustoffhandel 
Germendorf

Germendorfer Dorfstraße 39
16515 Oranienburg  
OT Germendorf

87.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage
JW Service

Senftenberger Straße 6
03205 Calau

JW Service

88.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage Lübbenauer 
Baustoff Recycling 
GmbH

Beuchower Dorfstraße 28 
03222 Lübbenau 

Lübbenauer Bau-
stoff Recycling 
GmbH

Alte Schulstraße 8
03222 Lübbenau
OT Groß Beuchow

89.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage Abfall-
annahmestelle Göritz 

Beltener Weg
03226 Vetschau (Spreewald)

Kommunaler Ab-
fallentsorgungsver-
band Niederlausitz 
(KAEV)

Frankfurter Straße 45
15907 Lübben (Spreewald)

90.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage IKR Richter 
Group

IKW-Straße 9 - 11
01979 Lauchhammer

IKR Richter 
Beteiligungs- und 
Verwaltungsgesell-
schaft GmbH

IKW-Straße 9 - 11
01979 Lauchhammer

91.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Wertstoffhof/
Kompostierungs-
anlage MBA Freien-
hufen

Bergmannstraße 44
01983 Großräschen
OT Freienhufen

Abfallentsorgungs-
verband Schwarze 
Elster

Hüttenstraße 1 c
01979 Lauchhammer
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92.	 Oberspree-
wald-Lausitz

BUG  
Dienstleistungen 
GmbH & Co. KG

Karl-Marx-Straße
01998 Schipkau
OT Klettwitz

BUG  
Dienstleistungen 
GmbH & Co. KG

Spreetaler Straße 4
02979 Elsterheide
OT Sabrodt

93.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage Rubin GmbH

An den Wolfsbergen 1
01979 Lauchhammer

Rubin GmbH Patschenweg 10
01979 Lauchhammer

94.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Kompostierungs-
anlage SGL Spezial- 
und Bergbau-Service-
gesellschaft

IKW-Straße 55
01979 Lauchhammer

SGL Spezial- und 
Bergbau-Service- 
gesellschaft Lauch-
hammer mbH

Bockwitzer Straße 85
01979 Lauchhammer

95.	 Oder-Spree Kompostierungs-
anlage CSG 
Containerservice 
Lutz Garkisch

Dorfstraße 29 a
15890 Eisenhüttenstadt
OT Diehlo

Containerservice 
Lutz Garkisch

Dorfstraße 29 a
15890 Eisenhüttenstadt
OT Diehlo

96.	 Oder-Spree Kompostierungs-
anlage TEW 
Transport und Erden 
GmbH Wellmitz

Kompostplatz an der B 112
15898 Lawitz

TEW Transport 
und Erden GmbH 
Wellmitz

Straße der Einheit 2 a
15898 Neißemünde
OT Wellmitz

97.	 Oder-Spree Kompostierungs-
anlage Veolia 
Umweltservice Ost 
GmbH

Alt Golmer Chaussee 1
15848 Rietz-Neuendorf

Veolia Umwelt-
service Ost GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

98.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Kompostierungs-
anlage Agrar Rheins-
berg GmbH

Chausseestraße
16831 Rheinsberg
OT Linow

Agrar Rheinsberg 
GmbH

Wittstocker Straße 1
16837 Rheinsberg
OT Dorf Zechlin

99.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Kompostierungs-
anlage Perleberger 
Recycling GmbH

Bundesstraße 5
16866 Kyritz
OT Heinrichsfelde

Perleberger Recyc-
ling GmbH

Rambower Chaussee 2
19339 Plattenburg
OT Groß Werzin

100.	 Potsdam Kompostierungs-
anlage Stadtent-
sorgung Potsdam 
GmbH

Lerchensteig 25 b
14469 Potsdam
OT Nedlitz

Stadtentsorgung 
Potsdam GmbH

Drewitzer Straße 47
14478 Potsdam

101.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage Biowork 
GmbH

Zum Kompostplatz 1
14550 Groß Kreutz
OT Schmergow

Biowork GmbH Zum Kompostplatz 1
14550 Groß Kreutz
OT Schmergow

102.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage HÄ-SE GmbH

Großbeerenstraße 25 F
14532 Stahnsdorf
OT Güterfelde

HÄ-SE GmbH Dorfstraße 12
14513 Teltow
OT Ruhlsdorf

103.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage Märkische 
Entsorgungsgesell-
schaft mbH

An der B 102
14798 Fohrde

MEBRA Märkische 
Entsorgungsgesell-
schaft Brandenburg 
mbH

August-Sonntag-Straße 3
14770 Brandenburg an der 
Havel

104.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage Plötziner 
Erden GmbH

Am Erdeplatz 1
14542 Werder (Havel) 
OT Plötzin

Plötziner Erden 
GmbH

Am Erdeplatz 1
14542 Werder (Havel)
OT Plötzin

105.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage Rebo Umwelt-
technik GmbH

Gewerbegebiet 1
14822 Mühlenfließ
OT Jeserig

REBO Umwelt-
technik GmbH

Gewerbegebiet 1
14822 Mühlenfließ
OT Jeserig

106.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage Rebo Umwelt-
technik GmbH

Feldweg zwischen Dahnsdorf 
und Lühnsdorf
14806 Planetal
OT Dahnsdorf

REBO Umwelt-
technik GmbH

Gewerbegebiet 1
14822 Mühlenfließ
OT Jeserig

107.	 Potsdam- 
Mittelmark

Kompostierungs-
anlage TBR Teltower 
Baustoffrecycling 
GmbH

Stahnsdorfer Straße 30
14513 Teltow

TBR Teltower 
Baustoffrecycling 
GmbH

Teltower Damm 300
14167 Berlin



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 7. August 2024660

Lfd. 
Nr.

Kreisfreie 
Stadt/

Landkreis

Anlage Betreiber

Bezeichnung Anschrift Name Anschrift

108.	 Potsdam- 
Mittelmark

Recyclinghof  
Glindow

Poststraße 42
14542 Werder (Havel)
OT Glindow

G&F Gärtner & 
Fettback GmbH

Am Pappeltor 13
14548 Schwielowsee
OT Geltow 

109.	 Prignitz Kompostierungs-
anlage B + S Prignitz 
Recycling GmbH

Eichhölzer Weg
19348 Perleberg

B + S Prignitz  
Recycling GmbH

Eichhölzer Weg
19348 Perleberg

110.	 Prignitz Kompostierungs-
anlage Perleberger 
Recycling GmbH

Rambower Chaussee 2
19339 Plattenburg
OT Groß Werzin

Perleberger Recyc-
ling GmbH

Rambower Chaussee 2
19339 Plattenburg
OT Groß Werzin

111.	 Prignitz Kompostierungs-
anlage Stolz Recyc-
ling GmbH

Pritzwalker Straße 9 a
16949 Putlitz

Herbert und Ingo 
Stolz Recycling 
GmbH

Chausseestraße 27
16949 Putlitz

112.	 Spree-Neiße Kompostierungs-
anlage ASPN  
Abfallentsorgungs-
gesellschaft Neiße- 
Spree mbH

Zur Deponie 1
03149 Forst (Lausitz)

ASPN
Abfallentsorgungs-
gesellschaft  
Neiße-Spree mbH

Frankfurter Straße 2
03149 Forst (Lausitz)

113.	 Spree-Neiße Kompostierungs-
anlage Börner 
Transport und Handel 
GmbH

Roitzer Straße 23
03130 Spremberg

Börner Transport 
und Handel GmbH

Roitzer Straße 23
03130 Spremberg

114.	 Spree-Neiße Kompostierungs-
anlage Börner 
Transport und Handel 
GmbH Sellessen

Groß Lujaer Straße/
Sportplatzstraße 3
03130 Spremberg
OT Sellessen 

Börner Transport 
und Handel GmbH

Roitzer Straße 23
03130 Spremberg
OT Sellessen

115.	 Spree-Neiße Kompostierungs-
anlage Bärenbrück 
RETERRA Service 
GmbH

Watowainz 1
03185 Teichland
OT Bärenbrück

RETERRA Service 
GmbH

Gut Sophienwald/
Sophienwald 1
50374 Erftstadt

116.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage  
Drobbe & Weisbrod 
KG
Container und Selbst-
laderdienst 

Weidendamm
15831 Blankenfelde-Mahlow

Drobbe &  
Weisbrod KG  
Werner Weisbrod,
Max Drobbe

Am Nuthetal 16
14478 Potsdam

117.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage  
Kiesgrube Kompost-
anlage SBAZV

Brandweg
14943 Luckenwalde
OT Frankenfelde

Südbranden-
burgischer Ab-
fallzweckverband 
SBAZV

Teltowkehre 20
14974 Ludwigsfelde

118.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage  
K. Krieg

Kloster Zinna
Flur 5, Flurstück 68

119.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage  
Landwirtschafts-
betrieb K. Niendorf

Siedlung 1
14913 Niederer Fläming

120.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage  
MüCoLEF GmbH

Zur Dorfstraße 10
15806 Zossen
OT Schünow

MüCoLEF GmbH Zur Dorfstraße 10
15806 Zossen
OT Schünow

121.	 Teltow- 
Fläming

Humus- und Erden-
werk Jühnsdorf 

Lankeweg 1
15831 Jühnsdorf

Pro Arkades
Kompostierungs-
gesellschaft mbH  
& Co. KG

Nächst Neuendorfer Land-
straße 6 a
15806 Zossen

122.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage W. 
und M. Nesbeda GbR

Berliner Straße 125
14979 Großbeeren

W. und M. Nesbeda 
GbR

Dorfaue 17
14979 Großbeeren

123.	 Teltow- 
Fläming

Kompostieranlage 
Oehnaland Service-
center GmbH

Langenlipsdorf 56
14913 Niedergörsdorf 

Oehnaland Service-
center GmbH

Oehna 38 b
14913 Niedergörsdorf
OT Oehna
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124.	 Teltow- 
Fläming

Kompostierungs-
anlage Domfichten 
Wünsdorf

Adlershorster Weg
15806 Zossen

Thomas Neumann 
e.K.

Zum Bahnhof 35
15806 Zossen

125.	 Teltow- 
Fläming

Kompostierungs-
anlage Ralf und R. 
Kykillus GbR

Gottower Straße 38
14947 Nuthe-Urstromtal

Ralf und R.  
Kykillus GbR

Osdorfer Straße 59
12207 Berlin

126.	 Uckermark Kompostierungs-
anlage Buchholz
Biologische Abfall-
verwertung GmbH 
Templin

17268 Buchholz bei Gerswalde Biologische Abfall-
verwertung GmbH

Dorfstraße 17 a
17268 Templin
OT Hindenburg

127.	 Uckermark Kompostierungs- 
anlage Templin
Biologische Abfall-
verwertung GmbH 
Templin

Gottlieb-Daimler-Straße 2
17268 Templin

Biologische Abfall-
verwertung GmbH

Dorfstraße 17 a
17268 Templin
OT Hindenburg

128.	 Uckermark Kompostierungs-
anlage Jordan 
Containerdienst 
GmbH

Schönower Weg
16306 Casekow

Jordan Container-
dienst GmbH

Blumberger Weg 2 a
16306 Casekow

Biogasanlagen
129.	 Dahme- 

Spreewald
Biogasanlage 
Schradenbiogas

Altenoer Straße 10
15926 Luckau

Schradenbiogas 
GmbH & Co. KG

Gröden-Nord 2
04932 Gröden

130.	 Elbe-Elster Biogasanlage  
PROWIB

Drößiger Straße 23
03238 Finsterwalde

BioKraft Finster-
walde GmbH & 
Co.KG

Drößiger Straße 23
03238 Finsterwalde

131.	 Elbe-Elster Biogasanlage 
Schradenbiogas

Gröden-Nord 2
04932 Gröden

Schradenbiogas 
GmbH & Co.KG

Gröden-Nord 2
04932 Gröden

132.	 Havelland Kompostierungs-
anlage Kompostie-
rungs- und Erden 
GmbH

Buckower Straße
Gewerbegebiet
14715 Nennhausen

Kompostierungs- 
und Erden GmbH 
Stechow

Eichenweg 3
14715 Stechow

133.	 Märkisch- 
Oderland

Kompost- und 
Biogasanlage 
Hennickendorf

Rehfelder Straße 22 A
15378 Rüdersdorf
OT Hennickendorf

Berliner Stadt-
reinigungsbetriebe 
(BSR)

Ringbahnstraße 96
12103 Berlin

134.	 Märkisch- 
Oderland

Heim Verwertung 
und Entsorgung 
GmbH & Co. KG

Strausberger Straße 9
15378 Rüdersdorf
OT Herzfelde

Heim Verwertung 
und Entsorgung 
GmbH & Co. KG

Strausberger Straße 9
15378 Rüdersdorf
OT Herzfelde

135.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Biogasanlage Wasser-
verband Lausitz

Kläranlage Brieske  
Rentnerstraße 19
01968 Senftenberg

Wasserverband 
Lausitz Betriebs- 
führungs GmbH

Am Stadthafen 1
01968 Senftenberg

136.	 Prignitz Biogasanlage  
Biokraft Karstädt

Putlitzer Straße 14 f
19357 Karstädt

Biokraft Karstädt 
GmbH & Co. KG

Putlitzer Straße 14 f
19357 Karstädt

137.	 Uckermark VERBIO Schwedt 
GmbH

Passower Chaussee 111
16303 Schwedt/Oder

VERBIO Schwedt 
GmbH 

Passower Chaussee 111
16303 Schwedt/Oder

Anlagen für die Sortierung von PPK
138.	 Cottbus ALBA Lausitz GmbH Lakomaer Chaussee 5

03044 Cottbus
ALBA Lausitz 
GmbH

Dissenchener Straße 50
03042 Cottbus

139.	 Frankfurt 
(Oder)

Sortieranlage Veolia 
Umweltservice Ost

Mittelweg 32
15234 Frankfurt (Oder)

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

140.	 Oberhavel AWU Abfallwirt-
schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten

AWU Abfallwirt-
schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten
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141.	 Oberspreewald- 
Lausitz

REMONDIS 
Brandenburg GmbH

Birkenweg 20
01983 Großräschen

REMONDIS 
Brandenburg GmbH

Birkenweg 20
01983 Großräschen

142.	 Potsdam- 
Mittelmark

MEBRA - Märkische 
Entsorgungsgesell-
schaft Brandenburg 
mbH

Pernitzer Straße 19 a
14797 Kloster Lehnin
OT Prützke

MEBRA - Märki-
sche Entsorgungs-
gesellschaft 
Brandenburg mbH

August-Sonntag-Straße 3
14770 Brandenburg an der 
Havel

143.	 Potsdam- 
Mittelmark

Recycling Center 
Zauchwitz GmbH

Trebbiner Straße 83
14547 Beelitz
OT Zauchwitz

Recycling Center 
Zauchwitz GmbH

Trebbiner Straße 83
14547 Beelitz
OT Zauchwitz

144.	 Potsdam- 
Mittelmark

Sortieranlage Richter 
Recycling GmbH

An der Feldflur 1
14548 Schwielowsee
OT Geltow

Richter Recycling 
GmbH

Zum Heizwerk 16
14478 Potsdam

145.	 Uckermark Sortieranlage  
RECON-T GmbH

Forststraße 20 - 24
16303 Schwedt/Oder

Recon-T GmbH Forststraße 20 - 24
16303 Schwedt/Oder

Anlagen für die Sortierung von LVP
146.	 Havelland Vogt-Plastic GmbH Paul-Schlack-Straße 1

14727 Premnitz
Vogt-Plastic GmbH Bukheinstraße 4

79618 Rheinfelden
147.	 Oberhavel AWU Abfallwirt-

schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten

AWU Abfallwirt-
schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten

148.	 Oder-Spree Sortieranlage Veolia 
Umweltservice Ost

Alt Golmer Chaussee 1
15848 Rietz-Neuendorf

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

Anlagen zur Aufbereitung und Verwertung von Glas
149.	 Märkisch- 

Oderland
Glasaufbereitungs-
anlage Ardagh Glass 
Neuenhagen

An der Glashütte 1 - 5
15366 Neuenhagen

Ardagh Group S.A. 56 Rue Charles Martel
L-2134 Luxembourg

150.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Glasaufbereitungs-
anlage Veolia 
Umweltservice 
GmbH

Birkenweg 2
01983 Großräschen

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

Anlagen für die Verwertung von Papier
151.	 Oder-Spree Progroup Paper PM2 

GmbH
Oderlandstraße 110
15890 Eisenhüttenstadt

Progroup Paper 
PM2 GmbH

Oderlandstraße 110
15890 Eisenhüttenstadt

152.	 Spree-Neiße Papierfabrik Sprem-
berg Hamburger 
Rieger GmbH

An der Heide B5
03130 Spremberg

Hamburger Rieger 
GmbH, Paper mill 
Spremberg

Riegerstraße 4
83308 Trostberg

153.	 Uckermark LEIPA Werk Schwedt Kuhheide 34
16303 Schwedt/Oder

LEIPA Georg Lein-
felder GmbH

Kuhheide 34
16303 Schwedt/Oder

Anlagen für die Aufbereitung und Verwertung von Kunststoff
154.	 Barnim Kunststoffauf-

bereitungsanlage 
Werneuchen BeRec 
GmbH

Löhmer Dorfstraße 1 b
16356 Werneuchen
OT Seefeld-Löhme

BeRec GmbH Löhmer Dorfstraße 1 b
16356 Werneuchen
OT Seefeld-Löhme

155.	 Dahme- 
Spreewald

Becker + Armbrust 
GmbH NL PAV 
Recyclate

Am Nordhafen 11
15711 Königs Wusterhausen

Becker + Armbrust 
GmbH

Tobias-Magirus-Straße 100
15236 Frankfurt (Oder)

156.	 Elbe-Elster Kunststoffauf-
bereitungsanlage 
Elsterwerda BOSIG 
Baukunststoffe 
GmbH

Roland-Schmid-Straße 1
04910 Elsterwerda

BOSIG Baukunst-
stoffe GmbH

Zum Pintegraben 2
04924 Bad Liebenwerda

157.	 Havelland Vogt-Plastic GmbH Paul-Schlack-Straße 1
14727 Premnitz

Vogt-Plastic GmbH Bukheinstraße 4
79618 Rheinfelden
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158.	 Märkisch- 
Oderland

ATP Service &  
Consulting GmbH

Industriestraße 12 - 14
15366 Hoppegarten

ATP Service & 
Consulting GmbH

Industriestraße 12 - 14
15366 Hoppegarten

159.	 Märkisch- 
Oderland

DKS Schmidt Kunst-
stoffe

Friedrich-Engels-Straße 7
15345 Rehfelde

DKS Schmidt 
Kunststoffe

Friedrich-Engels-Straße 7
15345 Rehfelde

160.	 Märkisch- 
Oderland

Heim Verwertung 
und Entsorgung 
GmbH & Co. KG

Strausberger Straße 9
15378 Rüdersdorf
OT Herzfelde

Heim Verwertung 
und Entsorgung 
GmbH & Co. KG

Strausberger Straße 9
15378 Rüdersdorf
OT Herzfelde

161.	 Oder-Spree REIKAN Plastik 
GmbH

Friedländer Berg 1
15848 Beeskow

REIKAN Plastik 
GmbH

Gottfried-Keller-Straße 16
01157 Dresden

162.	 Oder-Spree Kunststoffauf-
bereitungsanlage 
Eisenhüttenstadt 
KVB

Seefichtenstraße 15
15890 Eisenhüttenstadt

KVB Kunststoff- 
verwertung 
Brandenburg GmbH

Seefichtenstraße 15
15890 Eisenhüttenstadt

163.	 Oder-Spree Kunststoffauf-
bereitungsanlage 
Fürstenwalde mtm 
plastics GmbH

Am Bahndamm 8
15517 Fürstenwalde/Spree

mtm plastics GmbH Bahnhofstraße 106
99759 Niedergebra

164.	 Oder-Spree Kunststoffauf-
bereitungsanlage 
Wilmersdorf
Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG

Birkenweg 3
15848 Rietz-Neuendorf
OT Wilmersdorf

Otto-Rüdiger  
Schulze & Enkel 
GmbH & Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

165.	 Ostprignitz- 
Ruppin

CABLO GmbH Flugplatzstraße 1 - 2
16833 Fehrbellin

CABLO GmbH Flugplatzstraße 1 - 2
16833 Fehrbellin

166.	 Potsdam Kunststoff- 
verarbeitung  
Potsdam

Ketziner Straße 122
14476 Potsdam
OT Fahrland

Kunststoffver-
arbeitung Potsdam 
Inhaber Dipl.-Ing. 
Andreas Babernitz

Ketziner Straße 122
14476 Potsdam
OT Fahrland

167.	 Teltow- 
Fläming

Becker + Armbrust 
GmbH

Gottlieb-Daimler-Straße 10
Industriepark Gebäude 198
14974 Ludwigsfelde

Becker + Armbrust 
GmbH

Tobias-Magirus-Straße 100
15236 Frankfurt (Oder)

Erstbehandlungsanlagen nach ElektroG
168.	 Märkisch- 

Oderland
AB Green Global 
GmbH

Wirtschaftsweg 7
15344 Strausberg

AB Green Global 
GmbH

Wirtschaftsweg 7
15344 Strausberg

169.	 Teltow- 
Fläming

Becker + Armbrust 
GmbH

Gottlieb-Daimler-Straße 10
Industriepark Gebäude 198
14974 Ludwigsfelde

Becker + Armbrust 
GmbH

Tobias-Magirus-Straße 100
15236 Frankfurt (Oder)

170.	 Frankfurt 
(Oder)

Becker + Armbrust 
GmbH

Tobias-Magirus-Straße 100
15236 Frankfurt (Oder)

Becker + Armbrust 
GmbH

Tobias-Magirus-Straße 100
15236 Frankfurt (Oder)

171.	 Teltow- 
Fläming

BER GmbH Wilhelm-Maybach-Straße 6
14974 Ludwigsfelde

BER GmbH Wilhelm-Maybach-Straße 6
14974 Ludwigsfelde

172.	 Potsdam DRK Behinderten-
werkstätten Potsdam 
gGmbH

Kohlhasenbrücker Straße 106
14480 Potsdam

DRK Behinderten-
werkstätten Pots-
dam gGmbH

Kohlhasenbrücker Straße 106
14480 Potsdam

173.	 Potsdam- 
Mittelmark

DRK Behinderten-
werkstätten Potsdam 
gGmbH

Arthur-Scheunert-Allee 2
14558 Nuthetal

DRK Behinderten-
werkstätten Pots-
dam gGmbH

Kohlhasenbrücker Straße 106
14480 Potsdam

174.	 Barnim Elektro Recycling 
Nord Ost

Triftstraße 21 B
16348 Wandlitz

Elektro Recycling 
Nord Ost

Triftstraße 21 B
16348 Wandlitz

175.	 Barnim Elektronik Recycling 
Bartsch GbR

Herrmannstraße 11
16230 Britz

Elektronik Recyc-
ling Bartsch GbR

Herrmannstraße 11
16230 Britz

176.	 Oberhavel enretec GmbH Kanalstraße 17
16727 Velten

enretec GmbH Kanalstraße 17
16727 Velten
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177.	 Oberhavel Ernst Recycling 
GmbH

Am Biotop 6
16515 Oranienburg

Ernst Recycling 
GmbH

Am Biotop 6
16515 Oranienburg

178.	 Havelland REMONDIS  
Industrie Service 
GmbH & Co. KG
Niederlassung  
Döberitz

Industriestraße 3
14727 Premnitz
OT Döberitz

REMONDIS
Industrie Service 
GmbH & Co. KG

Brunnenstraße 138
44536 Lünen

179.	 Frankfurt 
(Oder)

First Solar Recycling 
GmbH, Betriebsstätte 
Frankfurt (Oder)

Marie-Curie-Straße 3
15236 Frankfurt (Oder)

First Solar Re-
cycling GmbH, 
Betriebsstätte 
Frankfurt (Oder)

Ludwigsstraße 6
55116 Mainz

180.	 Oberhavel Grunske Metall- 
Recycling GmbH & 
Co. KG

Veltener Straße 32
16515 Oranienburg
OT Germendorf

Grunske Metall- 
Recycling GmbH  
& Co. KG

Veltener Straße 32
16515 Oranienburg
OT Germendorf

181.	 Potsdam Kulisch & Co.  
Fahrzeug-Handels 
und Verwertungs- 
GmbH

Zum Heizwerk 16
14478 Potsdam

Kulisch & Co. 
Fahrzeug-Handels 
und Verwertungs- 
GmbH

Zum Heizwerk 16
14478 Potsdam

182.	 Oder-Spree Lebenshilfe Oder-
Neiße-Werkstätten 
e. V.

Ringstraße 7
15890 Eisenhüttenstadt

Lebenshilfe Oder-
Neiße-Werkstätten 
e. V.

Ringstraße 7
15890 Eisenhüttenstadt

183.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Scholz Recycling 
GmbH

Eisenwerkstraße 8
01979 Lauchhammer

Scholz Recycling 
GmbH

Berndt-Ulrich-Scholz- 
Straße 1
73457 Essingen

184.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Scholz Recycling 
GmbH

Bahnhofstraße 38
01979 Lauchhammer

Scholz Recycling 
GmbH

Berndt-Ulrich-Scholz- 
Straße 1
73457 Essingen

185.	 Oder-Spree Theo Steil GmbH
Schrott- und Metall-
großhandel

Glashüttenstraße 44
15890 Eisenhüttenstadt

Theo Steil GmbH
Schrott- und Metall-
großhandel

Ostkai 6
54293 Trier

186.	 Barnim Theo Steil GmbH
Schrott- und Metall-
großhandel

Angermünder Straße 77
16227 Eberswalde

Theo Steil GmbH
Schrott- und Metall-
großhandel

Ostkai 6
54293 Trier

187.	 Brandenburg 
an der Havel

TSR Recycling 
GmbH & Co. KG

Woltersdorfer Straße 40
14770 Brandenburg an der 
Havel

TSR Recycling 
GmbH & Co. KG

Brunnenstraße 138
44536 Lünen

Sonstige Sortier- und Aufbereitungsanlagen
188.	 Barnim Abfuhr & Entsorgung 

Ralf Schröder
Steinweg 14
16348 Wandlitz 
OT Basdorf

Abfuhr & Ent-
sorgung Ralf 
Schröder

Steinweg 14
16348 Wandlitz
OT Basdorf

189.	 Barnim Aufbereitungsanlage 
für Baumischabfälle

Angermünder Straße 78
16227 Eberswalde

Wrensch Container-
dienst und Recyc- 
ling GmbH & 
Co.KG

Angermünder Straße 78
16227 Eberswalde

190.	 Barnim Bernauer Reifen-
recycling und 
Karkassenhandel  
P. Magnus

Spechthausener Straße 40
16244 Finowfurt

Bernauer Reifen-
recycling und 
Karkassenhandel  
P. Magnus

Spechthausener Straße 40
16244 Finowfurt

191.	 Barnim Elektronik-Recycling 
Bartsch

Herrmannstraße 11
16230 Britz

Elektronik-Recyc-
ling Bartsch GbR

Herrmannstraße 11
16230 Britz

192.	 Barnim REMONDIS 
Brandenburg GmbH

Mühlenstraße 1 b
16356 Werneuchen

REMONDIS 
Brandenburg GmbH

Birkenweg 20
01983 Großräschen

193.	 Dahme-Spree-
wald

BMR Metall- und 
Kabelrecycling 
GmbH

In der Muna 12
15749 Mittenwalde
OT Töpchin

BMR Metall- und 
Kabelrecycling 
GmbH

In der Muna 12
15749 Mittenwalde
OT Töpchin
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194.	 Dahme-Spree-
wald

Troh-Metall Recyc-
ling Töpchin

Wünsdorfer Straße 11
15749 Mittenwalde
OT Töpchin

Troh-Metall Recyc-
ling Töpchin

Wünsdorfer Straße 11
15749 Mittenwalde
OT Töpchin

195.	 Elbe-Elster Eurologistik - 
Umweltservice 
GmbH

Nobelstraße 13 - 15
03238 Massen

Eurologistik - 
Umweltservice 
GmbH

Spremberger Straße 80
01968 Senftenberg

196.	 Elbe-Elster VEOLIA Umwelt-
service GmbH  
Elsterwerda

Eichenweg 45
04910 Elsterwerda

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

197.	 Frankfurt 
(Oder)

Landesbetrieb 
Straßenwesen 
Niederlassung Frank-
furt (Oder)

Müllroser Chaussee 51
15236 Frankfurt (Oder)

Landesbetrieb 
Straßenwesen 
Brandenburg 
Niederlassung 
Frankfurt (Oder)

Müllroser Chaussee 51
15236 Frankfurt (Oder)

198.	 Frankfurt 
(Oder)

Sortieranlage FDH 
Frankfurter Dienst-
leistungsholding 
GmbH

Grubenstraße 11  
(Deponie Seefichten)
15234 Frankfurt (Oder)

FDH Frankfurter 
Dienstleistungs-
holding GmbH

Karl-Marx-Straße 195
15230 Frankfurt (Oder)

199.	 Havelland FRIESE Unter-
nehmensgruppe 
Baustoff-Recycling 
Rathenow GmbH

Böhner Landstraße
Bölkershof
14712 Rathenow

FRIESE Unter-
nehmensgruppe 
Baustoff Recycling 
Rathenow GmbH

Semmelweisstraße 2 a
14712 Rathenow

200.	 Märkisch- 
Oderland

BRM Baustoff- 
Recycling GmbH

Eberswalder Straße 177
15374 Müncheberg

BRM Baustoff- 
Recycling GmbH

Eberswalder Straße 177
15374 Müncheberg

201.	 Märkisch- 
Oderland

Dortmunder Guß- 
asphalt GmbH &  
Co. KG

Robinienweg
15306 Vierlinden
OT Diedersdorf

Dortmunder Guß-
asphalt GmbH & 
Co. KG

Am Hafenbahnhof 10
44147 Dortmund

202.	 Oberhavel AWU Abfallwirt-
schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten

AWU Abfallwirt-
schafts-Union  
Oberhavel GmbH

Breite Straße 47 a
16727 Velten

203.	 Oberhavel Dunkel Baustoff-
Recycling-Zentrum 
oHG

Berliner Straße 4
16727 Velten

Dunkel Baustoff-
Recycling-Zentrum 
oHG

Berliner Straße 4
16727 Velten

204.	 Oberhavel Entsorgungsfach-
betrieb Geske

Parkstraße 14 - 15
16540 Hohen Neuendorf

Entsorgungsfach-
betrieb Geske  
Abwasserentsorgung 
und Rohrreinigung

Parkstraße 14 - 15
16540 Hohen Neuendorf

205.	 Oberhavel GENAN GmbH Birkenallee 80
16515 Oranienburg

GENAN GmbH Gottlieb-Daimler-Straße 34
46282 Dorsten

206.	 Oberhavel Grunske Querstrom-
zerspaner

Veltener Straße 32
16515 Oranienburg
OT Germendorf

Grunske Metall- 
Recycling GmbH  
& Co. KG

Veltener Straße 32
16515 Oranienburg
OT Germendorf

207.	 Oberhavel Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG
Bauschuttsortier-
anlage

Griebener Weg 
16775 Löwenberger Land  
OT Teschendorf

Otto-Rüdiger Schul-
ze & Enkel GmbH 
& Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

208.	 Oberhavel Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG
Sortieranlage für 
hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle

Griebener Weg
16775 Löwenberger Land  
OT Teschendorf

Otto-Rüdiger Schul-
ze & Enkel GmbH 
& Co. KG

Alte Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf
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209.	 Oberhavel Otto-Rüdiger Schulze 
& Enkel GmbH & 
Co. KG
Holzaufbereitungs-
anlage

Griebener Weg
16775 Löwenberger Land  
OT Teschendorf

Otto-Rüdiger Schul-
ze & Enkel GmbH 
& Co. KG

Ate Försterei Schleuener 
Weg 1
16775 Löwenberger Land
OT Neuendorf

210.	 Oberhavel Zehdenicker Schrott 
und Metall GmbH

Am Bahnhof Neuhof 29
16792 Zehdenick

Zehdenicker 
Schrott- und Metall 
GmbH

Am Bahnhof Neuhof 29
16792 Zehdenick

211.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Integrationswerk-
stätten gGmbH 
Niederlausitz

Schwarzer Weg 1
01968 Senftenberg

Integrationswerk-
stätten gGmbH 
Niederlausitz

Schwarzer Weg 1
01968 Senftenberg

212.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Intergrationswerk- 
stätten gGmbH 
Niederlausitz

Am Gewerbehof 4 - 6
01979 Lauchhammer

Integrationswerk-
stätten gGmbH 
Niederlausitz

Schwarzer Weg 1
01968 Senftenberg

213.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Porcelaingres GmbH Irisstraße 1
03226 Vetschau/Spreewald

Porcelaingres 
GmbH

Irisstraße 1
03226 Vetschau/Spreewald

214.	 Oberspree-
wald-Lausitz

Recyclinghof Wolfs-
berge Rubin GmbH

An den Wolfsbergen 1
01979 Lauchhammer

Rubin GmbH Patschenweg 10
01979 Lauchhammer

215.	 Oberspree-
wald-Lausitz

ReMetall Drochow 
GmbH

Hauptstraße 2 a
01994 Drochow

ReMetall Deutsch-
land AG

Hauptstraße 2 a
01994 Drochow

216.	 Oberspree-
wald-Lausitz

SHVS Selbsthilfe-
verein

An der Hochkippe 1
01968 Hörlitz

SHVS Selbsthilfe-
verein Senftenberg 
e.V.

Güterbahnhofstraße 39
01968 Senftenberg

217.	 Oder-Spree GMS Gummi  
Master Sabrodt

Beeskower Straße 8
15848 Tauche
OT Sabrodt

GMS Gummi 
Master Sabrodt 
UG (haftungs-
beschränkt)

Beeskower Straße 8
15848 Tauche
OT Sabrodt

218.	 Oder-Spree Sortieranlage Veolia 
Umweltservice 
GmbH

Alt Golmer Chaussee 1
15848 Rietz-Neuendorf

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

219.	 Ostprignitz- 
Ruppin

AWU Ostprignitz- 
Ruppin GmbH

Bahnhofstraße 2
16845 Barsikow

AWU Ostprignitz- 
Ruppin GmbH

Ahornallee 10
16818 Märkisch Linden

220.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Baumec GmbH Landstraße 1
16909 Wittstock/Dosse
OT Groß Haßlow

Baumec GmbH 
Baumaschinen 
Handel, Service und 
Transporte

Landstraße 1
16909 Wittstock/Dosse
OT Groß Haßlow

221.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Abfallannahmestelle 
Scharfenberg

Am Heidering 1
16909 Wittstock/Dosse

Landkreis Ostprig-
nitz-Ruppin

Virchowstraße 14 - 16
16816 Neuruppin

222.	 Ostprignitz- 
Ruppin

Umladestation  
Temnitzpark

Ahornallee 12
Werder (bei Neuruppin)
16818 Märkisch Linden

Landkreis Ostprig-
nitz-Ruppin

Virchowstraße 14 - 16
16816 Neuruppin

223.	 Potsdam Stadtentsorgung  
Potsdam GmbH

Zum Heizwerk 18
14478 Potsdam

Stadtentsorgung 
Potsdam GmbH

Drewitzer Straße 47
14478 Potsdam

224.	 Potsdam- 
Mittelmark

BZR Bauzuschlag-
stoffe und Recycling 
GmbH

Saarmunder Weg 50
14552 Michendorf
OT Wildenbruch

Bauzuschlagstoffe 
und Recycling 
GmbH

Saarmunder Weg 50
14552 Michendorf
OT Wildenbruch

225.	 Potsdam- 
Mittelmark

Sortieranlage Veolia 
Umweltservice GmbH

Thomas-Müntzer-Straße 6
14822 Brück

Veolia Umwelt-
service GmbH

Hammerbrookstraße 69
20097 Hamburg

226.	 Prignitz Bauschuttrecycling-
anlage Becker 
Umweltdienste 
GmbH Perleberg

Zur Karthane 14
19322 Wittenberge

Becker Umwelt-
dienste GmbH 
Perleberg

Bad Wilsnacker Straße 47
19322 Wittenberge

227.	 Prignitz German Biofuels 
GmbH

Am Hünengrab 9
16928 Pritzwalk
OT Falkenhagen

German Biofuels 
GmbH

Am Hünengrab 9
16928 Pritzwalk
OT Falkenhagen
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Lfd. 
Nr.

Kreisfreie 
Stadt/

Landkreis

Anlage Betreiber

Bezeichnung Anschrift Name Anschrift

228.	 Spree-Neiße GAL - Reifen- 
entsorgungs GmbH

Ausbau Kirschberg 15 a
03130 Spremberg

GAL - Reifenent-
sorgungs GmbH

Ausbau Kirschberg 15 a
03130 Spremberg

229.	 Spree-Neiße REA GmbH Bahnhofstraße 62
03116 Drebkau

REA GmbH
Koalick Unter-
nehmensgruppe

Bahnhofstraße 62
03116 Drebkau

230.	 Teltow- 
Fläming

Berolina Schriftbild 
GmbH & Co. KG

Märkische Straße 64
15806 Zossen
OT Dabendorf

Berolina Schriftbild 
GmbH & Co. KG

Märkische Straße 64
15806 Zossen

231.	 Uckermark Sortieranlage ALBA 
Uckermark GmbH

Kuhheide 15
16303 Schwedt/Oder

ALBA Uckermark 
GmbH

Kuhheide 15
16303 Schwedt/Oder

Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz zum Vollzug  

von § 40 des Bundesnaturschutzgesetzes - 
Gebietseigene Gehölze 

(Gehölzerlass Brandenburg)

Vom 15. Juli 2024
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1	 Einführung

Die Verpflichtung zum Erhalt der genetischen Viel-
falt als Teil der biologischen Vielfalt, die sich aus dem 
supranationalen Rahmen der Biodiversitätskonvention 
sowie der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie ergibt, wird 
im nationalen Recht durch § 40 des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG) umgesetzt. Danach dürfen Pflan-
zen in der freien Natur seit dem 2. März 2020 nur noch 
innerhalb ihrer Vorkommensgebiete genehmigungsfrei 
ausgebracht werden. Das Ausbringen von Pflanzen in 
der freien Natur, deren Art in dem betreffenden Gebiet 
in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht 
mehr vorkommt, bedarf hingegen der Genehmigung der 
zuständigen Behörde (§ 40 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG).

Die Umsetzung des § 40 BNatSchG obliegt den Bundes-
ländern. Zuständige Behörde für den Vollzug des §  40 
BNatSchG im Land Brandenburg ist gemäß §  1 Ab-
satz  2 Satz  1 der Naturschutzzuständigkeitsverordnung 
(NatSchZustV) die Fachbehörde für Naturschutz und 
Landschaftspflege.

Unter Beachtung der aktuellen bundesrechtlichen Rege-
lung und der naturschutzfachlichen Rahmensetzung (wie 
beispielsweise dem „Leitfaden gebietseigene Gehöl- 
ze“1, den „Mindestanforderungen zur Zertifizierung 
gebietseigener Gehölze“2 sowie dem Fachmodul „Ge-
bietseigene Gehölze“3) sind weiterhin landesspezifische 
Regelungen notwendig, um insbesondere den bereits 
bestehenden Qualitätsstandard für die Anzucht und Kon- 
trolle gebietseigener Gehölze in Brandenburg fortführen 
zu können.

2	 Anwendungsbereich

Dieser Erlass regelt den Vollzug des § 40 BNatSchG in 
Bezug auf das Ausbringen gebietseigener Gehölze im 
Land Brandenburg. Trifft dieser Erlass keine spezielle 
Regelung, kann bei Bedarf der Leitfaden gebietseigene 
Gehölze zur Bewertung von Fragestellungen im Zu-
sammenhang mit dem Ausbringen gebietseigener Ge-
hölze herangezogen werden.

3	 Begriffsbestimmungen

3.1	 Pflanzen, Gehölze, Gehölzvermehrungsgut

Sofern in diesem Erlass auf den Begriff der Pflanzen ab-
gestellt wird, ist die Begriffsdefinition des § 7 Absatz 2 
Nummer  2 BNatSchG zugrunde zu legen. Gehölze im 
Sinne dieses Erlasses sind Bäume und Sträucher der 
in Anlage 1 genannten Arten. Der Begriff des Gehölz-
vermehrungsgutes betrifft Gehölze der in Anlage 1 ge-

1	 Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze, BMU, Januar 2012.
2	 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

(BMELV): Empfehlungen der AG gebietseigene Gehölze zu Mindest-
standards der Zertifizierung gebietseigener Gehölze vom September 2013.

3	 Fachmodul „Gebietseigene Gehölze“ als Grundlage für einen entsprechenden 
„Scope“ zur Akkreditierung von Zertifizierungsstellen für Gehölze be-
ziehungsweise Gehölzsaatgut gebietseigener Herkunft bei der Deutschen 
Akkreditierungsstelle (DAkkS), BMU, Januar 2023.

nannten Arten einschließlich ihrer der Vermehrung die-
nenden Pflanzenteile.

3.2	 Ausbringen 

Der Begriff des Ausbringens umfasst das aktive, direkt 
veranlasste Freisetzen von lebensfähigen Pflanzen in den 
Freiraum außerhalb von geschlossenen Anlagen oder Ge-
bäuden.4

3.3	 Freie Natur 

Der Begriff der freien Natur ist als Gegenstück zum be-
siedelten Bereich zu verstehen, wobei es auf die tatsäch-
liche und nicht auf die bauplanungsrechtliche Zuordnung 
der betreffenden Fläche ankommt.

Für die Abgrenzung zwischen dem besiedelten und dem 
unbesiedelten Bereich ist regelmäßig entscheidend, ob 
die betroffene Fläche in einem direkten funktionalen 
Zusammenhang zu einer Besiedlung steht.5 Ein sol-
cher Zusammenhang ist anzunehmen, wenn eine Be-
pflanzung bestimmte funktionale oder auch ästhetische 
Anforderungen erfüllen soll. Für schwierige Grenz-
fälle kann auf den Sinn und Zweck des §  40 Absatz  1 
BNatSchG zurückgegriffen werden, der dem Ziel dient, 
die gebietstypische, genetische Vielfalt zu erhalten, um 
Ökosysteme, Biotope und Arten zu schützen.

Zur freien Natur zählen in der Regel:

-	 Flächen außerhalb von Siedlungen einschließlich 
aller land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen, 
soweit diese nicht gemäß der Legalausnahme des 
§ 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 BNatSchG explizit 
von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind 
(siehe hierzu Nummer 5 dieses Erlasses)

-	 geschützte Teile von Natur und Landschaft, zum Bei-
spiel Naturschutzgebiete, Nationalparks, Nationale 
Naturmonumente, Biosphärenreservate, Landschafts-
schutzgebiete, Naturparks sowie Naturdenkmale

-	 geschützte Biotope nach §  30 BNatSchG in Ver-
bindung mit §  18 des Brandenburgischen Natur-
schutzausführungsgesetzes

-	 Flächen für Kompensations- und Continuous-Ecolo-
gical-Functionality-Maßnahmen (CEF-Maßnahmen)

-	 Straßenbegleitgrün an öffentlichen Straßen nach § 3 
des Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) 
außerhalb innerörtlicher Bereiche, soweit es sich 
nicht um Pflanzmaßnahmen auf Sonderstandorten 
handelt (siehe unten)

-	 Gewässerrandbereiche (Ufer, Gewässerrandstreifen) 
sowie Quellbereiche

-	 extensiv genutzte Flächen im Bereich von Infrastruk- 
tureinrichtungen, wie zum Beispiel Regenrückhalte-
becken, Hochwasserschutzanlagen, Deichen, Frei- 
flächen-Fotovoltaikanlagen

-	 Halden, bergbauliche Zwischenlager, Bodenmieten

4	 Siehe hierzu auch Gläß, in BeckOK, Umweltrecht, 67. Edition, Stand 
01.07.2023, Rn. 3.

5	 Vgl. Lau, in Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 3. Auflage 2021, § 40 Rn. 7; 
Köck, in Schlacke, GK-BNatSchG, 2. Aufl. 2017, § 40 Rn. 38.
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-	 nicht versiegelte Flächen in Bergbaufolgelandschaf- 
ten

-	 Truppen- und Standortübungsplätze.

Nicht zur freien Natur zählen in der Regel:

-	 Haus- und Kleingartenanlagen sowie Freizeit- und 
Erholungsgärten

-	 Parkanlagen
-	 Friedhofsflächen
-	 Sport- und Freizeitanlagen sowie Spielplätze
-	 Straßenbegleitgrün an öffentlichen Straßen nach § 3 

BbgStrG im innerörtlichen Bereich
-	 Sonderstandorte (unmittelbarer Straßenseitenraum, 

Mittel- und Trennstreifen, Lärmschutzwände, Steil-
wälle, Stützbauwerke, Tank- und Rastanlagen) an 
öffentlichen Straßen nach §  3 BbgStrG, bei denen 
die Aspekte Lichtraumprofil, Gewährleistung der 
Verkehrssicherheit, Verträglichkeit gegenüber vor-
handenen Emissionen und Salzfrachten vorrangig 
zu beachten sind und sofern den Erfordernissen der 
Funktionssicherung nach § 4 Nummer 3 BNatSchG 
durch die Verwendung gebietseigener Herkünfte 
nicht genügt werden kann. Der unmittelbare Straßen-
seitenraum umfasst Intensivbereiche und sollte einen 
Abstand von 4,5 Metern zum Fahrbahnrand nicht 
überschreiten.

Verbleiben Unsicherheiten im Hinblick auf die Be-
urteilung, ob eine Fläche der freien Natur zuzuordnen ist, 
wird empfohlen Rücksprache mit der Fachbehörde für 
Naturschutz und Landschaftspflege zu halten.

3.4	 Gebietseigen 

Als gebietseigen werden Gehölze bezeichnet, die aus 
Populationen einheimischer Sippen stammen, welche 
sich in einem bestimmten Naturraum über einen langen 
Zeitraum in vielen Generationsfolgen vermehrt haben 
und bei denen eine genetische Differenzierung gegenüber 
Populationen der gleichen Art in anderen Naturräumen 
anzunehmen ist. Die in Anlage 1 aufgelisteten Gehölze 
sind gebietseigen, wenn sie aus dem Vorkommensgebiet 
(siehe Anlage 2) des jeweiligen Pflanzortes stammen.

3.5	 Vorkommensgebiet 

Vorkommensgebiete im Sinne des § 40 Absatz 1 Satz 4 
Nummer 4 BNatSchG knüpfen an bestehende naturräum-
liche Gliederungen an. Aneinandergrenzende Naturräu- 
me mit ähnlichen ökologischen Bedingungen werden zu-
sammengefasst. In diesen Vorkommensgebieten gelten 
Gehölze als gebietseigen, wenn ihr genetischer Ursprung 
in Vorkommen liegt, die mit hoher Wahrscheinlichkeit 
natürlich entstanden sind.

Für die Gehölzarten, die dem Forstvermehrungsgut- 
gesetz6 (FoVG) unterliegen, gelten die in der Forstver-

6	 Forstvermehrungsgutgesetz vom 22. Mai 2002 (BGBl. I S. 1658), das zuletzt 
durch Artikel 414 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist.

mehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung7 (FoVHgV) de-
finierten Gebiete. Sollen Gehölze zu forstlichen Zwecken 
angepflanzt werden, sind die einschlägigen forstrechtlichen 
Bestimmungen und Empfehlungen zu beachten.

4	 Regelungen

In Anwendung der Begriffsbestimmungen unter Nummer 3 
dieses Erlasses bedarf das Ausbringen gebietseigener, in 
Anlage 1 aufgelisteter Gehölze aus dem Vorkommensge-
biet des jeweiligen Pflanzortes in die freie Natur keiner 
Genehmigung nach § 40 Absatz 1 BNatSchG, sofern das 
Gehölzvermehrungsgut aus anerkannten Erntebeständen 
stammt (siehe Nummer 4.2 dieses Erlasses) und die Her-
kunft des Gehölzvermehrungsgutes aus dem jeweiligen 
Vorkommensgebiet nachvollzogen werden kann (siehe 
Nummer 4.3 dieses Erlasses).

Steht von einer zur Pflanzung vorgesehenen Gehölz-
art kein Gehölzvermehrungsgut aus dem Vorkom-
mensgebiet des Pflanzortes zur Verfügung und soll auf 
Gehölzvermehrungsgut aus sonstigen Vorkommensge-
bieten zurückgegriffen werden, ist grundsätzlich eine 
Genehmigung nach §  40 Absatz  1 BNatSchG bei der 
Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege 
zu beantragen. Die Behörde prüft in jedem Einzelfall, 
ob eine Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder 
Arten der Mitgliedstaaten auszuschließen ist (§ 40 Ab-
satz  1 Satz  3 BNatSchG). Ergänzend dazu werden, im 
Ergebnis einer rechtlichen sowie fachlichen Prüfung, in 
den Nummern 4.4 und 4.5 zeitlich befristete Regelungen 
sowie Sonderfälle aufgenommen, die zur Verfahrensver-
einfachung und -beschleunigung beitragen sollen.

Für das Ausbringen von Gehölzen, deren Arten dem 
FoVG unterliegen, gelten die „Empfehlungen für forst-
liches Vermehrungsgut für das Land Brandenburg“ in 
der jeweils geltenden Fassung.8 Für die Zulassung von 
Ausgangsmaterial ist der Landesbetrieb Forst Branden-
burg als untere Forstbehörde zuständig.9 Es gilt die 
Forstvermehrungsgut-Zulassungsverordnung.10 Für die 
Erzeugung und das Inverkehrbringen sind das FoVG und 
die dazugehörigen Durchführungsverordnungen zu be-
achten. Die nachfolgenden Ausführungen gelten nur für 
Arten, die nicht dem FoVG unterliegen.

4.1	 Einteilung der Vorkommensgebiete

Diesem Erlass liegt die grundlegende Einteilung in sechs 
Vorkommensgebiete nach Schmidt und Krause, „Zur  
Abgrenzung von Herkunftsgebieten bei Baumschul-
gehölzen für die freie Landschaft“, NuL 1997, Seite 92 ff., 

7	 Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung vom 7.  Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3578), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Januar 2003 
(BGBl. I S. 238) geändert worden ist.

8	 https://forst.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Empfehlungen%20forst-
liches%20Vermehrungsgut.pdf.

9	 Siehe hierzu: Verordnung zur Durchführung des Forstvermehrungsgut- 
gesetzes im Land Brandenburg (BbgFoVGDV) vom 4. Juni 2004 (GVBl. II 
S. 478), die zuletzt durch die Verordnung vom 26. Oktober 2010 (GVBl. II 
Nr. 73) geändert worden ist.

10	 Forstvermehrungsgut-Zulassungsverordnung vom 20.  Dezember 2002 
(BGBl. I S. 4721; 2003 I S. 50).
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zugrunde. Eine weitere Untersetzung für Brandenburg 
erfolgt in Anlehnung an die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
für Generhaltung und Forstsaatgutrecht (1998) sowie 
den Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze 
(BMU 2012). Brandenburg liegt im

-	 Vorkommensgebiet 1.2 (Nordostdeutsches Tief-
land) und im

-	 Vorkommensgebiet 2.1 (Ostdeutsches Tiefland).

Die Darstellung der für Brandenburg relevanten Vorkom-
mensgebiete erfolgt in Anlage 2.

Sofern gebietseigenen Gehölzen bereits eine Ernte-
referenznummer entsprechend dem Fachmodul „Ge-
bietseigene Gehölze“ zugeordnet wurde, gelten die nach-
folgenden Konkretisierungen:

Vermehrungsgut von Gehölzen mit den Länderkenn-
zeichen 12 (BB), 13 (MV) und 01 (SH) sowie der Vor-
kommensgebietskennzeichnung 12 und 10 können im 
Vorkommensgebiet 1.2 als gebietseigene Gehölze aus-
gebracht werden.11

Vermehrungsgut von Gehölzen mit den Länderkenn-
zeichen 12 (BB), 14 (SN) und 15 (ST) sowie der Vor-
kommensgebietskennzeichnung 21 oder 20 können im 
Vorkommensgebiet 2.1 als gebietseigene Gehölze aus-
gebracht werden.12

4.2	 Anerkennung als Erntebestände von Vermehrungsgut ge-
bietseigener Gehölze

Sofern künstlich vermehrte Pflanzen ihren genetischen 
Ursprung in dem betreffenden Gebiet haben, bedarf 
deren Ausbringen in die freie Natur keiner Genehmigung 
nach §  40 Absatz  1 BNatSchG. Um der Intention des 
§ 40 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG gerecht zu werden, legt 
dieser Erlass Standards für die Anerkennung von Ernte-
beständen fest.

4.2.1	 Anerkennungsvoraussetzungen

Gehölzbestände, die mit Inkrafttreten dieses Erlasses 
im Register „Gebietseigene Gehölze in Brandenburg“ 
erfasst sind, gelten für die im Register jeweils aus-
gewiesenen Gehölzarten als anerkannte Erntebestände 
von Vermehrungsgut gebietseigener Gehölze.

Gehölzbestände von Arten, die nicht dem FoVG unter-
liegen und nicht bereits mit Inkrafttreten dieses Erlasses 
im Register „Gebietseigene Gehölze in Brandenburg“ er-
fasst sind, werden unter Erfüllung der folgenden Voraus-
setzungen als Erntebestände von Vermehrungsgut ge-
bietseigener Gehölze anerkannt:

11	 Siehe hierzu auch Fachmodul „Gebietseigene Gehölze“, Anhang 1. 
12	 Siehe hierzu auch Fachmodul „Gebietseigene Gehölze“, Anhang 1. 

a)	 Entstehung vor dem Jahr 1960

Die anzuerkennenden Bestände sollen spätestens vor 
dem Jahr 1960 entstanden sein. Bestände, die nach 
dem Jahr 1960 entstanden sind, können als Ernte-
bestand anerkannt werden, wenn sie spontan ent-
standen sind und sich mindestens in einem Abstand 
von 400 Metern zu blühfähigen Individuen der glei-
chen oder einkreuzbaren Kulturarten befinden.

b)	 Artenkombination frei von neophytischen Gehölzen, 
die in die zu beerntenden gebietseigenen Gehölze des 
Gehölzbestandes einkreuzen können

Die Ausweisung der Gehölz-Neophyten mit dem 
Risiko der Einkreuzung (Hybridisierung) erfolgt 
in der „Liste der Gehölz-Neophyten, bei denen die 
Möglichkeit der Hybridisierung mit gebietseigenen 
Gehölzen besteht“.13 Bestandsanteile von neophy- 
tischen Gehölzen ohne Hybridisierungspotenzial 
stellen die Eignung des Beerntungsbestandes nicht 
grundsätzlich in Frage, sollten aber so gering sein, 
dass sie den örtlichen Fortbestand der zu beerntenden 
Gehölzarten auch längerfristig nicht gefährden.

c)	 Vorhandensein von mindestens zehn Individuen der 
zur Beerntung vorgesehenen Art

Von der zur Beerntung vorgesehenen Art müssen  
mindestens zehn fruktifikationsfähige Individuen 
vorhanden sein. Anzuerkennende Bestände von klo-
nal wachsenden Arten sollen mindestens eine Fläche 
von 50 Quadratmetern bedecken. Die Anerkennung 
kleinerer Populationen ist zulässig, wenn es sich um 
Arten handelt, die sich durch Selbstbestäubung be-
ziehungsweise Apomixis vermehren (insbesondere 
Rosen).

Samenplantagen können unter Erfüllung der in Anlage 3 
aufgeführten Voraussetzungen den anerkannten Ernte-
beständen von Vermehrungsgut gebietseigener Gehölze 
gleichgestellt werden.

4.2.2	 Verfahren 

Das Verfahren zur Anerkennung von Erntebeständen von 
Vermehrungsgut gebietseigener Gehölze erfolgt sowohl 
von Amts wegen als auch auf Antrag (Antragsformular 
siehe Anlage 4). Die Anerkennung von Samenplantagen 
kann formlos beantragt werden. Der jeweilige Antrag ist 
bei der Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege zu stellen.

Liegen die Voraussetzungen unter Nummer  4.2.1 vor, 
erfolgt die Anerkennung von Erntebeständen von Ver-
mehrungsgut gebietseigener Gehölze und von Samen-
plantagen unter Vergabe einer Erntebestandsnummer 
durch Eintragung in das Register „Gebietseigene Gehölze 

13	 Die Liste der hybridisierungsträchtigen Neophyten ist unter dem folgen-
den Link eingestellt: https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Neo-
phytische_Gehoelze_BB.pdf.
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in Brandenburg“. Erfüllt der Erntebestand die Voraus-
setzungen unter Nummer 4.2.1 nicht, erfolgt keine Auf-
nahme in das Register. Die Antragstellenden werden 
entsprechend informiert. Das Register wird von der Fach-
behörde für Naturschutz und Landschaftspflege geführt 
und ist im Internet für jedermann zur Einsicht verfügbar.

4.3	 Herkunftsnachweis

Da Gehölze regelmäßig nur in den Vorkommensgebieten 
genehmigungsfrei ausgebracht werden dürfen, in denen 
das zu ihrer Erzeugung verwendete Gehölzvermehrungs-
gut gewonnen wurde, ist die Nachvollziehbarkeit der 
Herkunft für den Vollzug des § 40 Absatz 1 BNatSchG 
von entscheidender Bedeutung.

4.3.1	 Beerntungs- oder Pflanzenbaubetriebe, die einem Zerti-
fizierungssystem unterliegen

Erfolgt der Erwerb von Gehölzvermehrungsgut zum 
Zwecke der Ausbringung bei einem Beerntungs- oder 
Pflanzenbaubetrieb, der einem Zertifizierungssystem 
unterliegt, muss das Gehölzvermehrungsgut von einem 
Lieferschein begleitet sein, der

a)	 die Erntereferenznummer ausweist

Für Gehölzvermehrungsgut, welches vor dem 1. Janu-
ar 2020 geerntet wurde und für welches noch keine 
Umstellung auf die bundeseinheitliche Erntereferenz-
nummer entsprechend dem Fachmodul „Gebietseigene 
Gehölze“ erfolgt ist, kann der Lieferschein übergangs-
weise bis zum 31. Dezember 2026 auch die bisherige 
Identifikationsnummer des Zertifizierungssystems 
enthalten, wenn diese die lückenlose Rückverfolgbar-
keit des gebietseigenen Gehölzvermehrungsgutes von 
der gelieferten Ware über alle Produktionsschritte bis 
zum Erntebestand ermöglicht.

und

b)	 einen Zertifizierungsnachweis enthält.

In Brandenburg werden alle Zertifizierungssysteme 
anerkannt, die entweder den „Mindestanforderungen 
zur Zertifizierung gebietseigener Gehölze“ oder den 
Anforderungen des Fachmoduls „Gebietseigene 
Gehölze“ entsprechen. Das jeweilige Zertifikat des 
Zertifizierungssystems ist der Lieferung beizufügen. 
Im Falle einer Handelskette ist der Zulieferschein des 
zertifizierten Ersterzeugers beizufügen.

4.3.2	 Betriebe, die keinem Zertifizierungssystem unterliegen

Betriebe, die gebietseigene Gehölze in Verkehr bringen 
wollen, aber keinem Zertifizierungssystem unterliegen, 
müssen die lückenlose Rückverfolgbarkeit des gebiets-
eigenen Gehölzvermehrungsgutes über alle Produktions-
schritte bis zum Erntebestand durch eine geeignete Do-
kumentation gewährleisten, einschließlich der Vorlage 
von Lieferscheinen beim Zukauf von zertifizierten Be-
trieben.

4.4	 Zeitlich befristete Regelungen 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Angebot einiger 
Gehölzarten zeitweise eingeschränkt sein kann. Vor einer 
Ausschreibung ist daher in jedem Fall die Marktverfüg-
barkeit zu prüfen.

Die nachfolgenden Regelungen gelten befristet bis zum 
31. Dezember 2028.

4.4.1	 Genehmigungsfreies Ausbringen von gebietseigenen Ge-
hölzen in den Vorkommensgebieten 1.2 und 2.1

Sollen gebietseigene Gehölze im Vorkommensgebiet 1.2 
ausgebracht werden und sind diese nicht verfügbar, kann 
genehmigungsfrei auf gebietseigene Gehölze, die für das 
Vorkommensgebiet 1 (Norddeutsches Tiefland) produ-
ziert wurden, zurückgegriffen werden.

Sollen gebietseigene Gehölze im Vorkommensgebiet 2.1 
ausgebracht werden und sind diese nicht verfügbar, 
kann genehmigungsfrei auf gebietseigene Gehölze, die 
für das Vorkommensgebiet 2 (Mittel- und Ostdeutsches 
Tief- und Hügelland) oder das Vorkommensgebiet 2.2 
(Mitteldeutsches Tief- und Hügelland) produziert wur-
den, zurückgegriffen werden.

4.4.2	 Beschleunigtes Genehmigungsverfahren zum Aus-
bringen von gebietseigenen Gehölzen im Vorkommens-
gebiet 1.2

Sollen gebietseigene Gehölze, die für die Vorkommensge-
biete 2.1, 2.2 oder 2 produziert wurden, im Vorkommens-
gebiet 1.2 ausgebracht werden, ist eine Genehmigung 
nach § 40 Absatz 1 BNatSchG regelmäßig innerhalb von 
zwei Wochen nach Antragstellung zu erteilen, wenn die 
nachfolgenden Voraussetzungen vorliegen:

a)	 Mangelnde Verfügbarkeit der zur Pflanzung vor-
gesehenen Gehölze aus dem Vorkommensgebiet 1.2

Die mangelnde Verfügbarkeit der zur Pflanzung vor- 
gesehenen Gehölze aus dem Vorkommensgebiet 1.2 
ist der Fachbehörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege durch Vorlage von drei abschlägig be-
antworteten Anfragen von Anbietern gebietseigener 
Gehölze darzulegen.

Wird der Erwerb von Gehölzen ausgeschrieben, 
gilt die mangelnde Verfügbarkeit auch dann als dar-
gelegt, wenn das Ausschreibungsverfahren erfolglos 
verlaufen ist, weil entweder keine Angebote für die 
ausgeschriebenen Gehölze des Vorkommensgebie-
tes  1.2 abgegeben wurden oder etwaige Angebote 
noch vor Zuschlagserteilung zurückgezogen wurden.

b)	 Herkunftsnachweis für die zur Pflanzung vor-
gesehenen Gehölze der Vorkommensgebiete 2.1, 2.2 
oder 2

Es ist ein Herkunftsnachweis entsprechend Num-
mer  4.3.1 vorzulegen. Das Einreichen von Einzel-
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nachweisen nach Nummer  4.3.2 ist aufgrund des 
damit verbundenen erhöhten Prüfaufwandes im be-
schleunigten Verfahren nicht möglich.

Sofern der Herkunftsnachweis im Zeitpunkt der An-
tragstellung noch nicht vorliegt, ist dieser unverzüg-
lich nach Lieferung der auszubringenden Gehölze bei 
der Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege nachzureichen. Die Genehmigung ergeht in 
diesem Fall unter der aufschiebenden Bedingung, 
dass der Herkunftsnachweis spätestens fünf Werk-
tage nach Lieferung der auszubringenden Gehölze 
bei der Fachbehörde eingereicht wird.

c)	 Die Pflanzfläche liegt nicht in oder angrenzend (Ab-
stand von mindestens 400 Metern) an Naturschutz-
gebiet, FFH-Gebiet oder gesetzlich geschütztem Bio-
top.

Die Genehmigung ist bei der Fachbehörde für Natur-
schutz und Landschaftspflege zu beantragen. Es ist das 
Formular in Anlage 5 zu nutzen.

Sofern die vorgenannten Voraussetzungen nicht voll-
umfänglich vorliegen, zieht dies eine vertiefte Prüfung 
der Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege 
im regulären Genehmigungsverfahren nach sich. Ein be-
schleunigtes Genehmigungsverfahren ist in diesen Fällen 
nicht möglich.

4.4.3	 Ausbringen der Gehölzart Corylus avellana

Für die Gehölzart Corylus avellana (Strauchhasel) liegen 
die Genehmigungsvoraussetzungen des §  40 Absatz  1 
Satz  2 BNatSchG regelmäßig vor, soweit auf nieder-
sächsisches Ausgangsmaterial der Vorkommensgebiete 1 
und 4 zurückgegriffen wird. Dem bei der Fachbehörde 
für Naturschutz und Landschaftspflege zu stellenden 
Antrag ist ein entsprechender Herkunftsnachweis beizu-
fügen. Sofern der Herkunftsnachweis bei Einreichen des 
Genehmigungsantrages noch nicht vorliegt, ist dieser un-
verzüglich nach Lieferung der auszubringenden Gehölze 
bei der Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege nachzureichen. Die Genehmigung ergeht in die-
sen Fällen unter der aufschiebenden Bedingung, dass der 
Herkunftsnachweis spätestens fünf Werktage nach Liefe-
rung der auszubringenden Gehölze bei der Fachbehörde 
eingereicht wird.

4.4.4	 Evaluierung zeitlich befristeter Regelungen

Die zeitlich befristeten Regelungen der Nummern 4.4.1 
bis 4.4.3 werden innerhalb der Geltungsdauer dieses Er-
lasses, insbesondere vor dem Hintergrund der Marktver-
fügbarkeit von Gehölzen aus den Vorkommensgebieten 
1.2 und 2.2, evaluiert. Die Ergebnisse der Evaluierung 
werden im Rahmen der Fortschreibung dieses Erlasses 
berücksichtigt.

4.5	 Sonderfälle

In bestimmten, klar abgrenzbaren Fällen kann auch beim 
Ausbringen von nicht gebietseigenen Gehölzen eine Ge-
fährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mit-
gliedstaaten im Sinne von § 40 Absatz 1 Satz 3 BNatSchG 
fachlich gesichert ausgeschlossen werden. Für diese 
Fälle bietet es sich zur Verfahrenserleichterung an, eine 
adressatenbezogene Allgemeinverfügung zu erlassen. Im 
Anwendungsbereich der Allgemeinverfügung ist die Be-
antragung einer weiteren Genehmigung zur Ausbringung 
von nicht gebietseigenen Gehölzen entbehrlich.

Im Ergebnis einer fachlichen Prüfung wurden entspre- 
chende Sonderfälle bislang im Bereich Kulturobst-
gehölze (siehe Nummer 4.5.1) und im Bereich denkmal-
geschützte und historische Alleen (siehe Nummer 4.5.2) 
festgestellt. Es erfolgt eine kontinuierliche Prüfung, ob 
weitere Sonderfälle identifiziert werden können.

4.5.1	 Kulturobstgehölze

Kulturobstgehölze sind oftmals seit vielen Jahrhunderten 
in die freie Natur gepflanzt worden und sind Bestand-
teil der mitteleuropäischen Kulturlandschaften. Werden 
Kulturobstgehölze landwirtschaftlich angebaut, unter-
fallen sie der Legalausnahme des § 40 Absatz 1 Satz 4 
Nummer  1 BNatSchG; sie können entsprechend ge-
nehmigungsfrei ausgebracht werden. Sollen Kultur-
obstgehölze ausgebracht werden, ohne dass sie einem 
landwirtschaftlichen Betrieb zugeordnet werden können 
(beispielsweise als Streuobstwiesen, Obstalleen oder 
-hecken, Einzelbäume), ist eine Genehmigung nach 
§  40 Absatz  1 BNatSchG weiterhin nicht erforderlich, 
wenn es sich um alte Sorten von Kulturobst handelt. In 
allen anderen Fällen bedarf das Ausbringen von Kultur-
obstgehölzen einer Genehmigung nach §  40 Absatz  1 
BNatSchG. Da eine Gefährdung von Ökosystemen, Bio-
topen oder Arten von Mitgliedstaaten nach § 40 Absatz 1 
Satz  3 BNatSchG regelmäßig ausgeschlossen werden 
kann, wenn Kulturobstgehölze beispielsweise in einem 
bestimmten Mindestabstand zu wildlebenden Beständen 
betreffender Arten oder Gattungen ausgebracht werden, 
wird die Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts-
pflege innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten die-
ses Erlasses eine Allgemeinverfügung veröffentlichen, 
die das Ausbringen von Kulturobstgehölzen in vor-
genanntem Sinne und unter Berücksichtigung fachlicher 
Anforderungen genehmigt.

4.5.2	 Denkmalgeschützte und historische Alleen

Im Land Brandenburg existieren etliche historisch 
alte Alleen (älter als 100 Jahre). Ebenso ist für eini-
ge Alleenabschnitte die Denkmaleigenschaft gegeben. 
Historisch alte Alleen sowie denkmalgeschützte Alleen 
wurden zum Teil mit nicht gebietseigenen Gehölzarten 
wie beispielsweise Maulbeere oder Robinie gepflanzt. 
Nach- beziehungsweise Ergänzungspflanzungen sollten, 
insbesondere aus kulturhistorischer Sicht, mit gleich-
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artigen Gehölzen erfolgen. Sofern sich die Alleen nicht 
auf Sonderstandorten (siehe Nummer  3.3) befinden, 
ziehen Nach- beziehungsweise Ergänzungspflanzungen 
zwar eine Genehmigungspflicht gemäß §  40 Absatz  1 
BNatSchG nach sich. Im Falle von denkmalgeschützten 
sowie historisch alten Alleen kann eine Gefährdung 
von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitglied-
staaten nach §  40 Absatz  1 Satz  3 BNatSchG durch 
Nach- beziehungsweise Ergänzungspflanzungen unter 
Verwendung gleichartiger Gehölze aus fachlicher Sicht 
jedoch ausgeschlossen werden. Die Fachbehörde für 
Naturschutz und Landschaftspflege wird entsprechend 
der vorgenannten fachlichen Einschätzung innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Erlasses 
eine Allgemeinverfügung veröffentlichen, die das Aus-
bringen von gleichartigen, nicht gebietseigenen Ge-
hölzen zur Nach- beziehungsweise Ergänzungspflanzung 
von denkmalgeschützten sowie historischen Alleen ge-
nehmigt.

4.6	 Beachtung phytosanitärer Anforderungen

Aus phytosanitären Gründen sind Gehölze der Gattung 
Crataegus (Weißdorn) sowie Prunus avium (Vogel-Kir-
sche) und Prunus spinosa (Schlehe) nur in einem Abstand 
von mindestens 500 Metern zu Obstanlagen (Kernobst - 
Crataegus betreffend, Steinobst - Prunus av. und Prunus 
sp. betreffend) auszubringen. Die Bestimmungen der 
Pflanzenbeständeschutzverordnung14 bleiben unberührt.

14	 Pflanzenbeständeschutzverordnung vom 13.  Oktober 2023 (BGBl.  2023 I 
Nr. 277).

5	 Genehmigungsfreier Anbau von Pflanzen in der 
Land- und Forstwirtschaft

Der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirtschaft 
bedarf gemäß § 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 BNatSchG 
keiner Genehmigung.

Sofern Unsicherheiten im Hinblick auf die Beurteilung 
bestehen, ob es sich um einen Anbau von Pflanzen in 
der Land- und Forstwirtschaft handelt, wird empfohlen 
Rücksprache mit der Fachbehörde für Naturschutz und 
Landschaftspflege zu halten.

6	 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 2028 außer Kraft. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Erlasses tritt der Erlass „Verwendung gebiets-
eigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur“ 
vom 2. Dezember 2019 (ABl. 2020 S. 203) außer Kraft.
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Anlage 1

Liste der in Brandenburg gebietseigenen Gehölzarten

Für Gehölzarten, die nicht dem Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) unterliegen, gilt die Vorkommensgebietseinteilung gemäß An-
lage 2. Jeder Gehölzart ist ein bundesweit einheitlicher Code zugeordnet. Für Gehölzarten, die dem Forstvermehrungsgutgesetz unter-
liegen (nachfolgend mit x gekennzeichnet), gelten die nach dem genannten Gesetz gültigen Herkunftsgebiete und Kennzeichnungen.

Botanischer Name Deutscher Name Code/FoVG
Acer campestre Feld-Ahorn 001
Acer platanoides Spitz-Ahorn x
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn x
Alnus glutinosa Schwarz-Erle x
Berberis vulgaris L. Gemeine Berberitze 006
Betula pendula Sand-Birke x
Betula pubescens Moor-Birke x
Carpinus betulus Hainbuche x
Cornus sanguinea s.l. Blutroter Hartriegel 013
Corylus avellana Strauchhasel 014
Crataegus monogyna1 Eingriffliger Weißdorn 021
Crataegus laevigata1 Zweigriffliger Weißdorn 017
Crataegus Hybriden agg.1, 2 Weißdorn 200
Cytisus scoparius Besen-Ginster 025
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 029
Fagus sylvatica Rot-Buche x
Frangula alnus Gemeiner Faulbaum 031
Fraxinus excelsior Gemeine Esche x
Juniperus Communis L. Gemeiner Wacholder 041
Malus sylvestris agg.3 Wild-Apfel 052
Pinus sylvestris Gemeine Kiefer x
Populus nigra Schwarz-Pappel x
Populus tremula Zitter-Pappel x
Prunus avium1 Vogel-Kirsche x
Prunus padus Traubenkirsche 058
Prunus spinosa1 Schlehe 060
Pyrus pyraster agg.3 Wild-Birne 061
Quercus petraea Trauben-Eiche x
Quercus robur Stiel-Eiche x
Rhamnus cathartica Kreuzdorn 062
Ribes nigrum Schwarze Johannisbeere 069
Ribes rubrum Rote Johannisbeere 070
Ribes uva-crispa Stachelbeere 072
Rosa canina agg.4 Hunds-Rose 201
Rosa corymbifera agg.5 Hecken-Rose 202
Rosa rubiginosa agg.6 Wein-Rose 203
Rosa elliptica agg.7 Keilblättrige Rose 204
Rosa tomentosa agg.8 Filz-Rose 205

1	 Verwendung außerhalb der in Nummer 4.6 des Gehölzerlasses Brandenburg bezeichneten Gebiete.
2	 x macrocarpa, C x media (019), C x subsphaericea (023), C monogyna x laevigata x rhipidophylla.
3	 Nur Vermehrungsgut aus virusfreien Erntebeständen.
4	 Rosa canina (077), R subcanina (094), R dumalis (079).
5	 R corymbifera (078), R subcollina (095), R caesia (076).
6	 R micrantha (087), R columnifera (083), R rubiginosa (091).
7	 R agrestis (073), R inodora (084), R elliptica (080).
8	 R tomentosa (096), R pseudoscabriuscula (090), R sherardii (092).
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Botanischer Name Deutscher Name Code/FoVG
Salix alba Silber-Weide 103
Salix aurita Ohr-Weide 105
Salix caprea Sal-Weide 106
Salix cinerea Grau-Weide 107
Salix fragilis L. Bruch-Weide 110
Salix pentandra Lorbeer-Weide 116
Salix purpurea Purpur-Weide 117
Salix triandra agg.9 Mandel-Weide 206
Salix viminalis Korb-Weide 124
Salix x rubens (S. alba x fragilis) Hohe Weide/Kopf-Weide 121
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 125
Sorbus aucuparia Gemeine Eberesche 128
Sorbus torminalis Elsbeere 133
Tilia cordata Winter-Linde x
Tilia platyphyllos Sommer-Linde x
Ulmus glabra Berg-Ulme 136
Ulmus laevis Flatter-Ulme 138
Ulmus minor Feld-Ulme 139
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 144

9	 Salix triandra subsp amygdalina (122), S triandra subsp triandra (123).
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Anlage 2

Einteilung der Vorkommensgebiete in Brandenburg

 

 

Bezeichnung der Landkreise:
BAR	 Barnim
LDS	 Dahme-Spreewald
EE	 Elbe-Elster
HVL	 Havelland
MOL	 Märkisch-Oderland
OHV	 Oberhavel
OSL	 Oberspreewald-Lausitz
LOS	 Oder-Spree
OPR	 Ostprignitz-Ruppin
PM	 Potsdam-Mittelmark
PR	 Prignitz
SPN	 Spree-Neiße
TF	 Teltow-Fläming
UM	 Uckermark

Bezeichnung der Vorkommensgebiete nach Nummer 3.5 dieses Erlasses:
1	 Norddeutsches Tiefland
1.2	 Nordostdeutsches Tiefland
2	 Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland
2.1	 Ostdeutsches Tiefland
2.2	 Mitteldeutsches Tief- und Hügelland

Für Brandenburg sind die Vorkommensgebiete 1.2 (Nordostdeutsches Tiefland) und 2.1 (Ostdeutsches Tiefland) relevant.

Quellen und Kartengrundlagen:
Schmidt/Krause: Abgrenzung von Herkunftsgebieten bei Baumschulgehölzen für die freie Landschaft (NuL, 1997) und weitere Unter-
setzung für Brandenburg in Anlehnung an Bund-Länder-Arbeitsgruppe für Generhaltung und Forstsaatgutrecht (1998) sowie Leitfaden 
des BMU (2012)
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Ökologische Grundeinheiten zur Abgrenzung von Vorkommensgebieten, 
Downloaddienste des BMEL. URL: https://gdi-services.bmel.de/cgi-bin/FGRDEU_OekolGrundeh?VERSION=2.0.0&service=WFS& 
request=GetFeature&TYPENAMES=ms:FGRDEU_oek_grundeh&outputformat=text/csv (Abruf am 06.03.2023)
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Anlage 3

Voraussetzungen zur Anerkennung 
von Samenplantagen

Bei Einhaltung der nachfolgenden Voraussetzungen können 
Samenplantagen für in Anlage  1 zum Gehölzerlass Branden-
burg aufgelistete Arten den anerkannten Erntebeständen von 
Vermehrungsgut gebietseigener Gehölze gleichgestellt werden. 
Bei der Anlage von Samenplantagen für Baumarten, die zu-
gleich dem Forstvermehrungsgutgesetz unterliegen, gelten die 
Bestimmungen dieses Gesetzes.

1	 Anzeige

Die Begründung der Samenplantage ist bei der Fachbehörde für 
Naturschutz und Landschaftspflege rechtzeitig unter Angabe 
der beabsichtigten Art oder Arten formlos anzuzeigen.

2	 Ausgangsmaterial

Bei der Begründung aus generativem Vermehrungsgut muss 
dieses nachweislich aus anerkannten Erntebeständen gemäß 
dem Register „Gebietseigene Gehölze in Brandenburg“ stam-
men. Vorzugsweise sollten bereits zertifizierte Pflanzen aus an-
erkannten Erntebeständen für die Anlage der Samenplantagen 
verwendet werden. Bei der Verwendung von vegetativem Ver-
mehrungsgut muss dieses ebenfalls von anerkannten Ernte-
beständen oder von ausgewählten Generhaltungsobjekten des 
Landes abstammen. Generhaltungsobjekte sind Individuen und 
Populationen, die aufgrund der Erhaltungswürdigkeit und Er-
haltungsnotwendigkeit ihrer genetischen Information durch das 
Landeskompetenzzentrum Forst Eberswalde als solche erfasst 
und in einer Datenbank geführt werden. Die Einbeziehung ins-
besondere von Einzelvorkommen in Samenplantagen ermög-

licht die Nutzbarmachung des genetischen Potenzials dieser 
Vorkommen.

3	 Flächenauswahl für die Plantage

Die Fläche der Samenplantage muss sich mindestens in einem 
Abstand von 400 Metern zu blühfähigen Individuen der glei-
chen oder einkreuzbaren Kulturarten befinden. Bei Plantagen 
zur Gewinnung von vegetativem Vermehrungsgut ist eine deut-
liche Abgrenzung (Wurzelausläufer beachten) ausreichend.

Die in Nummer  4.6 des Gehölzerlasses Brandenburg be-
schriebenen Festlegungen zu den phytosanitären Bestimmungen 
sind zu beachten.

4	 Aufbau der Plantagen

Sämlingsplantagen sollen mindestens aus 20 Individuen be-
stehen. Diese müssen, soweit verfügbar, aus mindestens drei 
verschiedenen anerkannten Erntebeständen des Vorkommensge-
bietes stammen. Die Beteiligung der einzelnen Nachkommen-
schaften aus den jeweiligen Erntebeständen sollte zu annähernd 
gleichen Anteilen erfolgen. Bei der Anlage sind die Einzel-
pflanzen aus den Erntebeständen optimal zu mischen. Hierzu 
ist ein Pflanzplan zu erstellen.

Klonsamenplantagen oder Mutterquartiere sollen aus mindes-
tens 20 Klonen bestehen. Die Beteiligung der einzelnen Klone 
sollte zu annähernd gleichen Anteilen erfolgen. Bei der Anlage 
sind die Klone optimal zu mischen. Hierzu ist ein Klonvertei-
lungsplan zu erstellen.

5	 Dokumentation und Kontrolle

Die Ursprungsnachweise in Form der Ernteprotokolle und 
Kontrollbuchblätter sowie die Verteilungspläne sind Grundlage 
für die Anerkennung und dauerhaft aufzubewahren.
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Anlage 4

Anerkennung als Erntebestand von Vermehrungsgut gebietseigener Gehölze

Antragstellende/Antragstellender

__________________________________________________________
Firma/Institution
__________________________________________________________
Name, Vorname
__________________________________________________________
Straße, Nr.
__________________________________________________________
PLZ, Ort
__________________________________________________________
Erreichbarkeit (Tel., E-Mail)

Angaben zum Standort der Gehölze (bitte Kartenausschnitt beifügen)

Gemarkung:

Flur:

Flurstück:

□	 Vorkommensgebiet 1.2
□	 Vorkommensgebiet 2.1

Angaben zur Eigentümerin oder zum Eigentümer der Flächen (falls abweichend von der oder dem Antragstellenden)

__________________________________________________________
Name, Vorname
__________________________________________________________
Straße, Nr.
__________________________________________________________
PLZ, Ort
__________________________________________________________
Erreichbarkeit (Tel., E-Mail)

Einwilligung der Eigentümerin oder des Eigentümers zur Aufnahme des Erntebestandes in das Erntebestandsregister Branden-
burg vorhanden

□	 Ja (bitte beifügen)

□	 Nein



679Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 7. August 2024

Gehölzarten des Gehölzbestandes (Zutreffendes bitte ankreuzen)

Gehölzart
(deutsch/botanisch)

Entstehung Anzahl Individuen
vor 1960 nach 1960 Weniger als 10 Mehr als 10

spontan Pflanzung aus gebietseigenem  
Gehölzvermehrungsgut1

Bitte teilen Sie mit, ob der Gehölzbestand neophytische Gehölze aufweist, die in gebietseigene Gehölze des Gehölzbestandes 
einkreuzen können.2

Gehölzart

___________________________________	 ______________________________________________
Ort, Datum	 Unterschrift

1	 Herkunftsnachweis des gepflanzten gebietseigenen Gehölzvermehrungsgutes entsprechend Nummer 4.3 des Gehölzerlasses Brandenburg beifügen.
2	 Siehe hierzu auch die Liste der hybridisierungsträchtigen Neophyten: https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Neophytische_Gehoelze_BB.pdf.
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Anlage 5

Landesamt für Umwelt

- Referat N 4 - 

Postfach 60 10 61

14410 Potsdam

Eingangsvermerk/Stempel

oder via E-Mail an: N4@LfU.Brandenburg.de

________________________________________________________
Name, Vorname
________________________________________________________
Anschrift
________________________________________________________
Telefon
________________________________________________________
E-Mail

Antrag nach Nummer 4.4.2 des Gehölzerlasses Brandenburg

1	 Pflanzort

Gemarkung:

Flur:

Flurstück:

2	 Ursprünglich zum Ausbringen vorgesehene Gehölze (Menge/Qualität) des Vorkommensgebietes 1.2

Gehölzart Menge Qualität

3	 Mangelnde Verfügbarkeit unter Nummer 2 genannter Gehölze

□	 abschlägige Antwort von mindestens drei Anbietenden gebietseigener Gehölze beigefügt (davon mindestens zwei regionale 
Anbietende) oder

□	 Durchführung eines im Ergebnis erfolglosen Ausschreibungsverfahrens (Nachweis beigefügt)

4	 Aktuell zum Ausbringen vorgesehene Gehölze (Menge, Qualität) der Vorkommensgebiete 2.1, 2.2 oder 2

Gehölzart Menge Qualität
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5	 Herkunftsnachweis für die unter Nummer 4 genannten Gehölze

□	 beigefügt

□	 wird nachgereicht

Beachte! Ist der Herkunftsnachweis nicht bereits diesem Antrag beigefügt, muss dieser innerhalb von fünf Werktagen nach Liefe-
rung der Gehölze bei der Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege nachgereicht werden.

6	 Lage der Pflanzfläche

□	 weder in noch angrenzend (Abstand mindestens 400 Meter) an Naturschutzgebiet

□	 weder in noch angrenzend (Abstand mindestens 400 Meter) an FFH-Gebiet

□	 weder in noch angrenzend (Abstand mindestens 400 Meter) an gesetzlich geschützte Biotope
(nicht relevant sind Steinriegel, Trockenmauern nach § 30 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 BNatSchG sowie Lesesteinhaufen nach § 18 
Absatz 1 BbgNatSchAG)

Beachte! Befindet sich die Pflanzfläche in oder angrenzend an ein Naturschutzgebiet, FFH-Gebiet oder gesetzlich geschütztes 
Biotop, zieht dies eine vertiefte Prüfung der Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege nach sich. Eine beschleunigtes 
Genehmigungsverfahren ist in diesen Fällen nicht möglich.

__________________________________________	 _____________________________________
Ort, Datum	 Unterschrift
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Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien zum Schutz 
von Bäumen und Vegetationsbeständen 

bei Baumaßnahmen (R SBB), 
Ausgabe 2023 - R SBB 2023

Runderlass  
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung, 

Abteilung 4, Nr. 06/2024 - Verkehr 
Sachgebiet 

12: Umweltschutz 
12.4: Naturschutz und Landschaftspflege 

02.3: Planung und Entwurf; Entwurfsgestaltung 
03.9: Erd- und Grundbau, Entwässerung, 

Landschaftsbau; Ingenieurbiologie 
Vom 17. Juli 2024

Der Runderlass richtet sich an:

-	 die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
-	 die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreis-

angehörigen Städte und Gemeinden des Landes Branden-
burg.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS) Num- 
mer 28/2023 vom 27. Dezember 2023 hat das Bundesministe- 
rium für Digitales und Verkehr (BMDV) die „Richtlinien zum 
Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaß-
nahmen (R SBB), Ausgabe 2023 - R SBB 2023“ bekannt ge-
geben. 

Die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
e. V. (FGSV) hat die R SBB 2023 aufgestellt. Die Richtlinien 
beinhalten Vorgaben, Empfehlungen und Hinweise zum Schutz 
und zur Erhaltung von Bäumen und Vegetationsbeständen bei 
der Planung und Ausführung von Straßenbaumaßnahmen. Die 
Richtlinien sind im engen Zusammenhang mit der DIN 18920 
zu sehen und enthalten konkretisierende und ergänzende Aus-
sagen sowie grafische Darstellungen zu deren Umsetzung für 
den Straßenbau.

Hiermit werden die R SBB 2023 für den Bereich der Bun-
des- und Landesstraßen eingeführt. Für die im Zuständigkeits-
bereich der Landkreise, kreisfreien Städte sowie der kreis-
angehörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg 
liegenden Straßen wird die Anwendung empfohlen.

Die R SBB 2023 ersetzen die „Richtlinien für die Anlage von 
Straßen - Teil: Landschaftspflege, Abschnitt  4: Schutz von 
Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen 
(RAS-LP 4), Ausgabe 1999“.

Der Runderlass „Einführung technischer Regelwerke für das 
Straßenwesen im Land Brandenburg - Naturschutz und Land-
schaftspflege - Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Land-
schaftspflege, Abschnitt  4: Schutz von Bäumen, Vegetations-
beständen und Tieren bei Baumaßnahmen (RAS-LP 4) - Ausgabe 
1999 -“ vom 14.  Januar 2000 (ABl. S.  58) wird hiermit auf-
gehoben.

Die gedruckte Fassung der R SBB 2023 ist erhältlich bei der 
FGSV Verlag GmbH, Wesselinger Straße 15 - 17, 50999 Köln.

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften-
system“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www.landes-
recht.brandenburg.de eingestellt.

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 
Brandenburg in Kraft.

Wahl zum 8. Landtag Brandenburg 
am 22. September 2024

Bekanntmachung des Landeswahlleiters 
Vom 23. Juli 2024

Gemäß § 30 Absatz 4 und § 31 Absatz 2 der Brandenburgischen 
Landeswahlverordnung werden folgende Entscheidungen des 
Landeswahlausschusses vom 4. Juli 2024 auf Grund von § 21 
Absatz 5 Satz 2 und § 22 Absatz 2 Nummer 2 des Branden-
burgischen Landeswahlgesetzes bekannt gemacht:

1.	 Der Landeswahlausschuss hat in öffentlicher Sitzung am 
4. Juli 2024 auf der Grundlage des § 21 Absatz 5 Satz 2 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes für alle Wahl-
organe verbindlich festgestellt, dass die nachfolgenden 
Vereinigungen, die ihre Beteiligung an der Wahl gemäß 
§ 21 Absatz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
form- und fristgerecht angezeigt haben, als Parteien 
oder politische Vereinigungen anzuerkennen und somit 
als solche zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Wahl zum 8. Landtag Brandenburg berechtigt sind (in der 
Reihenfolge des Eingangs ihrer Beteiligungsanzeigen):

a)	 Parteien

-	 DER DRITTE WEG (III. Weg),
-	 Bündnis Deutschland,
-	 WerteUnion (WU),
-	 Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Ge-

rechtigkeit (BSW),
-	 Partei der Rentner (PDR).

b)	 politische Vereinigungen

-	 Demokraten Brandenburg,
-	 Deutsch Land Wirtschaft (DLW).

2.	 Weiterhin hat der Landeswahlausschuss in öffentlicher Sit-
zung am 4. Juli 2024 auf der Grundlage des § 22 Absatz 2 
Nummer  2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
festgestellt, dass für die nachfolgende Listenvereinigung, 
die ihre Beteiligung an der Wahl gemäß §  22 Absatz  2 
Nummer  1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
form- und fristgerecht angezeigt hat, die Voraussetzungen 
für eine Listenvereinigung vorliegen und damit die Be-
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rechtigung zur Einreichung gemeinsamer Wahlvorschläge 
besteht:

-	 Plus Brandenburg (Plus)
Listenvereinigung unter Beteiligung der Parteien „Piraten-
partei Deutschland“ (PIRATEN), „Volt Deutschland“ 
(Volt) und „Ökologisch-Demokratische Partei“ (ÖDP).

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Öffentliche Bekanntmachung zum Vorhaben 
von Erstaufforstungen nach § 9 des Waldgesetzes 

des Landes Brandenburg (LWaldG)

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Forstamt Potsdam-Mittelmark 
Vom 16. Juli 2024

Auf die Anträge der BFU - Brandenburgische Fläche und Um-
welt GmbH, Nordparkstraße 30, 03044 Cottbus zur Neuanlage 
von Wald auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen im 
Landkreis Potsdam-Mittelmark in den Gemarkungen Rep-
pinichen, Reetz, Schlamau, Klepzig, Reetzerhütten, Belzig, 
Benken, Brück, Schwanebeck, Dippmannsdorf, Fredersdorf, 
Jeserig/Fläming, Jeserigerhütten, Lübnitz, Lehnsdorf, Lütte, 
Medewitz, Medewitzerhütten, Mützdorf, Neuehütten und Wie- 
senburg wurden mit den Bescheiden vom 16. Juli 2024 die Ge-
nehmigungen zu den Aufforstungen erteilt beziehungsweise 
versagt.

Die Bescheide mit den Anlagen werden im

Forstamt Potsdam-Mittelmark, 
Waldfrieden 11, 

14806 Bad Belzig OT Dippmannsdorf

vom 12. August 2024 bis 30. September 2024 
(Auslegungszeitraum)

ausgelegt und können dort zu folgenden Geschäftszeiten

Montag bis Donnerstag	 9.00 Uhr - 15.00 Uhr
Freitag	 9.00 Uhr - 12.00 Uhr

eingesehen werden.

Gleichzeitig werden die Bescheide im UVP-Portal (Portal zu 
Umweltverträglichkeitsprüfungen und der Bauleitplanung im 
Land Brandenburg) unter www.UVP-Verbund.de/bb veröffent-
licht und sind dort in elektronischer Form einsehbar.

Mit diesem Schreiben unterrichtet die untere Forstbehörde, 
Landesbetrieb Forst Brandenburg, Forstamt Potsdam-Mittel-
mark, die Öffentlichkeit gemäß §  27 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über die Auslegung 
der Entscheidungen zu den Erstaufforstungsvorhaben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim

Landesbetrieb Forst Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 103, Haus 5
14473 Potsdam

erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102) in der 
jeweils geltenden Fassung
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetragen, 
so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin vor 
der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er muss 
das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. Gläu-
biger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des 
geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Verteilung 
des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den 
übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung oder die er-
forderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt oder erst 
nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus die-
sem Recht gänzlich unberücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Donnerstag, 
07.11.2024

10:00 Uhr 302, 
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser 
Chaussee 55, 
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Frankfurt (Oder)

lfd. 
Nr.

Gemarkung Flur, 
Flurstück

Wirtschaftsart 
und Lage

m2 Blatt

1 Frankfurt 
(Oder)

Flur 141, 
Flurstück 34

Gebäude- und 
Freifläche, Land-
wirtschaftsfläche  
Berliner Str.  
OT Booßen

3.630 16602, 
BV lfd. 
Nr. 1

2 Frankfurt 
(Oder)

Flur 141,
Flurstück 35

Gebäude- und 
Freifläche,  
Berliner Str.  
OT Booßen 55

560 16602, 
BV lfd. 
Nr. 2

lfd. Nr. 1
Lage: Berliner Straße 55, 15234 Frankfurt (Oder) OT Booßen

Verkehrswert:   176.000,00 EUR

lfd. Nr. 2
Lage: Berliner Straße 55, 15234 Frankfurt (Oder) OT Booßen

Verkehrswert:   224.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 04.05.2022 (BV lfd. Nr. 1, 
Flur  141, Flurstück  34 und BV lfd. Nr.  2, Flur  141, Flur-
stück 35) in das Grundbuch eingetragen worden.
Az.: 3 K 33/22
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen 

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstausweis 
von Frau Madlen Rakowsky, Dienstausweisnummer  105592, 
Kartennummer 03282, Farbe blau, ausgestellt am 23.05.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstausweis 
von Herrn Yannick Hejzlar, Dienstausweisnummer  102324, 

Kartennummer 00556, Farbe blau, ausgestellt am 10.03.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Ministerium der Finanzen und für Europa

Der abhandengekommene Dienstausweis von Herrn Alex-
ander Prill, Dienstausweisnummer 215156, ausgestellt am 
01.09.2016, Gültigkeitsvermerk bis 31.08.2026, wird hiermit 
für ungültig erklärt.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein Bürgerbündnis freier Wähler e. V. mit Sitz in 
14469 Potsdam, Am Küssel 3 wurde zum 30.  Juni 2024 auf-
gelöst. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend ge-
nannten Liquidatorinnen und Liquidatoren anzumelden:

Carola Walter
Am Küssel 3
14469 Potsdam

Matthias Müller
Bertha-von-Suttner-Straße 18
14469 Potsdam

Der Verein Lindower Trocken-Team e. V., c/o Ursula Stein-
meyer, Gühlen 19, 16835 Lindow (Mark), ist zum 31.  März 
2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein 
bei nachstehend genannten Liquidatorinnen anzumelden:

Dagmar Niegebär
Teschendorfer Weg 15
16835 Rüthnick

Ursula Steinmeyer
Gühlen 19
16835 Lindow (Mark)

Der Förderverein Dorfkirche Hirschfelde e. V., Akazien-
allee 10 b, 16356 Werneuchen OT Hirschfelde, ist zum 30. Juni 
2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein 
bei nachstehend genannten Liquidatoren anzumelden:

Patrick Fiedermann
Akazienallee 10 b
16356 Werneuchen OT Hirschfelde

Hans-Joachim Spiegel
Thälmannstraße 14
16356 Werneuchen

Der Verein DREIST e. V., Eisenbahnstraße 18, 16225 Ebers-
walde, ist am 13. Mai 2024 durch die Mitgliederversammlung 
aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden 
aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nach-
stehend genannten Liquidatorinnen anzumelden:

Birgit Berger
DREIST e. V.
Eisenbahnstraße 18
16225 Eberswalde

Claudia Schallat-Müller
DREIST e. V.
Eisenbahnstraße 18
16225 Eberswalde
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Der Verein Ländlicher Arbeitsförderungs- und Kultur-
verein Trebbin e. V., c/o Peter Mann, Luchstraße 9, 14959 Treb- 
bin, ist am 27. November 2023 aufgelöst worden. Die Gläubi-
gerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende An-
sprüche gegen den Verein bei nachstehend genanntem Liqui-
dator anzumelden:

Peter Mann
Luchstraße 9
14959 Trebbin

Der Kleingartenverein „Am Feld“ e. V. Hohen Neuendorf, 
c/o René Engelhardt, Achtermannstraße 16, 13187 Berlin, ist 
am 13. April 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Li-
quidatoren anzumelden:

René Engelhardt
Achtermannstraße 16
13187 Berlin

Sabine Treike
Schwarzwurzelstraße 8
12683 Berlin

Der Verein Haus-, Wohnungs-, und Grundeigentümerver-
ein Rheinsberg e. V., Schloßstraße 16, 16831 Rheinsberg, ist 
am 13.  Juni 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Li-
quidatoren anzumelden:

Petra Pape	 Mathias Kehrberg
Schloßstraße 16	 Mirower Straße 7
16831 Rheinsberg	 16837 Flecken Zechlin

Dr. Wulf-Rüdiger Arp
Mühlenstraße 24
16831 Rheinsberg

Der Verein Forum Demokratie e. V. - Bildungswerk in Berlin 
& Brandenburg, c/o Marek Voigt, Bissingzeile 11, 10785 Ber- 
lin, ehemals Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin, ist am 19. Fe-
bruar 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubi-
ger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Ver-
ein bei nachstehend genanntem Liquidator anzumelden:

Marek Voigt
Bissingzeile 11
10785 Berlin
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